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Die Nebenerwerbssiedlung in Sachsen
Von Dr. Dr. Nusch, Dresden.

Das Industriegebiet Sachsen hat unter der Not-

lage auf dem Weltwirtschaftsmarkt ganz besonders
schwer zu leiden. Seine in der Hauptsache auf den

Export eingestellte Industrie stößt allenthalben
auf verschlossene Türen. Wenn es auch bisweilen

gelungen ist, Ersatz im In- und Ausland zu fin-
den, so gähnen einen doch heute, wenn man durch
die sächsischenGaue fährt, leere Fabriken an, ja
man erlebt es sogar, daß Fabriken, die früher bis

zu 10 000 Arbeiter beschäftigt haben, abgerissen
werden. An Stelle blühenden Lebens Nuinen,
statt eifrigen Schaffens Arbeitslosigkeit, Ver-

zweiflung, ungeheuerliche wirtschaftliche Not. Das

Bedenkliche hierbei ist, daß nach Lage der Dinge
kaum damit zu rechnen ist, daß die Hunderttau-
sende von Arbeitslosen in Sachsen in ihrer Ge-

samtheit wieder in den organischen Arbeitsmarkt

eingegliedert werden können. Selbst wenn man

das feste Zutrauen zur nationalen Regierung und

ihrem Ausbauplan hat, und auf eine starke Wie-

derbelebung des Binnenmarktes vertraut, muß
man sich doch darüber klar sein, daß für Sachsen
immer noch gewaltige Schwierigkeiten verbleiben,
das Heer seiner Arbeitslosen unterzubringen
Ein Weg dazu, oder wenigstens ein

bedeutsames Hilfsmittel bietet die

Siedlung, und zwar in besonderer
Form der Nebenerwerbssiedlung,
die dem Nichtbefchäftigtenoder nicht Vollbeschäf-
tigten die Möglichkeit gibt, auf eigener Scholle
Von gewissem Ausmaß wenigstens einen Teil sei-
nes Lohnausfalles zu ersetzen.
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Das »Sächsische Heim« hat seit Jahren sich be-

müht, dem Gedanken der Nebenerwerbssiedlung
in Sachsen Geltung zu schaffen und auch praktisch
zu prüfen. Bereits im Herbst 1930 hat es einen

Kreis von führenden Männern aus ganz Deutsch-
land zu einer Besprechung über die Neben-

erwerbssiedlung nach Dresden geladen, ohne frei-
lich ein wirklich greifbares Ergebnis daraus zu

gewinnen. Der Gedanke war damals noch zu

neu, die Ansichten gingen sehr auseinander und

vor allem zeigte es sich, daß die Verhältnisse in

den einzelnen Gegenden Deutschlands so verschie-
denartig gelagert sind, daß sie für jeden Landes-

teil am besten für sich getrennt praktisch in An-

griff genommen werden. Im Iahre 1931, zu
einer Zeit, als der Wohnungsbau noch wesentlich
auf den Zeilengeschoßbau eingestellt war, konnte
das »SächsischeHeim« dank der Unterstützung des

Arbeits- und Wohlfahrtsministeriums einen ersten
praktischen Versuch mit der Nebenerwerbssiedlung
in Freital b. Dresden unternehmen. Es wurden
18 Kurzarbeiterstellen auf Grundstücken von 1000

bis 1800 Quadratmeter errichtet, die damals vor

allen Dingen den Beweis erbringen sollten, daß
man auch Siedlungsbauten preiswert durchführen
könne und gleichzeitig sollte die Notwendigkeit der

Abkehr vom Geschoßhaus dargetan werden. Vor
allem sollte die Zweckmäßigkeit der Neben-

erwerbssiedlung nachgeprüft werden. Der Ge-
danke der Nebenerwerbssiedlung läßt sich in der
reinen Form nur in engster Verbindung mit der

Industrie anwenden. Dem Ziele der Bekämpfung



der Arbeitslosigkeit kommt man nur unter der

Voraussetzung wirklich nahe, wenn bei der In-

dustrie Kurzarbeit eingeführt wird, damit neue

Arbeitsplätze geschaffen und der so entstehende
Lohnausfall in der Form der Siedlung ersetzt
wird. Es sei gleich hier vermerkt, daß alle Be-

mühungen nach dieser Richtung in Sachsen bis-

her nur sehr wenig Erfolg gezeitigt haben. Ganz
neuerdings zeigen sich die ersten Ansätze zur

praktischen Verwirklichung nach dieser Richtung.
Man war sich dieses Fehlers bei der Leißnitz-Sied-
lung von vornherein bewußt, glaubte aber, dem

Gedanken als solchen praktische Gestalt geben zu

sollen, um irgendwie einen Anfang mit der Ver-

wirklichung der Idee zu machen· Inzwischen hat
eine vor kurzem erfolgte Nachprüfung ergeben,
daß die Kurzarbeiter inzwischen zum großen Teil

wieder zum Vollerwerb gelangt sind, so daß der

mit der Siedlung ursprünglich verfolgte Zweck
nicht voll erreicht worden ist. Sie hat aber eins

gelehrt: selbst wenn es nicht gelingt, überall die

Nebenerwerbssiedlung in unmittelbarem Zusam-
menhang mit den Kurzarbeiterschichten bei der

Industrie durchzuführen, so besteht für Sachsen
doch eine wichtige Aufgabe nach der Richtung,
dem Industriearbeiter, soweit es durchführbar und

angängig ist, einen wirtschaftlichen Rückhalt durch

Siedlung, durch Verbindung mit der Scholle, zu

geben und ihn so von den Wechselfällen der Kon-

junktur unabhängiger, krisenfester zu machen.

Nach Mitteilung aus der Literatur wird die

verhältnismäßig große Krisenfestigkeit der säch-
sischen Textilindustrie in der Vorkriegszeit gerade
darin erblickt, daß die Textilarbeiter zum erheb-
lichen Teil noch mit der Scholle verbunden waren,

kleine Stellen besaßen, auf die sie sich im Falle
der Kurzarbeit oder Arbeitslosigkeit zurückziehen
konnten, ohne den Unbilden der Arbeitslosigkeit
in voller Kraßheit ausgesetzt zu sein. Auch Ar-

beitgeber haben bestätigt, daß sie durch dieses
System in der Lage waren, sich der jeweiligen
Wirtschaftslage anzupassen. Die Arbeitsverhält-
nisse waren durchaus labil und Arbeitgeber und

Arbeitnehmer waren in der Lage, sich geschickt
den jeweiligen Anforderungen der Wirtschaftslage
anzugleichen.

Um die Richtigkeit dieser Gedankengänge zu er-

weisen, erschien es wertvoll, festzustellen, ob und

in welchem Umfange die Nebenerwerbs-

siedlung von früher her noch in Sachsen
v o r h a n d e n ist. Daß diese Siedlungsform in

erheblichem Maße noch vorhanden ist, war be-

kannt; über ihre Verbreitung im einzelnen etwas

zu erfahren, war bisher trotz aller Bemühungen
nicht möglich. Herr Dr. I s e nb e r g von der

Technischen Hochschule, Dresden, ist nun dieser
Frage im Auftrage des »SächsischenHeims«, Lan-

des-Siedelungs- und Wohnungsfürsorge-Gesell-
schaft G. m. b. H·, Dresden, nachgegangen.

In ganz Sachsen gibt es nach der landwirt-

schaftlichen Betriebszählung noch etwas über

100 000 landwirtschaftliche N e b e n e r w e r b s -

betriebe, von denen 45000 durch In-

dustriearbeiter bewirtschaftet wer-

den, eine Zahl, die doch beachtlich groß ist und

die selbst bei den Kennern sächsischerVerhältnisse
Ueberraschung bereiten wird. Damit ist gleich-
zeitig dem Einwand begegnet, daß es sich bei der

Bemühung um die Nebenerwerbssiedlung doch nur

um eine der vielen gelegentlich auftauchenden
Ideen handelt, die ebenso schnell wieder als un-

durchführbar verworfen werden. Hier besteht die

Möglichkeit, an die Ueberlieferung anzuknüpfen
und eine Wirtschaftsstruktur neu zu beleben und

auszubauen, die früher, wie schon bemerkt, für die

sächsischeWirtschaft eine besonders geeignete Vor-

aussetzung gewesen ist.

Inzwischen ist der Gedanke der Nebenerwerbs-

siedlung von den verschiedensten Seiten aufgenom-
men und vorwärts getrieben worden. Insbeson-
dere ist in der Zeitschrift »Siedlung und Wirt-

schaft« in einem Sonderheft der Gedanke der Re-

benerwerbssiedlung von berufener Seite nach allen

Richtungen durchleuchtet und untersucht worden.

Auch in der Siedlerschaft hat inzwischen der Ge-
danke der Nebenerwerbssiedlung Fuß gefaßt und

in Sachsen sind völlig neue Gruppen in der Bil-

dung begrifen, die die Nebenerwerbssiedlung auf
ihr Panier geschrieben haben· Der praktischen
Arbeit und Untersuchung kommt also heute das

Verlangen der Praxis entgegen, ringt um Gestal-
tung und heischt die Verwirklichung der Idee.

Hinzu kommt, daß die Stadtrandsiedlung vom

Reichsarbeitsministerium allmählich eine Gestal-
tung gefunden hat, die mehr und mehr von der

Vollerwerbslosensiedlung in die Kurzarbeitersied-
lung übergeht. Also auch die sonst so schwierige
Frage der Finanzierung der Nebenerwerbssied-
lung ist, wenn auch noch nicht völlig gelöst, so doch
wesentlich erleichtert.

Die Wiederverbindung der entwurzelten Men-

schenmassen mit dem Boden, die Schaffung des

Eigenheimes und damit die Grundlage für ein

wirkliches Familienleben, Wiederaufbau des

Volkskörpers, der Schutz vor den Wechselfällen der

Konjunktur und Zurückführung zur Arbeit, soweit
es die Verhältnisse irgendwie gestatten, alle diese
Gesichtspunkte der Nebenerwerbssiedlung decken

sich mit den Wünschen und Absichten der natio-

nalen Regierung.

Ein Einwand gegen die Nebenerwerbssiedlung
ging oft dahin, daß die Arbeitslosigkeit eine wenn

auch in einem Ausmaß erweiterte übliche Kon-

junkturerscheinung sei, und daß auch diese Krisis,
wie so viele der früheren, überwunden würde und

damit auch die Arbeitslosigkeit in ihrem jetzigen
Umfange· Dann wären die neugeschaffenen Ne-
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benerwerbssiedlungen in ihrem Ausmaß viel zu

groß und neue Fehlinvestitionen würden sich er-

geben. Diese Anschauung verkennt die völlige

Strukturänderung auf dem Weltmarkt und in der

deutschen Wirtschaft. Es ist so häufig der Nach-
weis erbracht worden, daß es sich hier nicht mehr
um eine konjunkturelle, sondern um eine erheb-
liche strukturelle Krisis handelt, daß es sich er-

übrigt, hierauf näher einzugehen. Wenn der Ge-

danke der Rebenerwerbssiedlung in Sachsen theo-
retisch einwandfrei begründet werden soll, so
müßte auch namentlich diesen Einwendungen
gegenüber der Nachweis versucht werden, daß die

Lage der sächsischenExportgüterindustrie im Zu-
sammenhang mit der Strukturänderung auf dem

Weltwirtschaftsmarkt so erschwert ist, daß jetzt
eine völlige Wiedereinschaltung des Heeres der

Arbeitslosen in den Arbeitsgang kaum möglich
erscheint.

Auch nach dieser Richtung hat Herr Dr. I s en -

b e r g auf Anregung des »SächsischenHeims« Un-

tersuchungen durchgeführt, bei denen auch die Er-

gebnisse der Schrift von Bramstedt »Die Krise der

sächsischenJndustriewirtschaft« verwertet worden

sind. Das Ergebnis dieser Untersuchung führt da-

hin, daß man im großen und ganzen mit stark ver-

ringerten Exportmöglichkeiten für die sächsische
Exportgüterindustrie wird rechnen müssen. Der
Export von Produktionsgütern, der sich noch eher
halten wird, wird aber in viel stärkerem Maße
auch den Schwankungen der Konjunktur des Aus-
lands unterliegen. Der Beweis, daß die Neben-

erwerbssiedlung demnach notwendig ist, um auf
diese Weise der Arbeitslosigkeit mit zu Leibe zu
gehen, dürfte damit erbracht sein.

Inzwischen hat auch die praktische Arbeit in

Sachsen nicht geruht. Auf dem dem »Sächsischen
Heim« gehörenden Rittergut Neukirchen bei
Chemnitz ist neben der landwirtschaftlichen Sied-
lung und der Vorstadt-Siedlung auch der Neben-·

erwerbssiedlung Rechnung getragen worden. Dort
sind zurzeit 30 Nebenerwerbssiedlungen in der

Durchführung begriffen. Hier war urfprünglich
der Versuch gemacht worden, in Zusammenhang
mit den Wanderer-Werken, Ehemnitz, die orga-
nische Verbindung zwischen Kurzarbeit und Ne-

benerwerbssiedlung herbeizuführen Es ist aber

nicht gelungen, Kurzarbeiter dieses Werkes der

Siedlung Neukirchen zuzuführen. Wie lebhaft
aber der Gedanke bereits in Arbeiterkreisen Fuß
gefaßt hat, geht daraus hervor, daß jetzt, während
die Stellen noch im Bau begriffen find, für diefe
30 Stellen sich 150 Bewerber gemeldet haben.
Das Nähere über die Durchführung der Siedlung
und die praktischen Erfahrungen werden in einem

besonderen Artikel behandelt werden.

Der Gedanke der Rebenerwerbssiedlung ist, wie

gezetgt, theoretisch weitgehend untersucht; er ist

praktisch verschiedentlich erprobt, in Siedlerkreisen
gewinnt das Verlangen nach dieser Form der

Siedlung ständig an Boden.

Auch die Finanzierungsmöglichkeiten sind er-

leichtert. Eins aber erscheint erforderlich, wenn

Mittel im größeren Maßstab für die Neben-

erwerbsfiedlung bereitgeftellt werden können. Es

geht nicht an, die Siedler einfach dort anzusetzen,
wo fie gerade wohnhaft sind, sondern es heißt hier
der Siedlungspolitik eine planmäßige und ziel-
bewußte Gestalt geben. Es gilt, Siedlung und

Wirtschaft in einen engen Zusammenhang zu

bringen, die Siedlungen müssen dort angelegt
werden, wo die Siedler nach der Struktur der ört-

lichen Wirtschaft am eheften noch Aussicht haben,
wenigstens im gewissen Umfange noch Arbeit und

Erwerb zu finden. Dies ist um so notwendiger,
als der Gedanke der organischen Verbindung von

Arbeitszeitverkürzung und Nebenerwerbssiedlung
im Zusammenhang mit der Industrie zunächst an-

scheinend nur an einigen Stellen zu glücken
scheint. Um die Unterlagen auch für diese Arbeit

zu schaffen, hat Herr Dr. Jsenberg auch hierüber
Untersuchungen angestellt, die ebenfalls von ihm
nachstehend dargelegt werden. Das Hauptergeb-
nis kann dahin zusammengesaßt werden, daß es

sich empfiehlt, die Siedlungen mehr in agrarifche
Bezirke zu legen, als in die reinen Industrie-
bezirke. Während früher bei Verteilung der amt-

lichen Mittel für Siedlungszwecke Bevölkerungs-
zahl, Wol)nungsnot, Arbeitslosenzisfer, in der

Regel den Ausschlag gaben, muß jetzt von diesem
System der schematifchen Verteilung abgerückt und
der Gedanke der innigen Verbundenheit von Sied-

lung und Wirtschaft in den Vordergrund gerückt
werden.

Wenn die Nebenerwerbssiedlung ein bedeut-

samer Faktor an dem Wiederaufbau unserer Ge-

samtwirtschaft werden soll, so muß man sich über
zweierlei Dinge klar sein. Es handelt sich bei der

Durchführung dieser Siedlungsform nicht in erster
Linie um eine architektonische Aufgabe, sondern
es spielen Fragen der bodentechnischen Bewirt-

schaftung und der richtigen Anlage eine bedeut-

same Rolle. Nicht die Frage der Aesthetik, son-
dern die Frage der richtigen wirtschaftlichen Ge-

staltung steht im Vordergrund. Darüber hinaus
muß man sich darüber klar sein, daß mit der Er-

stellung des Hauses und Beschaffung der Stelle
die Aufgabe noch nicht erfüllt ist. Vielmehr muß
der Siedler durch Wirtschaftsberatung,
durch Belehrung und Anleitung angehalten und

ihm die Möglichkeit gegeben werden, sich über
diese Fragen zu unterrichten. Ueber die Maß-
nahmen der sächsischenRegierung nach dieser Rich-
tung wird in einem besonderen Aufsatz berichtet
werden.

239



»

Vorhandene Rebenberus-Siedlungen in Sachsen
Von Dr. Isenberg, Dresden.

Es soll an dieser Stelle gezeigt werden, wie
weit die von Industriearbeitern im Nebenberuf
ausgeübte landwirtschaftliche und gärtnerische
Tätigkeit schon bisher in Sachsen verbreitet

ist, wie weit also die jetzige Förderung der neben-

beruflichen Kleinsiedlung schon an vorhandene
Einrichtungen anknüpft.

Wir finden die gewerbliche Tätigkeit in Ver-

bindung mit der Bewirtschaftung eines landwirt-

schaftlichen Grundstückes, das aber zum vollen

Unterhalt einer Familie nicht mehr ausreicht,
vorwiegend in agrarischen Gebieten mit klein-

bäuerlicher Betriebsstruktur und eingestreuter
Industrie. Das südwestdeutscheWirtschaftsgebiet,
namentlich Württemberg, ist durch die enge Ver-

bindung zwischen landwirtschaftlicher und indu-

strieller Tätigkeit bekannt. Auch Teile von West-
falen, Hessen, Thüringen weisen die Verbindung
auf. Mit der Vergrößerung der Familie, mit

der weiteren Teilung des landwirtschaftlichen
Grundbesitzes wird die Bewirtschaftung des

Grundstückes, das früher Haupterwerbsquelle ge-

wesen ist, zum Nebenerwerb und die hauptsäch-
lichen Bareinnahmen werden aus einem Arbeits-

verhältnis in der Industrie, bei der Eisenbahn,
oder in einem sonstigen Wirtschaftszweig ge-
wonnen.

Man könnte vermuten, daß die landwirtschaft-
liche Nebenerwerbssiedlung von Industriearbei-
tern —- so wollen wir kurz die nebenberufliche
Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Grundstücke
durch Arbeiter in Industrie und Handwerk be-

zeichnen —- in Sachsen verhältnismäßig bedeu-

tungslos ist. Einmal gehört Sachsen schon zu den

Gebieten, in denen gewerbliche Tätigkeit für den

Fernabsatz schon seit Jahrhunderten heimisch ist
(meist als Ersatzbeschäftigung für den früher be-
triebenen Bergbau). Sachsen zählt zu den alten

Industrieländern und der Anteil der industriell
tätigen Personen (ohne das überall vorhandene
für den Nebenbedarf arbeitende Handwerk und
das Baugewerbe) ist fast doppelt so groß wie im
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Deutschen Reich. Sachsen hat gewerbliche Ar-
beiter mit generationenlanger Tradition, eine

Arbeiterschaft, die nicht erst in den letzten Jahr-
zehnten den Weg Von der Landwirtschaft in die

Industrie gefunden hat. Andererseits ist der An-

teil der landwirtschaftlichen Bevölkerung geringer
als in jedem anderen Landesarbeitsamtsbezirk
Deutschlands. Ferner ist die Sitte der ge-

schlossenen Vererbung der Bauernhöfe über-

wiegend vorherrschend, im Gegensatz zu den

Nealteilungsgebieten im Südwesten und Westen,
so daß die Bauernhöfe einen Umfang be-

halten, der eine ausreichende Existenzbasis für
die Familie des Bewirtschafters bietet. Sachsen
ist ein Gebiet, in dem der mittel- und großbäuer-
liche Betrieb überwiegt. — Die Verteilung der

Betriebe auf die einzelnen Größenklassenhat sich
seit der Zählung von 1882 nur unwesentlich ver-

ändert.

Trotzdem trifft die Vermutung.
daß die Nebenerwerbssiedlung in

- Sachsen bedeutungslos sei, nicht
zu. Zwar hatte die überwiegende Mehrzahl
der Industriearbeiter keine Verbindung mit der

Landwirtschaft, insbesondere soweit sie in Groß-
und Mittelstädten lebt, doch bewirtschaftet ein

bei der starken Industrialisierung Sachsens nicht
unbeachtlicher Teil der Industriearbeiter noch
im Nebenberuf ein kleines landwirtschaftliches
oder gärtnerisches Grundstück, das zwar bei
weitem nicht zum vollen Unterhalt ausreicht,
aber doch besonders in Notzeiten eine er-

wünschte Ergänzung des Einkommens bildet. In
dem Werke von Gebauer über die »Volkswirt-
schaft im Königreich Sachsen« (1893) wird be-

tont, daß es in Sachsen eine große Zahl von Per-
sonen gibt, die neben ihrer anderweitigem ins-

besondere gewerblichen Tätigkeit noch etwas

Landwirtschaft betreiben und dadurch ihre Lage
zu einer günstigeren Gestaltung, als es sonst mög-
lich wäre, bringen. Durch die Durchsetzung eines

sehr großen Teils des Landes mit industriellen
Betrieben wird dies sehr erleichtert.

Eine Kombination der landwirtschaftlichen Be-

triebszählung mit der Berufszählung und Haus-
haltzählung von 1925 kann uns einige Anhalts-
punkte über die Verbreitung der landwirtschaft-
Iichen Nebenberufssiedlung bei Arbeitern in Jn-

dustrie und Handwerk geben. Darnach hat Sach-
sen im ganzen etwa 170 000 landwirtschaftliche-
Betriebe, von denen aber über 100 000 unter

2 Hektar groß sind, eine Größe, die im allgemei-
nen — abgesehen von den etwa 2000 Erwerbs-

gartenbetrieben — nicht zum vollen Unterhalt
einer Familie ausreicht. Die Statistik zeigt wei-

ter, daß der größte Teil dieser Zwergbetriebe von

Angehörigen anderer Berufe nebenberuflich be-

wirtfchaftet wird. Insgesamt werden in

Sachsen etwa 450001andwirtfchaft-
liche Kleinbetriebe durch Arbeiter
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in Industrie und Handwerk, sagen wir

also Industriearbeiter, bewirtschaftet. Der

größte Teil dieser von Industriearbeitern bewirt-

schafteten Betriebe (Z) ist zwischen 0,05 und

0,5 Hektar groß, im Durchschnitt ungefähr nicht
ganz 1 Morgen. Diese 45 000 Betriebe erscheinen
sehr klein im Verhältnis zur Gesamtzahl der In-

dustriearbeiter, die nach der Berufszählung von

1925 1210 000 betrug· Ein Vergleich der Zahl
der landwirtschaftlichen Nebenerwerbssiedlung
von Industriearbeitern mit der Gesamtzahl der

Industriearbeiter gibt uns jedoch keinen richtigen
Eindruck davon, wie weit diese noch mit der

Landwirtschaft in Verbindung stehen« Ein land-

wirtschaftlicher Kleinbetrieb wird in der Regel
nicht von einem einzigen Alleinstehenden bewirt-

schaftet, sondern im Rahmen eines Familienhaus-
haltes, in dem zumeist noch andere Familienmit-
glieder erwerbstätig sind. (In Sachsen kommt

auf jeden als Industriearbeiter erwerbstätigen
Familienvorstand noch ein erwerbstätiger Mit-

verdiener.) Wir müssen also die landwirtschaft-
lichen Nebenerwerbssiedlungen von Industrie-
arbeitern in Beziehung setzen zu der Zahl der

Jndustriearbeiterfamilien, das sind in Sachsen
488 000. Nicht ganz jede elfte Industriearbeiter-
familie kann ihr Einkommen durch die Be-

wirtschaftung eines landwirtschaftlichen Grund-
stücks ergänzen. — Wenn wir die Großstädte
ausnehmen, in denen ja nur in geringerem Maße
landwirtschaftliche Nebenerwerbssiedlungen vor-

handen sind, so kommt auf etwas mehr als jede
siebente Industriearbeiterfamilie eine Neben-

erwerbssiedlung
Vergleichen wir nun die sächsischenVerhältnisse

noch mit einigen anderen Gebietsteilen Deutsch-
lands:

Würt- Ost-
Sachsen Zeeixpreußen

Reich

Landwirtschaftl. Betriebe
von Industriearbeitern
bewirtschaftet . . . . . 45577 4613012183 935000

Arbeiter in Industrie und in tausend
Handwerk . . . . . . 1210 434 140 9781
davon männlich . . . 826 320 123 7822

Familien von Industrie-
arbeitern . . . . . . . 488 141 60,4 4177

eskommenNebenerwerbss
siedlungen von Indu-
striearbeitern

auf 100 männliche Indu-
striearbeiter . . . . . 5,5 14,4 9,9 12

auf 100 Familien von

Industriearbeitern . . 9,4 32,9 20,0

desgleichen ohne Groß-
städte
männliche Industriearb. 7,6 16,6
Familien von Industrie-
arbeitern . . . . . . . 13

12,2 — —

25,5 — —-37,9



Wir ersehen aus der Tabelle, daß auch im gan-

zen Neich die landwirtschaftliche Nebenerwerbs-

siedlung von Industriearbeitern in noch beacht-
lichem Maße vertreten ist. Auf etwas mehr als

jede vierte Industriearbeiterfamilie entfällt eine

Nebenerwerbssiedlung Besonders stark tritt die

Nebenerwerbssiedlung von Industriearbeitern in

Württemberg hervor. Würde man dort noch die

industriellen Städte über 20 000 Einwohner her-
ausnehmen, so würde sich zeigen, daß jede zweite
Industriearbeiterfamilie noch an einem landwirt-

schaftlichen Grundstück einen Rückhalt hat.
Einen weiteren Anhaltspunkt für die neben-

berufliche Ausübung der landwirtschaftlichen Tä-

tigkeit durch Industriearbeiter gibt die Berufs-
zählung. Darnach sind nur 13000 Industrie-
arbeiter nebenberuflich in der Landwirtschaft
tätig. Da die meisten Befragten aber die Frage
nach dem Nebenberuf nicht beantwortet haben, so
ist diese Zahl viel zu klein. Wir müssen minde-

stens mit einer 4mal so großen Zahl von Neben-

berufsfällen in der Landwirtschaft rechnen· Gibt

es doch schon, wie wir gesehen haben, nach
der landwirtschaftlichen Betriebszählung 45000

Zwergbetriebe, die von Industriearbeitern be-

wirtschaftet werden· Wenn aber auch die abso-
luten Zahlen der Berufszählung viel zu klein

sind, so geben sie doch einen Anhaltspunkt dafür,
in welchen Berufsgruppen die Neben-

erwerbssiedlung besonders stark vertreten ist.
Ueber durchschnittlich wird die Landwirtschaft
im Nebenberuf ausgeübt von den Arbeitern in

der Industrie der Steine und Erden (Ziegeleien,
Steinbrüche, was ja aus dem ländlichen Cha-
rakter dieser Gewerbe hervorgeht) und im Bau-

gewerbe. Bekanntermaßen sind ja vielfach die

Besitzer von kleinen landwirtschaftlichen Betrieben

während der Saison in den Städten als Bau-

arbeiter tätig, und pendeln täglich oder nur

wöchentlich zwischen ihrer Arbeits- und Wohn-
stätte, so z. B. nördlich von Dresden. Auch die

Holzarbeiter, man denke an Sägewerke, Holz-
schleifereien, Stellmachereien, die in ländlichen
Gebieten liegen, sind mit der Landwirtschaft noch
ziemlich stark verbunden. Bei den Textilarbeitern
ist die Verbindung mit der Landwirtschaft
wesentlich schwächer, aber auch nicht ganz bedeu-

tungslos, während sie bei den Arbeitern im Ma-

schinenbau und in der elektrotechnischen Industrie
kaum vertreten ist, was bei einem großstädtischen
Charakter dieser Wirtschaftszweige durchaus ver-

ständlich ist.
In welchen Gebietsteilen ist nun die

Nebenerwerbssiedlung von Industriearbeitern
stärker vertreten? Zur Beantwortung dieser
Frage setzen wir wieder die Nebenerwerbssied-
lung der Industriearbeiter zur Gesamtzahl der

männlichen Industriearbeiter in den einzelnen
Bezirken ins Verhältnis. (Besser wäre natürlich
auch hier die Verwendung der Haushaltstatistik,
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die aber leider nicht regional ausgearbeitet ist.)
Wir müssen uns also dabei im klaren sein, daß
der Industriearbeiter, der einen landwirtschaft-
lichen Kleinbetrieb im Rahmen seines Haus-
haltes bewirtschaftet, meist auch noch andere in-

dustriell erwerbstätige Angehörige hat, die somit
auch wieder mit der Landwirtschaft verbunden

sind. Die tatsächlicheVerbindung der Industrie--
arbeiter mit der Landwirtschaft ist erheblich stär-
ker (11-Iz-bis 2mal so stark) als aus den folgen-
den Zahlen ersichtlich ist.

Die Nebenerwerbssiedlung tritt in den agrari-
schen Gebieten des Nordens und Ostens besonders
stark hervor, namentlich in den Gebieten, wo die

Industrie der Steine und Erden ansässig ist, z. B.

in den Bezirken Grimma—Wurzen, Kamenz und

Bautzen, weiterhin in den stark agrarischen Be-

zirken Großenhain und Oschatz. Die Mitteldeut-

schen Stahlwerke in Niesa und Gröditz beschäfti-
gen vielfach Arbeiter aus diesen ländlichen Ge-

bieten. Der Pendelverkehr ist in Zeiten guter
Konjunktur ziemlich stark.

Im oberen Erzgebirge und im Vogtland wird

auch vielfach noch neben der Ausübung gewerb-
licher Tätigkeit im Hause oder in der Fabrik ein

landwirtschaftliches Grundstück bewirtschaftet. Die

dürftigen Bodenverhältnisse haben dort schon von

jeher die Bewohner zu gewerblicher Tätigkeit ge-

zwungen. Verständlich ist, daß in dem chemnitzer
und westsächsischenIndustrierevier der Anteil der

Industriearbeiter mit landwirtschaftlicher Neben-

erwerbssiedlung verhältnismäßig schwach ist.
In den größeren Landgemeinden wohnen zu-

meist nur Industriearbeiter. Verhältnismäßig
stark ist die Nebenerwerbssiedlung noch in Mittel-

sachsen in den Bezirken Döbeln und Meißen,
aber auch in der Umgebung der Großstädte Leip-
zig und Dresden ist sie nicht ganz bedeutungslos
Man denke an das gartenreiche Elbtal und an die

Landwirtschaft im Gebiete nördlich von Dresden·

In den Gebieten, in denen nach unseren statisti-
schen Ergebnissen die landwirtschaftliche Neben-

erwerbssiedlung von Industriearbeitern stark
vertreten ist, herrscht auch das Ein- und Zwei-
familienhaus, nicht die Mietskaserne, vor. Das

bestätigt uns auch die Einwohnerzählung von

1925 und die Wohnungszählung von 1927. Ie

mehr Haushaltungen auf ein Wohngebäude im

Durchschnitt entfallen, desto stärker tritt die

Massenwohnung, die Mietskaserne, hervor.
In den Landgemeinden derjenigen Bezirke, in

denen auch die Nebenerwerbssiedlung stark ver-

treten ist, kommen im Durchschnitt nur etwa 1,5
Haushaltungen auf ein Wohngebäude. «Auchder

Industriearbeiter wohnt im Ein- oder Zweifami-
lienhaus, zu dem meist ein Stück Garten und
unter Umständen auch ein kleines landwirtschaft-
liches Grundstück gehört. In den Landgemeinden
der folgenden Bezirke liegt die Zahl der Haushal-
tungen pro Wohngebäude:
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bei etwa 1,5: Kamenz, Großenhain, Oschatz,
Grimma, Döbeln, Borna;

bei etwa 2: Zittau, Löbau, Bautzen, Dippoldis-
walde, Pirna, Meißen, Freiberg, Marien-

berg, Nochlitz, Oelsnitz, Plauen;
bei etwa 3 und mehr: Dresden, Annaberg,
Flöha, Chemnitz, Stollberg, Glauchau,
Schwarzenberg, Auerbach, Zwickau, Wer-

dau und Leipzig ;

am höchsten also in den dicht besiedelten reinen

Industriebezirken und in der Umgebung der

Großstädte In diesen Bezirken ist ja auch die

Nebenerwerbsfiedlung schwächer vertreten.

Versuchen wir noch die Frage zu beantworten,

wieso in einem Gebiet, in dem die gewerbliche
Berarbeitung unbedingt vorherrschend ist. eine

nicht unbeachtliche Verbreitung der Neben-

erwerbssiedlung von Industriearbeitern vorhan-
den ist.

1. In den früher meist auf Bergbau, jetzt auf
verarbeitende Industrie eingestellten Gebieten

des Erzgebirges war die im Kleinbetrieb betrie-
bene Landwirtschaft von jeher Nebenerwerb. In
dem Bezirk Schwarzenberg find noch mehr als ZOZ
der landwirtschaftlich genutzten Fläche von Be-
trieben unter 5 Hektar besetzt.

2. In den Gebieten des Flachlandes gab es

schon früher eine Schicht von Leuten mit kleinem

Grundbesitz (Häusler usw.), die früher in grö-
ßeren Gütern arbeiteten, und jetzt als Bau-
asrbeiter oder in der Industrie ihren hauptsäch-
lichen Erwerb finden. .

3. In der Umgebung der Groß- und Mittel-

städte find mit der fortschreitenden Besiedlung
und Industrialisierung Von größeren Gütern
Teile zur nebenberuflichen Nutzung abgepachtet
oder abverkauft worden.

4. Ueberdies ist bei der weitgehenden Streuung
der Industrie auch in Kleinstiidten und Land-

gemeinden eine Verbindung industrieller und

landwirtschaftlicher Tätigkeit leichter möglich, als
in den dicht zusammengeballten Industriegebieten
in den Großstädten.

Exvortabhängigkeit Sachsens
Von Dr. Isenberg, Dresden.

Die wirtschaftlichen Strukturwandlungen wer-

den sich auf die einzelnen Gebiete Deutschlands
in sehr unterschiedlichem Maße auswirken. Wir

werden wohl erwarten können, daß in den rein

agrarifchen oder überwiegend agrarischen Gebie-

ten dank einer durchgreifenden und dadurch wohl
auch erfolgreichen Agrarpolitik eine wesentliche
Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse ein-
treten wird, was nicht nur der Landwirtschaft
selbst, sondern auch der Bevölkerung der über die

Agrargebiete verstreuten Klein- und Mittelftädte
zugute kommen wird, — dem dort ansässigen
Handwerk, dem Baugewerbe, den freien Berufen
usw. Die erhöhte Kaufkraft der Landwirtschaft
wird vor allen den für den örtlichen Bedarf arbei-

tenden Wirtschaftzweigen der Stadt- und Land-

gemeinden zugute kommen und man wird ohne
Bedenken auch eine starke Wohnungsbautätigkeit
fördern können. Dank der günstigeren Erwerbs-

möglichkeitenwerden die künftigen Bewohner im-

stande sein, die Mieten bzw. die Tilgungs- und

Zinsbeträge für Eigenheime aufzubringen. Nicht
ohne Sorge wird man aber der Entwicklung in

den Großstädten und Industriegebieten entgegen-
sehen dürfen, insbesondere soweit die letzteren auf
den Export eingestellt sind. Das Industrieland
Sachsen gehört zu diesen Gebieten. Sachsen hat
wohl eine sehr leistungsfähige Landwirtschaft Im

Norden und Osten ist ein erheblicher Teil der Er-

werbstätigen in der Landwirtschaft beschäftigt,
etwa K—Z. In den Großstädten, im Südwesten
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und Westen, überhaupt in den Gebirgsgegenden,
ist dagegen die Industrie die weitaus wichtige
Grundlage der ganzen Bevölkerung. Auch die

Erwerbsmöglichkeiten der für den örtlichen Be-

darf arbeitenden Wirtschaftszweige sind abhängig
von dem Einkommen der Industriebevölkerung.
Im Landesarbeitsamtsbezirk Sachsen ift der An-
teil der Landwirtschaft an der Gesamtzahl der Er-

werbstätigen mit 12Z Z von allen Landes-

arbeitsamtsbezirken am geringsten, während in

dem Wirtschaftsgebiet Brandenburg-Berlin, in
dem hochgradig industrialisierten Nheinland und

Westfalen 20Z in der Landwirtschaft tätig sind-.
Der Anteil der industriellen Erwerbstätigen (ohne
das überall vorhandene für den örtlichen Bedarf
arbeitende Handwerk und das Baugewerbe) ist
dagegen in Sachsen annähernd doppelt so groß
wie im Reich.

Wenn wir so auch im Norden und im Osten
von Sachsen eine gewisse Erleichterung der

arbeitsmarktlichen Schwierigkeiten erwarten kön-

nen, so ist das wirtschaftliche Schicksal der Gesamt-
bevölkerung in der Hauptsache von den Absatz-
möglichkeiten der Industrie abhängig. Dafür ist
nun von besonderer Bedeutung, wie sich der Ex-
port gestalten wird. Die weltwirtschaftliche Stel-

lung der deutschen Industrie ist damit gekenn-
zeichnet, daß sie zwar nicht ausgesprochen auf den
Weltmarkt eingestellt ist, aber doch im Interesse
einer genügenden Ausnutzung ihrer Anlagen und
einer genügenden Beschäftigung der Arbeiter-



bevölkerung auf den Export eines beachtlichen
Teils ihrer Produktion (25—3596) angewiesen
ist. Eine genaue Zahl für die Exportquote der

sächsischenIndustrie anzugeben, ist nicht empfeh-
lenswert. Einmal verschiebt sich die Exportquote
von Jahr zu Jahr je nach den Absatzmöglichkeiten
auf dem Binnenmarkt und der Aufnahmewillig-
keit des Auslands, andererseits lassen sich bei der

ungeheuren Mannigfaltigkeit der Erzeugnisse der

sächsischenIndustrie schwer umfassende Angaben
über Export- und Inlandsabsatz der einzelnen
Industriezweige gewinnen. Man nimmt aber an,

daß mindestens in der Borkriegszeit die Export-
quote der sächsischen Industrie größer als

im Neichsdurchschnitt gewesen ist. Die starke Ex-
portabhängigkeit der Industrie ist um so aus-

schlaggebender für das Gesamtschickfal eines Wirt-

schaftsgebiets, je größer der Anteil der Industrie
an der Gesamtwirtschaft ist. So ist das Schicksal
Sachsens noch sehr stark Von den weltwirtschaft-
lichen Verhältnissen abhängig. Einmal deshalb,
weil unmittelbar durch den Export Arbeitskräfte
beschäftigt werden und damit auch die notwendi-

gen Grundlagen für die sonstige Bevölkerung er-

weitert werden, andererseits hängt ja auch von

den Erlösen unseres Exports das Ausmaß der

Einfuhrmöglichkeiten der ausländischen Nohstoffe
ab, auf die die verarbeitende Industrie in Sach-
sen, insbesondere die Textilindustrie, aber auch
die papier- und holzverarbeitende Industrie an-

gewiesen ist.
Wir wollen nun einige Angaben über die Ex-
portabhängigkeit der wichtigsten Wirtschaftszweige
machen und dann auch zeigen, in welchen Gebieten

diese Wirtschaftszweige besonders stark hervor-
treten, d. h. also, für welche Gebietsteile der Aus-

landsabsatz bisher eine ausschlaggebende Wirt-

schaftsgrundlage für die Bevölkerung ist, bzw. ge-

wesen ist.
Die wichtigste Industrie Sachsens ist die Textil-

industrie, die 1925 etwa Z der in der Industrie
im engeren Sinne (ohne Handwerk usw.) tätigen
Bevölkerung beschäftigt hat. Die Textilindustrie
im ganzen ist überwiegend auf den Binnenmarkt

eingestellt. Nach der Produktionsstatistik von

1925 haben die Webereien etwa 15—207» direkt

ausgeführt. In Sachsen sind aber nur einige
Sonderzweige der Textilindustrie in sehr starkem
Maße vertreten, die wesentlich stärker exportorien-
tiert sind als der Durchschnitt der Textilindustrie,
so etwa die Wirkwarenindustrie, die je nach der

Art der Erzeugnisse im Iahre 1928 25——60Z ex-

portiert hat. (Strümpfe, Stoffhandfchuhe usw.).
Die Stickerei- und Spitzenindustrie hat in der

Vorkriegszeit etwa Z ihrer Produktion im Aus-
land abgesetzt, die Posamentenindustrie etwa die

Hälfte. Ebenso sind Teppiche und Baumwoll-

decken in beträchtlichemMaße exportiert worden.
Der Export einiger der typisch sächsischenPro-

dukte ist aber nun seit dem Krieg in außerordent-

lich starkem Maße zurückgegangen, einmal, weil

derartige Erzeugnisse als Luxusprodukte in be-

sonders hohem Maße mit Zöllen belastet werden,
und andererseits, weil die Moderichtung seit eini-

gen Iahren dafür außerordentlich ungünstig ist.
Wie wichtig der Export von 2 vorwiegend säch-
sischen Industrien, die im Rahmen der Gesamt-
industrie zahlenmäßig kaum hervortreten, gewesen
ist und wie verheerend sich hier Einsuhrhemmun-
gen des Auslands und auch ungünstige Mode-

wandlungen ausgewirkt haben, zeigen folgende
Zahlen:

DeutscherExportvon 1913 1929 1931 1932

Spitzenu.Stickereien 93 46 34 17 Mill. Mark

Pofamenten. . .. 74 25 19 8,4 ,, »

Der Export von Wirkwaren, das find vorwiegend
sächsischeErzeugnisse, konnte sich bis 1931 nament-

lich nach den europäischen Nachbarländern infolge
einer günstigen Moderichtung sehr befriedigend
gestalten. Die Schutzzollbewegung in England
und den nordischen Ländern hat aber 1932 schon
einen starken Rückschlaggebracht und auch künftig
wird man die Exportmöglichkeiten sehr ungünstig
einschätzenkönnen schon mit Rücksichtauf die ge-

fährliche japanische Konkurrenz.
Die zweitwichtigste sächsischeIndustrie, die Me-

tallindustrie, ist in sehr starkem Maße auf den

Auslandsabsatz angewiesen, ganz gleich, ob es sich
nun um Maschinen, Blechwaren, Bestecke oder
Sturmlaternen handelt. Die Maschinenindustrie,
die 1925 über 100 000 Menschen beschäftigt hat,
hatte 1928 trotz der bei der starken Inveftitions-
tätigkeit günstigen Absatzmöglichkeiten auf dem

Binnenmarkt eine Exportquote von 40Z. Im

Iahre 1931 sind bei absolut zurückgegangenem
Bolumen etwa der Produktion exportiert wor-

den. Der Textilmaschinen- und Werkzeugmaschi-
nen-Export spielt dabei eine besonders wichtige
Rolle. 1932 war noch das Nußlandgeschäft eine

gewisse Stütze für die Beschäftigungsmöglichkeiten
am Werkzeugmaschinenbau Der starke Export
von Textilmaschinen, insbesondere von Wirk-

maschinen, der im Iahre 1929 ein außerordentlich
starkes Ausmaß angenommen und daher auch «zu
einer sehr günstigen Gestaltung der Ehemnitzer
Wirtschaftsverhältnisse beigetragen hatte, fördert
natürlich indirekt auch die Industrialisierung des

Auslands und engt die Exportmöglichkeiten der

Fertigwaren ein. Ietzt ist auch der Maschinen-
export ftark zurückgegangen, weil die Investi-
tionstätigkeit im Ausland weitgehend ein-

geschränkt worden ist. Von den mannigfalti-
gen sächsischenIndustriezweigen, deren Erzeugnisse
zum größten Teil im Ausland abgesetzt werden,
sei noch die Hohlglasindustrie genannt, mit einer

Exportquote von etwa 50Z, die Industrie der

Großmusikinftrumente, deren früher beträchtlicher
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Auslandsabsatz fast völlig zerstört worden ist, die

Industrie der Kleinmusikinstrumente, die über

80Z exportierte und nun auch mit großen
Schwierigkeiten zu rechnen hat, die Industrie der

künstlichenBlumen, der Holzspielwaren usw. Auch
der Export von Spezialpapier- und Papierwaren,
die vorwiegend in Sachsen hergestellt werden, ist
beträchtlich.

Diese spezifischen Industrien sind vielfach an be-

stimmten Gegenden lokalisiert, oft als einzige und

ausschlaggebende Industrie, so daß in diesen Ge-

bietsteilen das wirtschaftliche Schicksal der ge-

samten Bevölkerung in höherem Grade von der

Gestaltung des prorts abhängig ist. Bei einem

weiteren Rückgang des prorts werden nur

außerordentliche Hilfsmaßnahmen diese Gebiete

vor einer akuten Notlage bewahren können.

Die hauptsächlichsteIndustrie des unteren säch-
sischen Vogtlands mit dem Mittelpunkt Plauen
ist die Stickerei- und Spitzenindustrie, die ja, wie

schon angeführt, seit bald 2 Jahrzehnten unter

Exporterfchwerungen und Modeumschwung zu lei-

den hat. Andere Industriezweige sind nur schwach

vertreten, so daß in diesen Gebieten eine dauernde

Arbeitslosigkeit (nur unterbrochen in den Zeiten
der Hochkonjunktur) vorhanden ist. Diese tritt

infolge einer nicht ungünstigen Struktur (weit-
gehendes Vorherrschen von Klein- und Familien-
betrieben) nicht in der Notlage des Gebiets ent-

sprechenden Arbeitslosen- und Wohlfahrtserwerbs-
losenziffern hervor.

Im oberen Vogtland (Klingenthal, Markneu-

kirchen) ist die Produktion der Kleinmusikinstru-
mente vorherrschend. In dem Gebiet westlich
und nordwestlich von Chemnitz (Limbach und

Burgstädt) werden vorwiegend Stoffhand-
schuhe fabriziert, die wieder zu 50—60Z expor-
tiert werden. Auch die Metallindustrie der Groß-

; stadt Chemnitz ist überwiegend exportorientiert.
Auch das Annaberger Gebiet war früher vorwie-

gend auf die stark exportorientierte Posamenten-
industrie eingestellt, Annaberg war ein wichtiger
Welthandelsplatz. Glücklicherweise gelang es,
die anderen dort vertretenen Industrien stär-
ker zu entwickeln. Im Osten von Sachsen (in
Sebnitz, Neustadt) ist die Blumenindustrie fast die
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einzige Erwerbsquelle der Bevölkerung, die ihre
Erzeugnisse fast ausschließlich nach England, Ame-
rika ausführt. Auch dort ist seit vielen Jahren
eine große Arbeitslosigkeit.

Auch über die sonstigen Gebiete Sachsens sind
Betriebe und Wirtschaftszweige verstreut, für die
der Auslandsabsatz von überwiegender Bedeutung
ist. Man denke an die verschiedenen Maschinen-
fabriken, an die Hohlglas- und Steingutindustrie,
an die Decken-, an die Lederhandschuhindustrie,
Holzwarenspielindustrie usw. Da aber diese Ge-
biete nichtIIso einseitig orientiert sind wie die vor-

erwähnten, so haben sie in dem Absatz anderer

mehr auf den Binnenmarkt eingestellten Indu-«

strien immer wieder einen gewissen Rückhalt.

Die künftigen Aussichten des Exports wird
man nicht als günstig, wenn auch nicht als hoff-
nungslos ansehen können. Wenn auch der Export
von Maschinen und sonstigen Produktionsgütern
für Sachsen von Bedeutung ist, so hat es doch
vorwiegend Konsumgüter und zwar meist für den

entbehrlichen Bedarf exportiert. Nach der schon
seit der Vorkriegszeit hervortretenden Tendenz
wird man mit einem weiteren relativen Rückgang
des Konsumgüterexports zu rechnen haben, wäh-
rend der Produktionsgüterexportsich noch eher
halten wird. Bei der weiteren Erschließung und

Jndustrialisierung der Ueberseeländer, aber auch
des europäischen Ostens wird man, selbst wenn

die Absperrungsmaßnahmen fortdauern, doch mit

einem weiteren Bedarf von Produktionsgütern
rechnen müssen, die aus den alten Industrielän-
dern bezogen werden, aus Ländern mit einer fein
differenzierenden und anpassungsfähigen Produk-
tionsgüterindustrie. Die deutsche Industrie wird

dabei eine nicht ungünstige Position haben. Man

wird andererseits nicht damit rechnen können, daß
der Produktionsgüterexport ein derartiges Aus-

maß erreichen wird wie in den Jahren 1927X29.
Der Export von Konsumgütern, namentlich von

Textilien wird, soweit er sich nicht auf Speziali-
täten erstreckt, die bis jetzt wegen der teueren Ar-

beitskraft und der weitgehenden Anwendung von

traditionell geschulter Handarbeit in den kauf-
kräftigeren Ländern nicht selbst hergestellt wer-

den, immer weiteren Hemmungen unterliegen.
Schon in der Nachkriegszeit ist der deutsche Export
von Konsumgütern weniger stark gestiegen. Der

Verlust vieler Ueberseemärkte konnte zwar gerade
für die sächsischeIndustrie durch eine Steigerung
des Absatzes in den europäischen Nachbarländern
in seiner Wirkung gemildert werden. Nun sind
aber auch diese Absatzmärkte feit 1931 weitgehend
versperrt durch Schutzzollsysteme, im Moment aber

auch durch den Vorsprung der Länder mit Valuta-

entwertung. Der beträchtliche Export von Tex-
tilien nach England, der weitgehend aus Sachsen
stammt, ist wertmäßig im Jahre 1932 auf 143 zu-

rückgegangen. Der Uebergang Englands zum
Schutzzoll hat speziell der sächsischen Industrie
wohl auf die Dauer einen sehr schweren Schlag
versetzt. Es wird allerdings noch möglich sein,
daß auch mit den Industrieländern des Westens
ein gewisser Austausch von Spezialitäten, wenn

auch in stark verringertem Maße, stattfinden wird.

Bei der großen Anpassungsfähigkeit der Jndustrie
in Sachsen werden immer noch gewisse Modeneu-

heiten einen, wenn auch nur vorübergehenden Ab-

satz im Ausland finden.

Von großer Bedeutung wird es für die sächsische
Industrie sein, wie weit etwa im Zusammenhang
mit der Schuldenreglung günstigere Absatzbedin-
gungen in den Vereinigten Staaten ausbedungen
werden können. M—1A des deutschen Exports
nach den Vereinigten Staaten stammt aus Sach-
sen, so gehen gerade die typisch sächsischenPro-
dukte, Pelzwaren, Stoffhandschuhe, Kunstblumem
Kleinmusikinstrumente, Spitzen und Stickereien,
in besonders starkem Maße nach den Vereinigten
Staaten. Unter Umständen wird auch eine wei-
tere Steigerung der Rohstoffpreise die Aufnahme-
fähigkeit einiger Ueberseeländer für die Produkte
der sächsischenVerbrauchsgüterindustrie steigern.
(Andererseits dürfen wir nicht übersehen, daß eine

Steigerung der Rohstoffpreise sich wieder sehr un-

günstig auf unsere Zahlungsbilanz auswirken
kann und damit die Jmportmöglichkeiten für
Rohstoffe, die für die sächsischeJndustrie zur Ver-

arbeitung unbedingt notwendig sind, einschränken
wird.)

Gegenüber den Jahren 1927X1929 wird m a n

im großen und ganzen doch mit ftark
verringerten Exportmöglichkeiten
für die sächsische Exportgüterindu-
strie rechnen müssen. Der Export von

Produktionsgütern, der sich noch eher halten wird,
wird aber in viel stärkerem Maße auch
den Schwankungen der Konjunktur
des Auslands unterliegen. Vom Ex-
port aus gesehen, werden so auch die Schwankun-
gen des Beschäftigungsgrades in Sachsen größer
sein, während früher gerade der Export immer

ausgleichend gewirkt hat, vorausgesetzt, daß nicht
schon bald internationale Abmachungen über den

Austausch von Produktionen gemacht werden, was

dann zu einer gewissen Stabilisierung der Absatz-
verhältnisse beitragen könnte. Schon mit Rück-

sicht auf die absolut verringerten Exportmöglich-
keiten, wie auf die größeren Schwankungen des

Auslandsabsatzes werden alle Maßnahmen zu
begrüßen sein, die für die Jndustriebevölkerung
direkt, aber auch für die sonstige für den örtlichen
Bedarf arbeitende und vom Schicksal der Jndustrie
weitgehend abhängige Bevölkerung einen mate-

riellen und moralischen Rückhalt schaffen können-
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Siedlnng Ritter-gut Neukirkhen
Von Dr.-Ing. Georg Wredc-Dresden.
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Abb. 1.

Aufteilungsplan, Siedlung Rittergut Neukirchen.
10 Bauernstellen von 4——15 ha. Davon 6 durch Ums und Einbau und 4 Neubautem 5 Landarbeiterstellen,
davon 2 durch Einbau in alte Wirtschaftsgebäudez 101 Vorstadt-s und Nebenerwerbssiedlerstellen; 32 Wohn-
Und Siedlungsgrundstücke am Hutholz; 24 Baustellen für Eins oder Mehrfamilienhäufer an der Vahnhofftraße;

Nestgut ca. 100 ha Feld und Wiese, 70 ha Wald; Bahnhofswirtschait.
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Abb. 2. Umbau eines Arbeiterhauses zu einer kleinen

Kuhhauernftelle von 4 ha (neuer Zuftand).

In dem am dichtesten besiedelten Land Euro-

pas, dem Industriestaat Sachfen mit seinen fast
350 Menschen im Durchschnitt auf den Quadrat-

kilometer, sind naturgemäß besonders enge Be-

ziehungen zwischen Stadt und Land und damit

zwischen Industrie und Landwirtschaft gegeben.
Dies äußert sich auch in den Ansiedlungen. Wohn-
und Arbeitergegenden stehen.sehr oft in engster
Verbindung mit den landwirtschaftlichen Gebieten
und beschwören damit die Gefahr herauf, daß
tüchtige, in der Landwirtschaft ausgewachsene
Kräfte zur Industrie abwandern oder in die eng
bevölkerten und in bezug auf Arbeitslosigkeit be-

sonders gefährdeten Großstädte ziehen. Um die

Abwanderung dieser völkisch sowie volktswirt-

schaftlich wertvollen Kräfte zu verhindern, ergibt
sich für Sachsen die Notwendigkeit, die Siedlung
im eigentlichen Sinne, d. h. die Boden- und Hei-
matverbundenheit und damit auch eine bessere
Existenzmöglichkeit zu fördern. Wenn auch der

landwirtschaftlichen Neusiedlung in Sachsen in-

folge der geringen landwirtschaftlichen Flächen,
der hohen Bodenpreise, der durch höhere Löhne,
schwierigeres Baugelände bedingten hohen Bau-

Abb.5. Umbau einer alten Scheune in eine große
Kuhbauernftelle mit ca. 7 ha (alter Zustand).

Abb. 3. Aufbau einer verfallenden Schäferei zu einer
großen Kuhhauernftelle von 8,5 ha (alter Zuftand).

kosten und der damit schwierigeren Finanzierung
große Hemmnisse im Wege stehen, so darf doch
diese Siedlungsart nicht vollkommen ausscheiden
und muß im Rahmen des Möglichen gefördert
werden. Besonderen Wert wird man jedoch der
vorstädtischen Kleinsiedlung im Hin-
blick auf die mit der Industrie verbundene Bevöl-

kerung und der Nebenerwerbssiedlung
mit Rücksichtauf die strukturelle Aenderung un-

seres Arbeitsmarktes und der großen Anzahl von

Arbeitern, die auf lange Zeit auf Kurzarbeit und
evtl. sogar auf zeitweise Arbeitslosigkeit angewie-
sen sein werden, zuweifen.

Ein besonders bezeichnendes und gutes Beispiel
für die Siedlungsarbeit in einem dichtbevölkerten
Industriestaat zeigt die Besiedlung des Ritter-

gutes Neukirchen bei Chemnitz. Dieses Gut in

Größe von 255 Hektar mit 185 Hektar landwirt-
schaftlich genutzter Fläche und 70 Hektar Wald
wurde in drei verschiedenen Formen durch die

Landessiedlungsgesellschaft »Sächsisches Heim«,
Dresden, besiedelt. Neben der Errichtung von

10 Bauern- und 5 Landarbeiterstellen wurden bis

jetzt noch 50 vorstädtischeSiedlungshäuser und 30

Abb. 6. Nach dem Ums und Einbau.
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Abb. 4. Schäferei (Abb.3) neu aufgebaut zu einer Kuhhauernstellevon 8,5 ha·

Nebenerwerbssiedlungen geschaffen. Außerdem ist
ein Teil von etwa 5 Hektar mit besonders schöner
Lage am Waldrande des Hutholzes für die Be-

bauung mit Häusern von Privatinteressenten oder

mit Wochenendhäusern vorgesehen und zum Teil

schon bebaut.

Für die angegebenen Besiedlungsarten ist das

Gut besonders geeignet, da es eine äußerst glück-

liche Verkehrslage hat. Es liegt selbst inmitten

zweier Industriegemeinden Neukirchen und Klaf-
fenbach in guter und naher Verbindung zu den

beiden großen Staatsstraßen Chemnitz—Annaberg
«

und Chemnitz—Stollberg und unmittelbar an der

Bahnlinie Chemnitz——Stollbergmit dem Bahnhof
Klaffenbach neben dem Gut. Der Absatz und da-

mit die Preisbildung für die in der Bauern-

siedlung vornehmlich erzeugten Veredelungspro-
dukte, Milch, Butter usw., ist daher besonders
günstig. Andererseits haben aber auch die in den

Landsiedlungen wohnenden Arbeiter, Gewerbe-

treibenden, Angestellten usw., kurze und beste Ber-

bindung mit ihren Arbeitsplätzen und mit der

durch Autobus in 20 Minuten zu erreichenden

Abb. 7. Einbau von 2 Landarbeiterwerkswohnungen
in ein altes Remifengebäude (alter Zustand).
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Großftadt Chemnitz. Aus dem Aufteilungs- und

Uebersichtsplan für das Rittergut Neukirchen
(Abb· 1) ist im einzelnen zu ersehen, in welcher
Weise und mit welcher Landgröße die einzelnen
Stellen errichtet sind. Vornehmlich besteht die

landwirtschaftliche Neusiedlung aus kleineren
Stellen. Durch die weiträumige Anlage und durch
den Bestand verteilter Gebäude war die Aus-

nützung durch Um- und Ausbauten besonders
günstig. Durch Einbau in vorhandene Wohn-
gebäude, Scheunen »undNemisen, durch Aus- und

Aufbau verfallender Gebäude, wurden 6 Bauern-
stellen in der Größe von 4 bis 8,5 Hektar geschaffen
und 2 Landarbeiterwohnungen (Abb. 2—8). Eine

Umbauftelle ist als Gärtnerstelle gedacht, da zur
gärtnerischen Nutzung geeignetes Land vorhanden
und guter Absatz für gärtnerische Produkte ge-
geben ist. Neu erstellt wurden neben 3 Land-

arbeiterstellen mit je 2000 Quadratmeter Land
und weiterem Pachtland nach Bedarf 2 sogenannte
Aufbaustellen mit zunächst je Hektar Land, die

Abb. 8. Aach dem Umbau.



Abb. 9. Blick aus die Vorstädtische Kleinsiedlungsanlage, 25 Einfamiliendoppelhäuser.

dem Besitzer die Möglichkeit geben, durch eigene
Arbeit später weiteres Land zu erwerben und

sich so eine kleine Bauernstelle auszubauen (Abb.
10 u. 13). Landvorrat dazu ist reserviert. Weiter
wurden erstellt 2 Vollbauernstellen mit rd. 13,5 .

und 15 Hektar Feld und Wiesenland (Abb. 11).
10 Anliegerwünschen konnte durch Landzuteilung
zur Vergrößerung ihrer Wirtschaften entsprochen
werden. Die Bahnhofswirtschast Klaffenbach,
die zum Nittergut gehört, wurde mit einem Stück

Gartenland herausgetrennt und an einen Gast-
wirt verkauft. Auch wurde ein Stück kostenlos
für einen Sportplatz hergegeben. Als Nestgut
verbleiben außer dem Wald rund 100 Hektar mit

den Gebäuden des um einen Hof geschlossenen
Hauptgutes
Für die Neubau-Vollbauernstellen von etwa

54 bis 60 Morgen Größe wurde der Zweigebäude-
typ gewählt, d. h. Wohnhaus und Stall unter

einem Dach, die Scheune für sich gebaut. Die

Größe der Wohn- und Wirtschaftsgebäude richtet
sich nach den vom Neichsarbeitsministerium unter

dem 10. 11. 1931 festgelegten Richtlinien. Danach
sind für das Wohnhaus- eine Wohnküche, zwei
Schlafkammern, Flur mit Treppe, Futterküche, zu-
sammen im Ausmaß von 60 Quadratmeter

Grundfläche, dazu ein Keller von etwa 30 Qua-
dratmeter einschl. Milchkammer vorgesehen. Der
Stall hat eine Größe von etwa 90 Quadratmeter

und bietet Platz für 2 Pferdestände, 7——8 Kuh-
stände, 1 Jungviehbucht, 3 Schweinebuchten,
1 Futterplatz und Gang mit Abort (Abb. 12).

Unter Berücksichtigung des Neichsmilchgesetzes
sind zur Erzeugung von Markenmilch die einzel-
nen Tiergattungen im Stall streng voneinander

getrennt.
Die frei gebaute Scheune sieht einen Bergeraum

von etwa 1000 cbm vor. Die Wasserbeschasfung
für die einzelnen Bauernstellen erfolgt hauptsäch-
lich durch neu gegrabene Brunnen, in einigen
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Fällen ist auch Anschluß an die Gutswasserleitung
erfolgt.

Bei den Umbau- und Ginbaustellen ergeben sich
im allgemeinen infolge der größeren Gebäude
reichlichere Abmessungen für Wohn- und Stall-
räume als es die Neichsrichtlinien für entspre-
chende Neubauten angeben.

Den besonderen Verhältnissen in Sachsen Rech-
nung tragend und im Hinblick auf die günstige
Verkehrslage des Nittergutes war von vornher-
ein die Aufteilung eines größeren Landteiles zu

vorstädtischen und Nebenerwerbs-

siedlungen im Besiedlungsprogramm aufge-
nommen. An Hand eines neu aufgestellten Be-

bauungsplanes wurde ein Gelände von rund
24 Hektar durch Straßen, Wasserleitung und Zu-
führung von elektrischem Licht aufgeschlossen.
Selbstverständlich ist der Ausbau der Straßen
unter Ginschaltung des verbilligenden freiwilli-
gen Arbeitsdienstes nur in der Form ausgeführt,
wie es für derartige Kleinsiedlungen, die keinen
oder nur ganz geringen Durchgangsverkehr auf-
weisen, aus wirtschaftlichen Gründen vertreten

werden kann. Die Siedlerstraßen sind einbahnig
mit den notwendigen Ausweichstellen und Um-

lenkeplätzen, 4,50 Meter breit, davon 2,50 Meter

Abb.10. LandarbeitersAeubauwohnungen.



Fortsetzung der nebenstehenden Kleinsiedlungsaulage.

durch 15 Zentimeter Packlager, 10 Zentimeter
Kleinschlag und Kiesschicht befestigt, mit seitlichen

« Mulden bzw. Gräben für die Abführung der

Regenwässer, ohne besondere Fußwege hergestellt.
Für die Bepflanzung der Straßen mit Obstbäu-
men, Notdorn und Linden wird Sorge getragen.
Durch die Ginschaltung eines Tiefbauunterneh-
mers und dessen Haftung für Güte der Ausfüh-

rung ist Gewähr gegeben, daß der Bau der Stra-

ßen sach- und fachgerecht erfolgt und die Gemeinde

die Straßen nach Fertigstellung ohne Bedenken
in Gigenbesitz und damit in Unterhaltung über-

nehmen kann.

Auf dem so neu aufgeschlossenen Gelände wur-

den im zweiten Halbjahr 1932 bereits 50 Sied-

lungsstellen in Form von Ginfamiliendoppelhäu-
fern mit je 1200 Quadratmeter Land erstellt
(Abb. 9 u. 14). Als Typ sind Form und Größen
wie bei den Stadtrandsiedlungshäusern nach den

Neichsbestimmungen angenommen; also Wohn-
küchemit 14, ein Schlafzimmer mit 12, ein wei-

teres mit 8, Wirtschaftsraum mit 6, Stall mit 6,
Keller mit 8 Quadratmeter Grundfläche, dazu
Flur, Abort, Treppe, Bodenraum mit Ausbau-

möglichkeit für einen weiteren Schlafraum.

Abb.ll. Neubau einer Vollbauernstelle
(60-Morgen-Stelle).
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Die Kosten für eine Siedlerstelle stellen sich
einschl. Kan des Landes, Aufschließungskosten,
Wohnhaus (Straßen, Wasserleitung, elektr. Licht,
Bermessung), Ginfriedigung, bei Herstellung des

Wohnhauses einschl. Ginfriedigung durch Unter-

nehmer zu Tariflöhnen, mit Ausschluß der Erd-
und Planierungsarbeiten, die durch die Siedler

selbst oder mit Hilfe des freiwilligen Arbeits-

dienstes durchgeführt wurden, auf 4800,— NM.
Bei 1200,— NM Gigengeld des Siedlers stellt sich
die monatliche Belastung auf rund 15,——NM,
wobei Verzinsung des Gigengeldes nicht, jedoch
Neparaturen, Abgaben mit eingerechnet sind.

Die andere Form der Kleinsiedlung, die Neben-
erwerbs- oder Kurzarbeitersiedlung ist mit 30

Einfamilienhäusern im Bau (Abb. 15 u. 16).
Jede Stelle ist etwa 2400 Quadratmeter, also
fast einen Morgen groß. Hier ist die Form des

Ginfamilien-Ginzelhauses gewählt, weil auf der

größeren Stelle das Haus möglichst nicht zu ab-

seits liegen möchte und weil im Haus so mehr
Platz für die erforderlichen Nebenräume geschaffen
werden kann. Das Haus kostet einschl. Land,
Straßen, Wasserleitung, elektrisch Licht, Ginfriedi-
gung usw. etwa 6300,— NM als Unternehmer-

GWMÆ

Abb. 12. Grundriß einer Vollbauernstelle.



Vorstädtische Siedlungshäufer für Stellen mit 1200 qm Landbeigabe.
Abb. 13. Neubau einer Aufbaustelle.

bau. Vorgesehen ist eine Anzahlung von 1500,—
bis 1800,— NM. Die Belastung errechnet sich
dann ohne Verzinsung des Eigengeldes, aber mit

Neparatur und Verwaltungskosten zu 25,— RM

monatlich
Nun noch ein Wort über die praktische Durch-
führung der landwirtschaftlichen Siedlungsbauten.
Bei der Durchführung War wesentliche Aufgabe,
die Kosten so niedrigwie inöglichzu halten und
eine Ueberbelastung der Siedlung durch zu hohe
Baukosten bei voller Wahrung des zweckmäßigen,
betriebswirtschaftlichen und bautechnisch einwand-

freien Aufbaus zu Vermeiden. Diese Aufgabe ließ
sich bei den verhältnismäßig hohen Baukosten in

Sachsen nur dadurch lösen, daß für den Einbau,
Umbau und Neubau der Bauernstellen und Land-

Abb.14. Einfamiliendoppelhaus.

arbeiterwohnungen der freiwillige Arbeitsdienst
wesentlich mit herangezogen wurde· Im Dezem-
berheft Jahrgang 1932 von »Siedlung und Wirt-

schaft«ist des näheren bereits ausgeführt, in wel-

cher Weise der freiwillige Arbeitsdienst einge-
schaltet wurde. Bei dem Um- und Ausbau vor-

handener Gebäude arbeitete der Arbeitsdienst, so-
weit Erd-, Beton-, Maurer-, Zimmerer-, Dach-
decker- und Malerarbeiten in Frage kamen, allein

unter Leitung des Bauführers des »Sächsischen
Heims«. Die anderen Handwerkerarbeiten wur-

den wie üblich ausgeschrieben und durch Hand-
werksmeister zu Einheitspreisen durchgeführt.

Die schwieriger herzustellenden Neubauten wur-

den auch bei den Erd-, Beton-, Maurer- und

Zimmererarbeiten durch Heranziehung eines Bau-

Abb. 15. Nebenerwerbssiedlung, 30 Einfamilienhäuser, im Bau befindlich.

252



Fehler-Verichtigung
Die auf Seite 252 über Abbildung 13 und- 14

stehende Angabe ,,Vorstädtische Siedlungss
häuserfür Stellen mit 1200 qm Landbeigabe«
gehört nur unter Abbildung 14.





unternehmers erbaut. Der Unternehmer stellte
Maurer- und Zimmerpolier, die die fachmännische
Aufsicht und Anleitung der Arbeitsdienstfreiwilli-
gen übernahmen, sowie die notwendigen Gerüste
und Geräte gegen einen festen Pauschalbetrag zur

Verfügung. Der feste Pauschalbetrag wurde vor-

gesehen, damit der Unternehmer an der schnellen
Fertigstellung der Bauarbeiten interessiert ist.
Die übrigen Bauarbeiten erledigten tariflohnbe-
zahlte und beim Handwerksmeister beschäftigte
Facharbeiter. Voraussetzung bei der Heran-
ziehung des freiwilligen Arbeitsdienstes zu land-

wirtschaftlichen Hochbauten ist selbstverständlich,
daß ein großer Teil der Arbeitsfreiwilligen Bau-

facharbeiter ist, da mit vollkommen Ungelernten
hier nicht zu arbeiten ist. In Neukirchen konnten

für die angegebenen Arbeiten durchschnittlich 60

Baufachleute durch den Arbeitsdienst gestellt
werden· Die Erfahrungen, die bei dieser Art der

Siedlungsbauarbeiten hier gemacht worden sind,
können als gut bezeichnet werden. Bei den Um-

baustellen wurden insgesamt etwa 25 v. H. der

Kosten gegenüber reiner Unternehmerarbeit und

Abb.16. Grundriß für ein Einfamis
lienhaus der Nebenerwerbssiedlung.M

bei den Neubauten etwa 15 v. H. der Gesamt-
baukosten eingespart.

Die arbeitsmarktlichen Aussichten in den einzelnen Bezirken als Anhaltspunkte
für die Verteilung von Mitteln für den Wohnungsbau und die Nebeuerwerbsfiedlung

Von Dr. Jsenberg, Dresden.

Im Verlauf einer Studientagung, die im An-

fang des Jahres 1932 in Dresden veranstaltet
wurde, mit dem Thema »Die Umstellung im Sied-

lungswesen«, kam man bei der Behandlung der

Nebenerwerbssiedlung auch auf die Frage zu

sprechen: »Wo« soll die Errichtung von Neben-

erwerbssiedlungen gefördert werden? Im ersten
Moment könnte man leicht geneigt sein, zu ant-

worten: Dort wo die Arbeitslosigkeit am größten,
wo also eine Milderung der Auswirkungen der

Arbeitslosigkeit am dringlichsten ist. Tatsächlich
wird man aber bei der Beantwortung der Frage
bis zu einem gewissen Grade zu einem entgegen-
gesetzten Ergebnis kommen. Da der Neben-

erwerbssiedler nie allein von der Bewirtschaf-
tung seines Grundstückes leben kann, so ist er auf
die Ergänzung seines Einkommens in der Regel
durch Arbeit in einem fremden Betriebe angewie-
sen. Nebenerwerbssiedlungen sollten also nur

dort in größeremMaße errichtet werden, wo noch
Aussichten auf Arbeitsmöglichkeiten bestehen. Noch
mehr muß man die arbeitsmarktlichen Aussichten
natürlicherweisebei der Errichtung von Wohnun-
gen berücksichtigen,denn sonst ist leicht mit der

Gefahr des Ausfalls von Mieten und Zinsen zu

rechnen. So sollte der arbeitsmarktliche Gesichts-
punkt bei der Verteilung von Mitteln für die

Nebenerwerbssiedlung und
«

den Wohnungsbau
mehr hervortreten gegenüber dem bisher üblichen
Gesichtspunkt der Einwohnerzahl, des Aufkom-
mens an Steuern, des Wohnungsmangels und der

Arbeitslosigkeit im Baugewerbe. Nun leuchtet es

aber ein, daß man keine genauen Prognosen über

die Entwicklung der Wirtschaftsverhältnisse und

damit auch über die arbeitsmarktlichen Aussichten
machen kann. Wohl aber lassen sich aus der wirt-

schaftlichen und sozialen Struktur eines Bezirks
und andererseits aus den wirtschaftlichen Tenden-

zen in der Gesamtwirtschaft gewisse Anhaltspunkte
für die Beurteilung der arbeitsmarktlichen Aus-

sichten eines Bezirks gewinnen.
Ich brauche mich an dieser Stelle nicht näher
über die Art der Gewinnung dieser Anhalts-
punkte auseinanderzusetzen, es sei nur erwähnt, daß
eine gute Mischung zwischen Industrie und Land-

wirtschaft eine solid fundierte Wohlhabenheit der

Bevölkerung, günstige Standorte für Industrie und

Landwirtschaft und soweit es sich miteinander
vereinbaren läßt, eine gewisse Vielseitigkeit der

wirtschaftlichen Grundlagen und der Absatzrichtun-
gen insbesondere der Industrie, ferner sozial aus-

geglichesne Verhältnisse, eine gesunde Mischung
zwischen Groß-, Mittel- und Kleinbetrieben (je
nach den technischen Erfordernissen des einzelnen
Wirtschaftszweigs) eine Bindung möglichstbreiter

Schichten an Boden und Familie für die Stabili-
tät der Arbeitsmarktverhältnisse eines Bezirks
und damit auch für die arbeitsmarktlichen Aus-

sichten besonders günstig sind.
Ich habe schon vor einem Iahr versucht, die

arbeitsmarktlichen Aussichten der einzelnen Be-

zirke Sachsens nach diesen Gesichtspunkten zu be-
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urteilen. Unter Berücksichtigung der Tendenzen
in der ganzen deutschen Volkswirtschaft möchte ich
an dieser Stelle einen ähnlichen Versuch unter

Beachtung der veränderten Verhältnisse machen·
I. Gegenüber dem Vorjahr (Iuni 1932) sind
für die Beurteilung der arbeitsmarktlichen Ver-

hältnisse tiefgehende Veränderungen eingetreten.

A. Eine Wandlung der politischen Verhältnisse:
Der Sieg der Nationalen Nevolution von 1933.

Unter grundsätzlicherAnerkennung der privaten
Initiative sind die Möglichkeiten einer staatlichen
Einflußnahme auf das Wirtschaftsleben wesent-
lich gestiegen. Auch wenn die Einzelheiten der

Ziele und Wege der Regierung sich noch nicht
übersehen lassen, so können wir doch andeutungs-
weise folgende Punkte bei der Beurteilung der

arbeitsmarktlichen Verhältnisse zugrunde legen.
1. Im weitesten Sinne: Einordnung der Inter-

essen der einzelnen Gruppen, Schaffung von

Voraussetzungen für einen gesunden Nach-
wuchs.

Im einzelnen:
2. Verstärkter Schutz der Landwirtschaft Erstre-

ben der Unabhängigkeit in der Versorgung von

Nahrungsmitteln. Hebung der kulturellen

Verhältnisse in den ländlichen Gebieten.

3. Heranziehung der jungen«Kräfte zum Arbeits-

dienst.
4. Maßnahmen zur Beschaffung von Arbeit, Ar-

beitsgelegenheiten i. w. S., wobei die Kredit-

verhältnisse gegenüber internationalen Einflüs-
sen immunisiert werden.

5. Beeinflussung des Verbrauchs in der Richtung
der Hebung der Absatzmöglichkeiten bestimmter
Wirtschaftszweige

B. Die internationalen Wirtschaftsbeziehungen
haben sich weiterhin verschlechtert

Im Moment ist die Lage noch nicht geklärt
Vorderhand müssen wir noch rechnen:
1. mit ungünstigen Exportaussichten,
2. mit gewissen Schwierigkeiten des Transfers,

falls es nicht in den Schuldenverhandlungen
zu einer Vereinbarung kommt, die die deutsche
Lage berücksichtigt
II. Für die Beurteilung der Arbeitsmarktver-

hältnisse in Sachsen und seiner einzelnen Bezirke
ergibt sich aus dem Vorhergesagten folgendes:
1. Die Maßnahmen der Agrarpolitik werden zu

einer Steigerung der Erlöse der Landwirtschaft
führen. Da die sächsischeIndustrie vornehmlich
auf den Bedarf der städtischen Schichten und

auf den Export eingestellt ist, so wird sich diese
Einkommenssteigerung nur in etwas schwäche-
rem Maße auf die sächsischeIndustrie aus-

wirken·

In stärkerem Maße werden aber die Er-

werbsmöglichkeiten der Naherwerbstätigen
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(Handwerk, kulturelle Berufe usw.) in den

ländlichen Gebieten gebessert
Die Landwirtschaft wird vermutlich mehr
Arbeitskräfte einstellen (unterstützt durch Maß-
nahmen, wie Landhilfe usw.). Zur Verbesse-
rung der landwirtschaftlichen Böden werden

ebenfalls (z. T. im Arbeitsdienst) Arbeitskräfte
beansprucht

Wir werden vornehmlich mit einer Verbesse-
rung der arbeitsmarktlichen Verhältnisse in den

landwirtschaftlich stark durchsetzten Gebieten zu
rechnen haben und in den Städten, die für die

umliegende Landwirtschaft einen Mittelpunkt
bilden. Begünstigt sind in Sachsen dadurch die

nördlichen Bezirke: Borna, Grimma-Wurzen,
Oschatz, z. Zt Döbeln, Meißen, ferner Großen-
hain-Riesa, Kamenz, Bautzen und Löbau, in

schwächerem Maße Freiberg und Dippoldis-
walde.

.Soweit Mittel vorhanden sind, wird sich in

den nächsten Jahren (auch von privater Seite)
eine stärkere Wohnungsbautätigkeit entfalten.
Die Zahl der Eheschließungen, während der

Krise vielfach hinausgeschoben, wird vorläufig
noch zunehmen. Dies wird sich in den wirt-

schaftlich günstiger gestellten Bezirken stärker
auswirken und führt dort unmittelbar zu einer

Beanspruchung des örtlichen Baugewerbes,
mittelbar aber auch der Baustofsindustrie, der

Hausrat- und Ausstattungsindustrie. Bis zu
einem gewissen Grade kann auch hier die Ehe-
standsbeihilfe wirksam werden. Günstig wird
die Bautätigkeit und die Einrichtung neuer

Wohnungen fein für den Industrieabsatz in den

Bezirken des mittleren Erzgebirges, in Döbeln,
Freital, Zittau. Bei Hausrat auch im Auer

Bezirk und zum Teil im Bezirk Meißen.
. Unter den Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung

i. w. S., die sich über eine längere Zeit er-

strecken werden, sei erwähnt der Straßenbau,
das Neichsbahnprogramm und die Förde-
rung der Kraftverkehrswirtschaft Es lassen
sich hier zur Schaffung von Verkehrsmög-
lichkeiten unmittelbar Beschäftigungsgelegen-
heiten in den notleidenden Grenzbezirken
schaffen, die dann auch ihrerseits zur Hebung
des Fremdenverkehrs beitragen können. Mit-
telbar begünstigt werden insbesondere die Be-

zirke mit Steingewinnung So haben sich schon
die arbeitsmarktlichen Verhältnisse in den Be-

zirken Grimma-Wurzen, Kamenz, Bautzen
wesentlich gebessert Die Automobilindustrie
hat ebenfalls schon bessere Beschäftigungsver-
hältnisse. -

Eine stärkere Berücksichtigung Sachsens mit

öffentlichen Aufträgen wird auch einigen Zwei-
gen der Produktionsgüterindustrie und etwa

auch der Tuch- und Bekleidungsindustrie zugute
kommen.



4. Der Export sächsischerWaren ist weiterhin
stark zurückgegangen Die Textilindustrie ist
jetzt nach Verlust des englischen Marktes und

zum Teil der nordischen Märkte überwiegend
auf den Binnenmarkt eingestellt. Auch der Ex-
port der Maschinenindustrie Westsachsens ist
vorläufig noch mehr zurückgegangen

Preisstellung und Werbetätigkeit werden als

Faktoren, die die Ausfuhr bestimmen, vorläufig
noch mehr zurücktreten, gegenüber handelspoli-
tischen Abmachungen zwischen den einzelnen
Staaten. Der Export der Erzeugnisse der säch-
sischen Konsumgüterindustrie ist bei deren Viel-

fältigkeit und Wandelbarkeit ein schwieriger
Gegenstand von Abmachungen.

Soweit nicht eine Belebung des Binnen-

marktes die Folgen eines rückläufigen Exports
kompensiert hat, ist die Arbeitslosigkeit in den

stark exportorientierten Bezirken noch sehr groß
und wenig zurückgegangen Es hängt von der

Außenhandelspolitik der Abnehmerstaaten,
namentlich Amerikas, Englands und Hollands
ab, wie weit die Erzeugnisse verschiedener in

einigen Bezirken Sachsens vorherrschender Jn-

dustrien noch weiterhin abgesetzt werden kön-

nen:

Burgstädt (Stoffhandschuh),
Sebnitz (Blumen),
Oelsnitz (Musikinstrumente),
Plauen (Stickereien und Spitzen),
Auerbach (Stickereien und Spitzen),
Leipzig (Pelze und Pelzhandel, Ausfuhr-

handel überhaupt).
Die Grenzbezirke sind besonders benach-

teiligt:
Oelsnitz, Auerbach, Aue-Schwarzenberg, An-

naberg, Olbernhau und Sebnitz, Neugersdorf,
Zittau. Im Moment liegen die Verhältnisse
im Auerbacher Bezirk günstiger.

5. Die Absatzverhältnisse der für Sachsen so wich-
tigen Textilindustrie haben sich in der

zweiten Hälfte des Jahres 1932 gebessert; Ex-
portverluste konnten teilweise durch eine Steige-
rung des Jnlandabsatzes kompensiert werden

gegenüber dem Ende des Jahres 1931. Im

großen und ganzen haben sich die Textilbezirke
Westsachsens besser gehalten als manche Städte
Mittel- und Ostsachsens, in denen die Textil-
industrie wenig oder gar nicht vertreten ist.
Für die Arbeitsmöglichkeiten der Textilindu-
strie ist von besonderer Wichtigkeit, ob noch
Rohstoffe im selben Maße und in denselben
Qualitäten wie bisher verfügbar sein werden,
und ob die städtischeBevölkerung noch die Mit-
tel ausgeben wird für einen verhältnismäßig
guten Bekleidungsstandard.

Im großen und ganzen wird man auch die

künftigen Aussichten der Textilindustrie im

ganzen als nicht ungünstig ansehen können,
Wenngleich immer mit starken Schwan-

kungen des Beschäftigungsgrades
zu rechnen ist. Selbst wenn bei verringerten
Einfuhrmöglichkeiten von Rohstoffen etwa

schlechtere Qualitäten verarbeitet werden müß-
ten, so würde dies auf der anderen Seite zu
einem stärkeren Verarbeitungsaufwand und

entsprechenden Beschäftigungsmöglichkeiten
führen.

Die Arbeitslosigkeit in den Textilbezirken
Thalheim, Neichenbach, Lugau, ist verhältnis-
mäßig gering und gegen Ende 1932 noch zurück-
gegangen. Ebenso ist die an sich hohe Arbeits-

losigkeit in Flöha und Mittweida zurückgegan-
gen. Jn Chemnitz stellt nicht die Textilindu-
strie, sondern die Metallindustrie das Haupt-
kontingent der Arbeitslosen. Die ostsächsische
Textilindustrie hat im allgemeinen 1932 gegen-
über 1928 einen stärkeren Beschäftigungsrück-
gang zu verzeichnen. Es wird dies auch neben
anderen Gründen auf den Zusammenbruch des

Konzerns Wagner ö; Moras zurückzuführen
sein und mit einer Neuorganisation der Be-

triebe werden sich auch hier die Verhältnisse
bessern, bzw. schon gebessert haben.

6. Es wird der Versuch gemacht, den Verbrauch
stärker auf typisch sächsischeErzeugnisse zu len-

ken, die bisher vorwiegend im Ausland abge-
setzt worden sind, —- Blumen, Spitzen und

Stickereien, Musikinstrumente —. Dies könnte
den entsprechenden Bezirken einige Erleichte-
rung schaffen, aber bei der zum Teil außer-
ordentlich hohen Exportquote, früher 60—90 Z,
kann natürlich auch eine namhafte Steigerung
des Jnlandsverbrauchs nicht den Verlust des

Auslandsabsatzes wett machen. Immerhin ist
es zu begrüßen, daß man durch Beeinflussung
des inländischen Verbrauchs vermeiden will,
daß die durch Exportverluste getroffenen Ge-
biete einer Verelendung überlassen werden und

daher nicht als hoffnungslose Bezirke bezeichnet
werden können.

Zu bemerken wäre noch, daß der Grad der

Wohlfahrtserwerbslosigkeit, ein Ausdruck lang-
dauernder Notlage eines Teils der Bevölkerung
in Westsachsen geringer ist, abgesehen von den
beiden Jndustriegroßstädten Plauen und Chem-
nitz, als in vielen Städten Mittelsachsens und Ost-
sachsens (Z. B. Freiberg, Brand-Erbisdorf, Na-

deberg, Meißen, Großenhain, Bautzen, Pirna.)
Jn den typischen Textilgegenden Westsachsens ist
die Zahl der Mitverdiener in den Familien gros-
ßer und das Risiko, daß die Familie alle Er-

werbsmöglichkeiten verliert, geringer. Dies trifft
etwa auch in dem sonst stark benachteiligten Auer-
bacher Bezirk zu.

Unter Berücksichtigung der erwähnten Punkte
und unter Zugrundelegung der wirtschaftlichen
und sozialen Struktur der einzelnen Bezirke läßt
sich dann eine Reihenfolge in der Eigenheit der

Besiedlung aufstellen.
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Mirtfkhaftsberatnng
Von Dr. Schilling, Dresden,

Zum Zwecke der Wirtschaftsberatung der Stadt-

randsiedler wurden im vorigen Winter erstmalig
vom Arbeits- und Wohlfahrtsministerium RM

4000,——und vom Ministerium für Volksbildung
(Landesstelle für ererbslosenschulung) NM

1000,——bereitgestellt. Mit der Durchführung der

Wirtschaftsberatung wurde die staatlich aner-

kannte Landesstelle für Kleingartenwesen beauf-
tragt. Die Wirtschaftsberatung erstreckt sich vor-

läufig auf Vermittlung von Kenntnissen im inten-

siven Gartenbau und in der Kleintierhaltung
Für später erscheint noch erforderlich: Belehrungen
in Pflege und Erhaltung des Hauses.

Die Landesstelle hat sofort mit den Vorberei-

tungen der Lehrgänge begonnen und hat zuerst
für einen einführenden theoretischen Lehrgang im

Gartenbau, der auf 8 Doppelstunden berechnet
worden ist, den Lehrgangsstoff und 73 Anschau-
ungstafeln (Strichzeichnungen und Text- und

Zahlentafean ausgearbeitet, vervielfältigt und

den Lehrgängen unentgeltlich zur Verfügung ge-

stellt. Gbenfo ist mit Unterstützung der Land-

wirtfchaftskammer der Text»für einen einführen-
den Lehrgang in Kleintierhaltung (an 3 Doppel-
stunden berechnet) ausgearbeitet und vervielfäl-
tigt worden. Schließlich ist von Ende April an

ein praktischer Lehrgang im Gartenbau in Text
und Material vorbereitet worden. (5 Doppel-
stunden).

Der Stoff des theoretischen Lehrgangs in Gar-

tenbau geht aus von den Entwicklungsbedingun-
gen der Pflanze und reicht dann über Bodenarten,
Bodenverbesserung, Düngung, Gemüse, Obstbau
und Blumenzucht bis zur Grnteverwertung und

Schädlingsbekämpfung Der gartenpraktische
Lehrgang, der in einer Siedlungsanlage abgehal-
ten wird, zeigt praktisch die richtige und falsche
Betätigung bei der Bodenbearbeitung (Graben,
Schollern, Nigolen, Rechen, Rühren usw.), dem

Düngen, Säen, Pflanzen (Gießen, Baumschnitt,
Baumpflege), Unkraut- und Schädlingsbekämp-
fung und Grnten

Der Kleintierhaltungslehrgang behandelt die

grundlegenden Kenntnisse bei der Haltung von

Kaninchen, Hühnern und Ziegen (z. B. Stall,
Ernährung, Rassen, Pflege).

Als Lehrgangsleiter find zumeist sachkundige
Lehrer an Volks-, Berufs- und landwirtschaft-
lichen Schulen genommen worden und zwar rund
80 an den verschiedensten Orten des Landes, da-

mit Fahrtkoften möglichst vermieden werden. Die

Lehrgangsleiter sind in Mutterlehrgängen über

die Form und den Inhalt der Lehrgänge aufge-
klärt worden. Die Vorträge in den Mutterlehr-
gängen sind durch die Referenten der Landwirt-

schaftskammer und den Leiter der Landesstelle ge-

Landesstelle für Kleingartenwesen

halten worden. Sie werden im Herbst fortgesetzt
werden müssen, wenn im nächsten Winter in

Gartenbau und Kleintierhaltung Lehrgänge über

einzelne Sonderfragen durchgeführt werden sollen.

Die Lehrgänge werden in Form von Arbeits-

gemeinschaft durchgeführt, damit die Teilnehmer
den Stoff möglichst selbst erarbeiten und ihre bis-

herigen irrigen Ansichten erkennen und selbst rich-
tig stellen. Aus diesem Grunde müssen als Lehr-
gangsleiter Personen genommen werden, die nicht
nur Sachwissen, sondern auch pädagogische Be-

fähigung besitzen. Am Schluß jedes Lehrganges
erhält jeder Teilnehmer den besprochenen Lehr-
gangstext unentgeltlich ausgehändigt, damit er

auch später in Zweifelsfragen nachsehen kann.

Bis jetzt sind folgende Lehrgänge bereits durch-
geführt:

Gartenbauliche Lehrgänge (theoretisch): 41,
gartenpraktische Lehrgänge: 18,
Kleintierhaltungslehrgänge: 28.

Gs laufen augenblicklich folgende Lehrgänge:

Gartenbauliche Lehrgänge (theoretisch): 2,
gartenpraktifche Lehrgänge: 20,
Kleintierhaltungslehrgänge: 16.

Vorbereitet sind noch folgende Lehrgänge:
Gartenbauliche Lehrgänge: erst im Winter-

halbjahr,
gartenpraktische Lehrgänge: 45,
Kleintierhaltungslehrgänge: 20.

Die Werbung für die Lehrgänge wird eben-

falls von der Landesstelle für Kleingartenwefen
durchgeführt, und zwar durch Hinweise in den

Tageszeitungen, durch Rundfunkvorträge und

Benachrichtigungen der Gemeinden (von dort aus

Aushang in den Arbeitsämtern und Zahlstellen
der Fürsorge) und der örtlichen Siedlerorganisa-
tionen. Bis auf wenige Fälle unterstützen die

Tageszeitungen und die Gemeinden gern die Ein-

richtung. Ebenfo stellen die Gemeinden für die

theoretischen Lehrgänge ein Schulzimmer unent-

geltlich zur Verfügung« Nur in Ginzelfällen wei-

gern sich die Gemeinden oder berechnen für die

Bereitstellung Kosten (Schulhausmann für jede
Einzelstunde 65 Pfg., außerdem Licht- und Hei-
zungskosten).

Soweit es möglich ist, werden die Lehrgänge
von dem Leiter der Landesstelle besucht, um an

Ort und Stelle Gewißheit über die Zweckmäßig-
keit der getroffenen Maßnahmen bei Vorbereitung
und Durchführung zu gewinnen· Außerdem be-

richtet jeder Lehrgangsleiter am Schlusse des

Lehrgangs über den Erfolg und die bei dem

Lehrgang gemachten Beobachtungen. Daraus geht
hervor, daß die Lehrgänge überall nicht nur von
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den Siedlern und Kleingärtnern, sondern auch
von den Gemeinden lebhaft begrüßt werden und

daß die Art der Vorbereitung und Durchführung
als vorbildlich anerkannt wird. Die Lehrgänge
werden bis auf wenige Ausnahmefälle, in denen

es vielleicht infolge zu kurzer Vorbereitungsfrist
an der nötigen Bekanntwerdung gemangelt hat,
gut besucht. Die Teilnehmerzahl schwankt natur-

gemäß nach der Größe des Ortes und der dadurch
mit bedingten Anzahl der vorhandenen Siedler

und Kleingärtner. Sie umfaßt aber besonders
in den kleineren Orten oft fast 100Z der vorhan-
denen Siedler. Besonders zu begrüßen ist auch
die starke Anteilnahme der Siedlerfrauen, auf
die besonders Wert gelegt wird. In verschiedenen
Orten mußte der Lehrgang infolge zu starken Be-

suches geteilt werden. Alle Lehrgangsleiter be-

tonen in ihren Berichten das rege Interesse und

den großen Fleiß der Teilnehmer. In vielen Be-

richten findet sich die Bemerkung: »Es ist eine

Freude, mit diesen Siedlern zu arbeiten.« Der

Eifer der Siedler geht auch daraus hervor, daß
eine 64 Seiten starke Broschüre, in der der Leiter
der Landesstelle den wesentlichsten Anfchauungs-
stoff in laienhaft verständlicher Form dargestellt
hat und die zum Preise von 35 Pfg. an die Teil-

nehmer abgegeben wird, von allen Teilnehmern
gekauft wird.

Die Landesstelle für Kleingartenwesen kann

nach allem aus voller Ueberzeugung feststellen,
daß die Einrichtung der Wirtschaftsberatung sich
als außerordentlich wertvoll erwiesen hat und

daß sie für die Zukunft unbedingt fortgesetzt wer-

den muß.

Bauwirtskhaftlikhee Teil

Neue Baustoffe und Bauweifen.
Bauwirtfchaftlikbe Untersuchungen an aus-

geführten Bauten.

Die Verbilligung der Baukosten durch technische
Verbesserungen gegenüber altbewährten Baustof-
fen und handwerksüblichen Bauweifen ist eine

sehr schwierige Aufgabe. Täglich erscheinen An-

preisungen für moderne Baustoffe und neuartige
Bauweisen. Nach der Finanzkraft des Erfinders
oder der Geschäftsleute, die sich der Erfindung an-

genommen haben, werden sie in mehr oder min-

der eindrucksvollem Gewande und in schlagwort-
gespickten Werbeschriften angepriesen. Die bei-

gefügten, meist theoretisch einwandfreien Wirt-

schaftsberechnungen und die amtlichen Atteste von

Laboratoriumsversuchen wirken bestechend, decken

sich aber vielfach nicht mit den Ergebnissen der

Baupraxis, weil aus Geschäftsrücksichtenbegreif-
licherweife nur die Vorteile, niemals aber die

nachteiligen Erscheinungen aufgezählt werden.

Auch die Vorführungen auf Musterschau-Ausftel-
lungen im Modell, Zeichnung und Einzelstück sind
für eine unbefangene Beurteilung nicht ausrei-

chend. Wie die Erfahrungen der Stadt Frank-
furt a. M. deutlich bewiesen haben, ift es kost-
spielig und gefährlich, neue Baustoffe und Bau-

weisen in Massenausführung als Großversuch nur

auf Grund theoretischer Arbeiten durchzuführen.

Andererseits foll die gegenüber unerprobten Bau-

stoffen und Bauweifen gebotene Zurückhaltung
nicht dazu führen, daß private Bauherren oder

die öffentliche Hand aus Bequemlichkeit oder

Flucht vor der Verantwortung es ablehnen, die

Fortschritte der Bauwirtschaft durch Versuchs-
Bauten zu fördern.

In dem bauwirtschaftlichen Teil der Zeitschrift
»Siedlung und Wirtschaft« soll nun der Versuch

gemacht werden, durch Berichterstattung über die

Ergebnisse neuzeitlicher Bauweisen und Verhalten
neuzeitlicher Baustoffe bei tagesüblichen Siedlun-

gen und Neubauten dem Fachmann und besonders
dem Bauherrn unabhängig von den Werbeschrif-
ten Unterlagen für eine eigene Urteilsbildung zu

bringen. Durch Benennung der beobachteten Ob-

jekte soll auch die Nachprüfung durch Augenschein-
nahme und weitere Beobachtung ermöglicht
werden.

Vorangeschickt seien noch einige grundsätzliche
Ileberlegungen

Wir leben noch immer in ungewöhnlichen Zei-
ten mit vielen ungelösten Aufgaben, die in ihrer
Tendenz und ihrem Ausmaß überdies stark wech-
seln. Der Mangel an ausreichender Kapitalbil-
dung und ungenügender Kaufkraft der Bevölke-

rung und die brachliegende Arbeitskraft weiter

Volksschichten geben den Ausschlag für die Pro-
blemstellung in der Bauwirtschaft. K u l t u r e l le
und soziale Verbesserungen der

Wohnung durch bauwirtschaftliche
Maßnahmen sind fekundär gewor-
den angefichts der gewaltigen Zeit-
aufgabe, die Wirtschaftlichkeit der

Wohnung durch sparfamste Finan-
zierung und Einschaltung möglichst
vieler Arbeitskräftein den Aufbau-
prozeßzuerreichen.

Bei der Lösung dieser überragenden Aufgabe
darf man sich jedoch nicht von kurzsichtigen Ueber-

legungen leiten lassen, denn Bauen ist niemals
ein Tagesproblem, sondern eine Angelegenheit
auf weiteste Sicht.

Jeder gute Bau ist außerdem genau so schollen-
verbunden, wie es die Menschen wieder werden

sollen. Alle angewandten Baustoffe und Bau-
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weisen müfsen daher eine organische Verbunden-

heit mit ihrer natürlichen Umgebung haben,
wenn sinnvolle und wirtschaftlich gesunde Anlagen
entstehen sollen. Wenn es gilt Verbilligungen zu

erzielen, so dürfen diese nicht auf Kosten der

Wirtschaftlichkeit erfolgen. Was nützt es wohl,
eine preiswertere Außenwand zu konstruieren,
aber die Heizkosten werden wesentlich höher oder

die Erfatzsteine sind nur bei guter Witterung schlechte
Wärmeleiter, verlieren aber nach jedem Regen
diese gute Eigenschaft oder der Ersatzstoff ist stark
feuergefährlich und die Versicherungsprämie wird

unerschwinglich u. dergl. mehr.
Alle Rechnungen sind im allgemeinen wirt-

schaftlich falsch, wenn schließlich bei gleichem
Raumprogramm das Gesamtobjekt genau so teuer

bleibt, wie bei altbewährten Bauweisen und nur

ideelle oder unbewiesene Vorteile übrig bleiben.

Zeitlich und regional begrenzte Erfolge können
unter den heutigen Verhältnissen auch noch solche
Baustoffe oder Bauweisen haben, die zwar nicht
wesentlich billiger oder besser gegenüber normalen

Bauausführungen sind, die aber finanziell gün-
stige Nebenwirkungen haben, durch die ein an-

derenfalls nicht finanzierbares Projekt baureif
werden kann.

Wenn z. B. bei einer «Erwerbslosensiedlung
durch die Wahl des Baustoffes Facharbeiterlöhne
durch Selbsthilfeleistungen ersetzt werden können,
so wird in vielen Fällen lediglich durch diefe
Möglichkeit der Mobilisierung der sonft ganz

brachliegenden Arbeitskraft des Siedlers die Bau-

durchführung erft erreichbar.

Auf die Dauer werden sich moder-

nere Baustoffe und Bauweisen nur

durchsetzen,wennsienebenihrerall-
gemeinen Tauglichkeit für Bau-

zweckedazubeitragen,dievolkswirt-
schaftlichen Aufgaben unserer Zeit
zu erleichtern.

Negierungsbaumeifter a. D. Weber.

Die bauwirtfkhaftliche Eignung neuerer Zie-
gelbauweifen für den Kleinwohnungsbau
(Vollmauerwerk aus Hohlfteinen).

Bei technischen Fortschritten im Bauwesen ist
für den Kleinwohnungsbau eine bauwirtschaftliche
Bedeutung vorliegend, wenn das alle anderen

überragende Problem: »Wie baue ich billiger?«
durch die Erfindung berührt und vorteilhaft be-

einflußt wird. Neue Bauweisen und Baumateria-
lien setzen sich unter den heutigen Verhältnissen
ohne propagandiftische Nachhilfe gegenüber altbe-

währten durch, sofern sie fühlbare Senkung der

Gefamtbaukosten oder wenigstens einen günsti-
geren Aufbau der Baufinanzierung herbeiführen
Die Eignung der neuen Baustoffe und Bauweisen

für beleihungsfähige Dauerbauten ift eine selbst-
verständliche Vorbedingung

Bei der Finanzierung von Siedlungen, bei
denen die Arbeitsleistungen der Siedler, Arbeits-

dienst, Kameradschafts- oder Verwandtenhilfe
den Schlußftein des finanziellen Bauprogramms
bilden, kann es für die Durchführbarkeit eines

Projektes von ausschlaggebendem Einfluß sein,
eine Bauweife anzuwenden, die unter Umständen
nicht billiger wie die ortsübliche ist, die es aber

ermöglicht, Hilfslohnarbeit des Siedlers mit

finanzieller Auswirkung einzuschalten. Die Mo-

bilisierung brachliegender Arbeitskraftreserven
durch neue einfache Bauweisen trägt dazu bei,
viele anderenfalls hoffnungslofe Projekte der

Verwirklichung zuzuführen.
So wurden bei den Erwerbslosensiedlungen

vieler Großstädte großformatige Spezialfteine ver-

wandt, die ohne Kenntnis eines hand-
werkgerechten Mauerverbandes in

einfacher Schichtung zur Einstein-
wand vermauert werden können. Die
industriellen Kurzarbeiter der Siemenswerke,
also vorwiegend Metallarbeiter, haben in den

Vorstadtfiedlungen Staaken und Speckte zum gro-
ßen Teil Hohlziegel der »D e u t s ch e n F r e -

wenziegel A. G. Berlin« verwendet. Der

»Frewenziegel« ist ein Langlochftein mit 4 Hohl-
räumen. Die hergestelltenv Typen ergeben Wände
von 25 und 20 cm Stärke (vergl. Abbildung).

Dem Frewenziegel im Konftruktionsprinzip
gleich ift der »Siedlerstein« der Firma
Rofchmann, Hennigsdorf b. Berlin,
der 15 csm ftarke Wände ergibt (ng. Abbildung).

Die Hohlfteinbauweisen gehen von der wissen-
schaftlichen Erkenntnis aus, daß infolge klimati-

scher Erfordernisse die gewöhnlichen Ziegelmauern
aus Normalsteinen statisch überbemessenfind. In

Deutschland wird ein Wärmefchutzvon einer 1-«-"2«

starken Ziegelwand (k=1,37 kca1xm21100) für
Dauerbauten verlangt. Eine Vollmauer aus

Hohlfteinen braucht wegen der besseren Wärme-
dämmung geringere Wandftärken für den gleichen
wärmetechnifchen Effekt. Die geringere Druck-

feftigkeit spielt bei normalen Auflaften einer

Flachbauweise noch keine entscheidende Rolle, so
daß im ganzen genommen die Hohlsteinwand
ökonomischerist. Die Verringerung des Raum-

gewichtes, der geringere Verbrauch an Mörtel,
dem Träger hoher Baufeuchtigkeit, sind weitere

beachtenswerte wirtschaftliche Vorteile. Bei die-

sen verfchiedenartigsten Vorzügen hätte sich eine

Anwendung der großformatigen Ziegelhohlftein-
wände schon weitgehender durchgesetzt, wenn nicht
fabrikatorifch ihrer Verbreitung Grenzen gesetzt
wären. Es bedarf hochwertigerer Ton- oder

Lehmaufkommen, um in der Strangziegelpresfe
die verhältnismäßig dünnwandigen Steine mit

ausreichender Druckfestigkeit in den Stegen herzu-
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Stein Raum Druck- Verbrauch an Wärme-s Wand-Wandstew I Format Gewichthewichtfestigkeit Steinen Mittelsdurchlas Stärke
—- cm kg skgfms IkgxcmTstüclc l , kca1m2 h0 cm

H.m.1ouNormal·
25x12x6,5 3,5 1800 t.t(1 150 380 300 2,00 38format. I H·B»250

Frewen. . H 1200 73 120(t) 80 1,25 25
L

’

i
No-t-0—Te HiZZZZJFFZ6,si.M. 1100 67 125(t) wo Los 27

»

1 25x25x14 8-—10

Nationat-st n 25x20x14 7—9 1500 75 130(n) 100 1,25 20
lll 25x12x14 4—5

- t 25x12x10,4 3,2Tuho
» 25x12x14»z 4»8

1400 250 280(t) 270 2,oo zs

25x12x6,5 2,5
25x12x10,4 4,o 800 155 200(nt) 168 2,00 25

It 25x12x14,2 5,0

25x12x14,2 4—6 1480 175 1190 200 2,00 25

Langlochsteine:
1. Deutsche Frewenziegel A.G.,

Berlin W 8.
Z. siedlersteim c. Roschmann,

Berlin-Hennigsdork.

Spezialsteine:
1.Nationalstein: Falzziege1-

werke c. Ludovici, Jockgrim
(Rheinpfalz).

Z. No-Fo-Te—stein: Mitte-Meut-
sche Ton- und Kohlenwerke
G.m.b.H., Brandis b.Leipzig.

Querlochsteine:
1. stawa-Stein.
Z. Tuho-Ziegel.
Z. Primus-stein.
4. E.H.Z., System Gnöth-Bkaun.
s. Ageho-stein, system Maus.
b. Allzu-Stein.



stellen und zu brennen. Die Höhe der Fracht be-

grenzt regional das Absatzgebiet der einzelnen
Fabrikate, da bei Ueberschreitung eines bestimm-
ten Satzes die ürigen Verbilligungen wieder auf-
gehoben werden.

Beim Kleinwohnungsbau ist es illusionistisch,
den Naumgewinn, der sich aus der Verschmälerung
der Außenwände gegenüber normaler Wandaus-

bildung errechnen läßt, als volle Ersparnis zu

rechnen· Nutzbringend auszuwerten sind nur die

absoluten Verminderungen der Baukosten bei

gleichbleibender nutzbarer Wohnfläche. Die

Werbeschriften der Firmen bedürfen erfahrungs-
gemäß nach dieser Richtung einer kritischen Nach-
prüfung. Auch die übermäßig betonte erhöhte
Wärmedämmung des Materials mit Zahlen aus

Laboratoriumsversuchen sind vorsichtig aufzuneh-
men. Bei allen Wänden mit erhöhter Wärme-

dämmung und verminderter Wärmeleitung ist
nur ein Teil der wärmewirtschaftlichen Ansprüche
verbessert. Die Sperrung, d. h. die Isolierung
gegen Feuchtigkeit und gegen Schall bedarf beson-
derer Untersuchung

Bei dünnwandigen Mauern findet außerdem
eine Verlagerung des Wärmeproblems statt, die

man nicht übersehen darf. Die bautechnischen
Schwierigkeiten liegen weniger bei dem auch in

einer Hohlsteinform einwandfreien Ziegelmaterial
mit seinen alterprobten physikalischen und wärme-

technischen Eigenschaften, als vielmehr in der

Ausbildung einer wärmedämmenden Steinfuge.
Alle Langlochsteine sind unbequem für eine ein-

wandfreie Vermauerung der Stoßfuge. Um ihre
Bemörtelung und bei den größeren Formaten
gleichzeitig die Hantierung des Steins zu erleich-
tern, werden Schließgriffe als Behelf verwendet.

Der Mörtelverschluß der Hohlräume und der

Stoßfuge ist trotz dieses Hilfsmittels nicht befrie-
digend gelöst, sicher erfolgt nur die Bemörtelung
der Ränder. Dagegen ist bei Langlochsteinen der

Fugenverschluß der Lagerfuge durch die Anwen-

dung des Prinzips von Nut und Feder bei vielen

Fabrikaten verbessert-. Beobachtungen aus der

Praxis zeigen jedoch, daß diese flachen, mehr
oberflächlichen Verbesserungen der Formgebung
nicht die gleiche Dichtung und Stabilität des ge-

samten Wandgefüges bewirken, wie sie beim hand-
werksgerechten Verband durch den Wechsel von

Läufer und Binderschichten und bei dem hand-
werklich einfacheren Verschluß aller Fugen bei

normalformatigen Steinen mit handlichen Eigen-
gewichten erzielt werden.

Der wärmetechnisch einwandfreie Fugenver-
schluß ist daher das Kernproblem der dünnschali-
gen Vollmauern aus Hohlsteinen Seine Ver-

nachlässigung kann die wärmewirtschaftlichen Vor-

teile des Baumaterials wieder aufheben und bei

ungenügendem Widerstand des Bindematerials

in der Fuge gegen Baufeuchtigkeit sogar in das

Gegenteil verwandeln.

Diese Erkenntnis veranlaßte einige Ziegel-
werke, deren Tonmaterial es erlaubt schwierige
Formgebungen in einwandfreiem Brand herzu-
stellen, Spezialformgebungen für Einsteinwände
zu fertigen. Hervorzuheben ist der N ational-

stein der Falzziegelwerke C. Ludo-

vici-Iockgrim (Nheinpfalz). Dieser
Stein weist einen als Handgriff zu benutzenden
kräftigen Mittelsteg auf, der die Dichtung der

Lagerfuge und das Wandgefüge verbessert. Er

hat sich in der Praxis gut eingeführt.

Eine weitere Verbesserung wird durch zwei-
schalige Durchbildung des Wandaufbaus erzielt,
wie z. B. durch T-Steine der Mitteldeut-

schen Ton- und Kohlenwerke G. m. b. H.
Brandis b. Leipzig. (Mitoko.) Der No-

Fo-T-Stein wird im Verband versetzt, die waage-

rechten Ansätze wirken wie Binder, die senkrechten
wie Läufer, Stoß- und Lagerfuge sind verbands-

gerecht versetzt, eine für dünnwandige Ausbildun-

gen mit geringen Auflasten vorteilhafte Maß-
nahme.

Zu einer grundsätzlich anderen Art des Wand-

aufbaus werden Querlochsteine verwendet. Bei

ihnen sind gewöhnlich nicht größere Hohlräume,
sondern zahlreichere, löcherähnliche Durchbohrun-
gen angebracht. Sie haben eine fabrikations-
mäßig einfachere Ausbildung bei günstigerer
Druckfestigkeit gegenüber Langlochsteinen. Zu
nennen sind als Beispiel der T u h o z i e g el und

der Spezialftein der Tul)o-Vertriebsge-
sellschaft, Berlin-Charlottenburg,
der P rimu sst e i n, der eine besondere Fugen-
verriegelung der Stoßfuge hat und den S t a w a -

Stein der Allgemeinen Deutschen
Ziegel A. E., Berlin W 62. Die Löcher
der Querlochsteine sind nur so groß, daß bei
der Bemörtelung der Lagerfuge ein Verschluß
möglich ist, während die Stoßfugen infolge der ge-

schlossenen Seitenwandungen nicht schwierig zu
vermauern sind. Die leichte Spaltbarkeit der

Steine in Teilstücke erspart die bei anderen

Eroßformaten erforderlichen Eck- und Anschlag-
formsteine. Noch einen weiteren Schritt zur Ver-

minderung des Mörtelverbrauchs unternehmen
Ziegelwerke, die einen fünfwandig geschlossenen
Stein auf den Markt bringen, z. B. der E. H. Z.-
Ziegel, System Gnöth-Braun, oder

sogar allseitigen Verschluß im »Allzu« der

Pilsnitzer Dampfziegelei, Breslau-

Pilsnitz
Die vorstehend genannten Fabrikate sind nur

eine Auswahl der vorhandenen zur Erläuterung
der bautechnischen Grundgedanken Die Fabrikate
sind im Kleinwohnungsbau mit wirtschaftlichem
Erfolg angewendet, so daß es wertvoll ist, ihre
Bewährung in der Praxis bei den ausgeführten
Siedlungen weiterhin zu beobachten.
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Umschau
Die Reubefetzung der Wirtfchaftsrefforts

Als Nachfolger von Hugenberg hat Walter

Darrå das Reichsministerium für Ernährung
und Landwirtschaft übernommen.

Walter Darrå ift der Oeffentlichkeit als lang-
jähriger Sachverftändiger der nationalsozialisti-
fchen Partei für landwirtfchaftliche und rafsekund-
liche Fragen bekannt. Beim Aufbau des neuen

Staatsgefüges wurde er durch feine hervorragen-
den organisatorischen Fähigkeiten der Reichsführer
des deutschen Bauernftandes In der literarischen
Welt hat er sich einen Namen gemacht durch sein
Werk: »Das Bauerntum als Lebens-

quellder nordischenRafse«. Die in die-

sem Buch entwickelten Grundsätze verdienen be-

sondere Beachtung für den Aufbau der Landwirt-

schaft und der Rasse.
»Bauer ist, wer in erblicher Verwurzelung sei-

nes Geschlechtes mit Grund und Boden sein Land

bestellt und seine Tätigkeit als eine Aufgabe an

seinem Geschlecht und an seinem Volk betrachtet.
Landwirt ist, wer ohne erbliche Verwurzelung

seines Geschlechtes mit Grund und Boden sein
Land bestellt und in dieser Tätigkeit nur eine

rein wirtschaftliche Aufgabe des Geldverdienens

erblickt.«

Der Urquell der Wiedergeburt der deutschen
Nation und der nordischen Rasse ist »Blut und

Boden«, deren Reinheit und Kraft uns als ur-

deutsches Heiligtum in deutscher Rechtsauffasfung
und Sinnesart neu erstehen foll.«

Die Forderungen Walter Darrås sind:
1. Grundsätzliche Abkehr vom System von Wei-

mar, Bejahung eines völkifchen deutschen
Staates.

2. Die bedingungslofe Erhaltung der noch vor-

handenen echten Bauernfamilien auf ihrer an-

gestammten Scholle.
3. Ueberführung des Siedlungsgedankens in den

Grundgedanken, daß Siedlung nur dann einen

völkischenSinn hat, wenn fie »Neubildung des

deutschen Bauerntums« bedeutet.
4. Schaffung eines Rahmengesetzes zur Erhaltung

der bäuerlichen Scholle als »Erbhof«.

Die nationale Revolution hat diese Forderun-
gen ihren Zielen näher gebracht, aber gerade hin-
sichtlich der in allerweiteften Volkskreisen gefor-
derten Landbefchaffung für Siedlungszwecke im

Rahmen der Agrarentschuldung sind durch die

Entschuldungsmaßnahmendes Ministeriums Hu-
genberg keine klaren und positiven Fortschritte
festzustellen.

Die Agrarverfchuldung betrug Ende 1931 11,8
Milliarden NM. Sie ist durch die bisherigen
Entschuldungsmaßnahmenauf 11,4 Milliarden

zurückgegangen Durch die Einreichung von
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Pfandbriefen sind 100—150 Millionen RM Kre-
dite zurückgezahlt worden. Die restliche Vermin-

derung erfolgte hauptsächlichim Rahmen der Oft-
hilfe. Von den 11,4 Milliarden sind 7,2 Real-

kredite, 4,2 Milliarden kurzfristige Kredite, von

denen 3,2 als organisierte zu bezeichnen sind. Der

größte Prozentsatz der landwirtschaftlichen Hypo-
theken ift erststellig und nur 1,8 Milliarden nach-
stellig gefichert. Trotz des Vollstreckungsschutzes
hat sich noch 1932 die Zahl der zur Zwangsver-
steigerung gekommenen landwirtschaftlichen Grund-

stückevermehrt unter Zunahme der unteren Be-

triebsklassengrößen. Das finanzielle Ergebnis
der Zwangsversteigerungen ist fehr ungünstig.
Der Einheitswert wurde faft nirgends mehr er-

reicht. Die Verfteigerungsergebnisfe blieben in

Preußen beispielsweise 2075 unter dem Einheits-
wert. Die Meistgebote lagen durchschnittlich nur

auf BGB der hypothekarifchen Belastung der

Grundstücke, sodaß neben sämtlichen Personal-
kreditgläubigern auch große Anteile des Hypo-
thekenkapitals ausfielen.

Der Entfchuldungsplan Hugenbergs leidet an

dem grundsätzlichen Mangel, daß die schwere
Krankheit des Gefamtkörpers wie alle wirtschaft-
lichen Notmaßnahmen vergangener Regierungs-
syfteme nur durch eine partielle Operation der

sichtbaren Erkrankungserscheinungen einzelner
Glieder geheilt werden soll, der Herd der Krank-

heit aber unangetastet bestehen bleibt und nach
kurzer Zeit zu neuen Krankheitserscheinungen
Veranlassung gibt.

Darum muß und wird eine durchgreifende Neu-

regelung des agrarischen Kreditsystems in der Ge-

samtheit und eine Reorganisation des betriebs-

wirtschaftlichen Aufbaus der Landwirtschaft zur
Erfüllung des nationalen Raumproblems kommen.

Bei der nationalpolitisch erforderlichen Ost-
fiedlung ist die zwangsläufige Entwicklung, die

infolge der von Grund auf veränderten Geld- und

Marktverhältnisse von der Großgutwirtschaft zur

Bauernwirtfchaft in Ostelbien führt, so deutlich
sichtbar geworden, daß man eine Entfchuldung der

Großbetriebe nur unter Schaffung existenzfähiger
bäuerlicherWirtschaften rechtfertigen kann.

Walter Darrå wird als Reichsminister für Er-

nährung und Landwirtschaft die bäuerliche Sied-

lung in ein aktives und schöpferifchesStadium

führen. Die Nachprüfung des Entschuldungsge-
setzes zur Förderung des Bauernftandes und der

Siedlung ist bereits angeordnet.
Nachfolger im Reichswirtschaftsministerium

wurde Dr. Kurt Schmitt. Der neue Reichs-
wirtschaftsminister hat sich bisher besonders er-

folgreich bei der Kapitalerhaltung der deutfchen
Privatversicherung hervorgetan. Er übernahm
1932 den Vorsitz im Präsidium des Reichsverban-
des der deutschen Privatversicherungen und wurde



1933 Vizepräsident der Industrie- und Handels-
kammer und Mitglied des Zentralausschusses der

Reichsbank. Dr. Schmitt war von früheren Re-

gierungen schon mehrmals als Reichswirtschafts-
minister in Aussicht genommen. Damals hat er

dieses Amt wegen der fehlenden wirtschaftlichen
Voraussetzungen nicht angenommen.

Nachdem Dr. Schmidt aber das Vertrauen des

Führers auf den einflußreichen Posten des Reichs-«
wirtschaftsministers berief, »gab es keine Ueber-

legung«.
Dies betonte der neue Reichswirtschaftsminister

als überzeugter Anhänger der nationalfozialisti-
schen Wirtschaftsauffassung in seiner ersten Rede

vor den Wirtschaftsführern ausdrücklich. Seine

Ausführungen find für die Vertrauensbildung
innerhalb der Wirtschaft außerordentlich wert-

Voll. Die entscheidenden Sätze der Rede lauten:

»In Uebereinstimmung mit dem Führer bin ich
der Ansicht, daß es

unmöglich die Aufgabe des Staates und des Wirt-

schaftsministeriums oder sonst irgend eines be-
hördlichen Organes sein kann, die Vorgange in

der Wirtschaft im einzelnen verantwortlich zu
bestimmen und zu regeln.

chaftDie Aufgaben, die der deutschen Wirts
gestellt sind, können nur von der

Wirtschaftselbst, d. h. Von den a«us ihr herausgewach enen

verantwortlichen Führern gelöst werden. Der Staat

soll verwalten und mit seiner Wirtschaftspolitik die

Wirtschaft führen, aber nicht selbst wirtschaften-
Das entscheidende Problem ist die Zurück-
führung von 5 Millionen Menschen in den Arbeits-

prozeß. Wenn es der Regierung gelingt, diese Auf-
gabe zu lösen sund ich habe keinen Zweifel. daß sie
gelingt), so werden damit auch alle anderen Probleme
gelöst sein. Die Beseitigung der Arbeitslosigkeit kann

nicht allein durch künstliche Arbeitsbeschaffung erfol-
gen. Diese kann nur dazu dien·en, die ungeheure De-

pression mit einem Gewaltdruck aus der Welt zu

schaffen. Man kann eben nicht warten. bis die Ge-

sundung aus der Natur heraus von selbst kommt. In-

sofern bin ich durchaus dafür, daß die Regierung alles

unternimmt, um die Depression zu beseitigen. Es

muß aber dabei allmählich die ganze Wirtschaft er-

faßt, belebt und so in Gang gebracht werden, daß
der natürliche Aufschwung und die natürliche Auf-
wärtsentwicklung die Folge ist. Deshalb ist es auch
die Absicht des Führers, die Arbeitsbeschaffung, soweit
sie von der Regierung erfolgt, in Zukunft soweit wie

irgend möglich fo zu gestalten, daß nicht allein un-

mittelbar öffentliche Aufträge gegeben werden.·son-
dern daß man für die produktive Wirt-

schaft Erleichterungen schafft, die dadurch
in Arbeit umgesetzt werden.

Das Entscheidende aber ist — und darin sehe ich
die erste Aufgabe des Wirtschaftsministers — die

Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß so schnell
wie möglich in unserer Wirtschaft der Glaube

befestigt wird, daß die Sicherheit des wirtschaft-
lichen Kalkulierens das Höchstmaß hat, das über-

haupt denkbar ist.«

Zugleich mit Reichswirtschastsminister Schmitt
wurde der in nationalfozialistischen Kreisen alt-

bewährte Pg. Gottfried Feder als Staats-

sekretär berufen. Feder ist Verfasser des bekann-

ten Werkes »Der deutsche Staat«. Er ist der

Vorkämpfer für die Brechung der Zinsknechtschaft.

Nach der nationalfozialistischen Revolution wurde
er Vorsitzender des Reichsbundes deutscher Tech-
nik. Veachtlich für das Bauwesen ist seine große
Rede auf der Führertagung der Deutschen Archi-
tikten und Ingenieure.« Die politische Zentral-
kommission der NSDAP. [U. 111 B.), der Kampf-
bund Deutscher Architekten und Ingenieure
(KDAI.) und der Reichsbund Deutscher Technik
(RDT.) traten in Weimar am 24. und 25. Juni

zu einer Führertagung zusammen. Gottfried
Feder hielt eine bedeutsame programmatische Rede
über die »Aufgaben der deutschen Tech-
nikbeimWiederaufbauderdeutschen
Wirtsch aft«. Die Technik umspannt in ihrer
Totalität das gesamte wirtschaftliche Leben, die
moderne Technik erfordert bei ihrer Anwendung
höchsteDienstleistung Die Gefahren der Inten-

sivierung der Technik liegen in der Erziehung
zum Maschinenmenschen und in der Abhängigkeit
ganzer Berufsstände von der Maschine. Wenn
die unerhörte Kraft der Technik voll in den Dienst
einer nationalen Wirtschaftsführung gestellt wer-

den soll, so sind ungeheuer wichtige staatspolitische
Aufgaben zu lösen. Grundlage hierfür ist die

Organisierung der deutschen Arbeitsfront. Sie

hat die Aufgabe der Erziehung zum National-

sozialismus. Die Harmonie allen Werdens und

Entstehens ist auf einem Dreiklang aufgebaut,
wie Körper, Seele und Geist. Neben der Arbeits-

front ist der wirtschaftsständige Aufbau, in dem

Arbeitgeber und Arbeitnehmer zusammen arbei-

ten müssen, erforderlich. Im Wirtschaftsstand
müssen die Fragen von Lohn und Gehalt ausge-

glichen werden. Zur Arbeitsfront und Wirt-

schaftsfront treten als letzte Grundlage für den

Neuaufbau in der Organisation des geistigen
Prinzips der deutschen Technik die Berufsver-
bände, die die seelische Schulung des Menschen in

seinem Lebensberuf leiten sollen. Als Aufgabe
der Technik bezeichnet Feder die Abkehr vom welt-

wirtschaftlichen Denken·
In diesem Zusammenhang ist auch der Vortrag
»Zeitgebundene und blutgebundene Kunst« von

Prof. Schulze-Naumburg von programmatischer
Bedeutung. Zeit und Blut üben ihren Einfluß
auf die deutsche Kunst aus. Zu verwerfen ist die

liberalistische Weltanschauung, die für sich eine

neue Baugesinnung in Anspruch nahm, die nicht
emporgewachsen ist aus dem inneren Menschen-
tum, sondern im Unterbewußtsein ein Spiegel der

demokratischen Weltauffassung blieb. Blut und

Rasse, Härte und Stärke des Volkstums und echte
heldische Gesinnung sind der Wunschtraum eines

heißen Herzens, das mit glühender Liebe an Volk
und Heimat gebunden ist.

Als Staatssekretär äußerte sich Feder über die

Neuordnung der deutschen Wirtschaft bei der kürz-
lich erfolgten Rektoratsübergabe der Bergakade-
niie Elausthal. Hauptaufgabe sei die Arbeits-

beschaffung, besonders durch S.iedlung.
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Unter nationalsozialistischer Wirtschaft sei die

Uebertragung des politischen Führertums auf das

Gesamtgebiet der deutschen Wirtschaft zu ver-

stehen. Der Staat selbst dürfe zwar keine Pro-
duktionswirtschaft leiten. Ueber der Wirtschaft
stehe jedoch die Gesamtheit: der Staat.

Die drei großen Maßnahmen der Arbeitsbe-

schaffung seien:
1. psychologisch-politische,
2. wirtschaftstechnische und
3. finanzpolitische.

Der Blick der deutschen Wirtschaft muß wieder

auf den Binnenmarkt gerichtet sein unter pfleg-
licher Behandlung der außenpolitischen Interessen.
6 Milliarden NM nicht unbedingt erforderlicher
Einfuhr bedeuten 3 Millionen Arbeitslose für den

deutschen Arbeitsmarkt.

Der Etat 1933

Jn der Kabinettssitzung vom 27. Juni ist der

Neichshaushaltungsplan für 1933 verabschiedet
worden. Der Reichshaushaltungsplan ist ausge-
glichen und schließt in Ausgabe und Einnahme
mit rd. 5,9 Milliarden Neichsmark ab (1932 =

8,2 Milliarden Neichsmark). Die tatsächlichen
Ausgaben betrugen im Nechnungsjahr 1932

7,9 Milliarden Neichsmark, die Einnahmen 7,3
Milliarden NM, sodaß für 1932 ein Fehlbetrag
von 600 Millionen NM entstanden ist. Jn die-

sen sind 420 Millionen NM für außerordentliche
Schuldentilgung enthalten. Der auffällige Unter-

schied von rd. 2 Milliarden zwischen dem alten
und neuen Etat ist jedoch nicht eine Verringerung
des Gesamtetats, sondern beruht nur auf einer
klareren Verrechnung. Die Anteile der Länder
an den Neichssteuern (Ueberweisungssteuern) stel-
len nur durchlaufende Posten dar und sind bei
der Aufstellung des Neichshaushaltsplans 1933

durch ein Nettosystem aus Zweckmäßigkeitsgründen
abgelöst worden. Die laufenden Anteile der Län-
der werden nicht auf beiden Seiten des Reichs-
haushaltes, sondern gesondert aufgeführt. Die

durchlaufenden Posten an Ueberweisungssteuern
sind für 1933 mit 1,6 Milliarden RM geschätzt.
0,4 Milliarden ergeben sich aus tatsächlichenMin-

derungen an Ausgabeposten. Auf der Einnahme-
seite sind die Steuern unter Berücksichtigungeiner

gewissen Belebung der Wirtschaft geschätztworden.

Es wird ein um rd. 200 Millionen höheres Auf-
kommen an Steuern und Zöllen erwartet als es

für 1932 betragen hat. In größere Posten zusam-
mengefaßt verteilen sich die Ausgaben wie folgt:

Versorgung der Kriegsopser und

ihrer Hinterbliebenen 1040 Mill. NM.

Zivil- und Militärpensionen 270
» »

Krjegslasten »

» »

Besoldungen (einschl. der Reichs-
Wehr » »

Arbeitslosenhilfe u. Arbeitsbeschaf-
fUUg » »

Sozialversicherung 520 » »
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Wohlfahrtspflege (einschließl. 150
Mill. NM für Fettverbilligung) 200 Mill.RM.

Wohnungswesen 100

Ankan von Vorzugsaktien der
Dresdner Bank 100

Verzinsungund Tilgung d. Reichs-
u 520

» »

Abdeckung der Fehlbeträge frühe-
rer Jahre 100

Besondere Maßnahmen auf dem
Gebiet der Ernährungswirtschaft 140

Schutzpolizei der Länder 190

Neu erscheinen die jüngsten Ministerien, das

Propagandaministerium, dessen mit 14,2 Millio-
nen NM veranschlagter Etat durch eigene Einnah-
men aus dem Nundfunk größtenteils gedeckt wird,
und das Reichsluftfahrtministerium. Trotz der

Schaffung dieser beiden Ministerien ist der Ge-

samtetat niedriger als im Vorjahr. Bei dem

Haushalt des Neichstages tritt durch die Verrin-

gerung der Abgeordnetenzahl eine Ersparnis von

über 1 Million RM ein. Der Etat zeigt die Ent-

schlossenheit der Neichsregierung, den Haushalt in

Ordnung zu bringen. Sie erwartet die tatkräf-
tige und verständnisvolle Mitwirkung des deut-

schen Volkes.

Die Durchführung
der Arbeitsbefchaffungsmaßnahmen

Zum Gesetz zur Verminderung der Arbeits-

losigkeit sind Durchführungsbestimmungenerlassen
worden (NGBI. Nr. 73 S. 425). Aus dem Gebiet
der Siedlung ift aus Abschnitt 11 hervorzuheben,
daß alle Arbeiten grundsätzlich nicht freihändig,
sondern durch Ausschreibung vergeben werden sol-
len. Auf die Beschränkung der Unternehmer-
gewinne, die Anwendung menschlicher Arbeits-

kraft anstatt maschineller Hilfsarbeit und den

Verbrauch deutschen Baumaterials soll geachtet
werden. Die Unternehmer übernehmen die Ver-

pflichtung, die Arbeitszeit ihrer Unternehmungen
bis 30. Juni 1934 auf höchstens 40 Stunden

wöchentlich einzuschränken. Bei Neueinstellungen
dürfen nur Erwerbslose berücksichtigtwerden, in

erster Linie Kinderreiche, Familienernährer, und

langfristig Erwerbslose, insbesondere solche, die
der SS., SA., SAN. oder St. und nach ihrer be-

ruflichen Herkunft den vorkommenden Berufs-
zweigen angehören. Aus Abschnitt II geht
hervor, daß die Darlehen für die vorstädtische
Kleinsiedlung nach Maßgabe der vom Reichs-
arbeitsminister im Einvernehmen mit dem Reichs-
minister der Finanzen erlassenen oder noch zu er-

lassenden Bestimmungen bewilligt und von der

Deutschen Bau- und Bodenbank ausgezahlt wer-

den. Auch für die landwirtschaftliche Siedlung
bleibt es gemäß § 11 bei den bisherigen Zu-
ständigkeiten.

Die weiteren Abschnitte III und IV behandeln
das Verfahren und Bedarfsdeckungsscheine.

Nachdem nunmehr die gesetzlichen Grundlagen
der Finanzierung für den ersten Teil des Arbeits-



beschaffungsprogramms vorliegen, steht auch die

Inangriffnahme neuer Bauabschnitte im Sied-

lungswesen unmittelbar bevor.

Nebenberufliche Landsiedlung
Aus den Maßnahmen der früheren Regierun-

gen zur Förderung der vorstädtifchen Kleinsied-
lung, einer ursprünglich einseitigen sozialpoli-
tischen und rein agitatorischen, aber im übrigen
durchaus unwirtschaftlich aufgezogenen Siedlungs-
form, entwickelt die Regierung der nationalsozia-
listischen Revolution ein wirksames Mittel zur

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
Am 6. Oktober 1931 wurde in der Dritten Ver-

ordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung der

Wirtschaft und Finanzen und zur Bekämpfung
politischer Ausschreitungen ein Reichskommissar
mit durchgreifenden Vollmachten bestellt und der

erste Bauabschnitt mit 48 Millionen RM durch-
geführt. Er beschränkte sich ausschließlich auf in-

dustrielle Großstädte mit hohen Erwerbslosenzif-
fern. Diese Wohlfahrtsspende an die durch Not

und Verhetzung unruhigsten Volksschichten im

Sinne der Sozialauffassung des abgewirtschafteten
Regierungssystems konntezu keinem wert-

schaffenden volkswirtschaftlich be-

merkenswerten Erfolge führen, da

die Verteilung der Gelder und die

Durchführung des Siedlungspro-
gramms nach politischen Gesichts-
punkten erfolgte. Die Entlastung der

öffentlichen Hand durch Ersparung von Unter-

stützungsgeldern blieb überall aus. Die Sied-

lungen sind zum großen Teil Konzentrations-
lager für Wohlfahrtsempfänger. Die Siedler

sind genau wie in ihren früheren städtischen

Wohnungen Sorgenkinder der Fürsorgestellen
geblieben.

Dagegen hat die Aktion von Anfang an in bau-

wirtschaftlicher Hinsicht nachhaltige Auswirkungen
gehabt. Sie hat den durch die langjährige
Zwangswirtschaft irregeleiteten bauwirtschaft-
lichen Tendenzen zursllebersteigerung der Preise
einen beachtlichen Umschwung zur Gesundung ver-

liehen unter dem Druckmittel der Rot der Zeit
und des Gewerbes. Eine fühlbare Senkung des

Bauindexes und der Höhe des staatlichen Zu-
schusses, eine bisher unbekannte Einfachheit des

Bauprogramms und der Ansprüche an Ausstat-
tung sowie die bewußte Einschaltung von Selbst-
hilfe der Siedler als Ersatz für das fehlende
Eigenkapital, das in den vorangegangenen Bau-

epochen oft nur durch Finanzierungskünste vorge-

täuscht wurde, sind in der Gesamtwirkung epoche-
machend geblieben.

Mit dem nachlassenden Einfluß des alten Re-

gierungssystems wurden in den weiteren Bauab-

schnitten schrittweise die eigentlichen wirtschaft-
lichen Erfordernisse mehr in den Vordergrund ge-
rückt. Die Maßnahme wurde wieder aus der

politischen Atmosphäre herausgehoben und der

großen nationalen und volkswirtschaftlichen Be-

deutung zugeführt, die ihr als eine produktive
Arbeitsbeschaffung mit verbleibender Dauerwir-

kung auf den Arbeitsmarkt zukommt. Die neben-

berufliche Landsiedlung erhielt im Staatsgefüge
der nationalen Erhebung einen anderen gedank-
lichen Inhalt. Sie wurde für den Arbeiterstand
in den weltanschaulichen Grundlagen eine erste
Lösung im Rahmen des nationalsozialistischen
Problems: Blut und Boden ; genau so wie es für
den Bauernstand die allgemeine landwirtschaft-
liche Siedlung werden soll.

Die Betonung des Eigenheimgedankens und
des Rechts auf Persönlichkeit als Gegensatz zu der

unpersönlichen Mietwohnung des Arbeiters im

Massensystem des Weltbürgertums in Groß-
städten, dann die selbstschaffende Aufbauarbeit bei

der Errichtung der Siedlung und der Erschließung
der Bodenwerte im Gegensatz zum Wohlfahrts-
prinzip eines durch langjährige Stempelei in der

Arbeitsmoral verdorbenen, lebensunlustigen Pro-
letariats und schließlichdas Streben rassebewuß-
ter deutscher Staatsbürger zur Schollenverbunden-
heit im Gegensatz zur klassenkämpferischen Frei-
zügigkeit internationaler Gewerkschaftsbestrebun-
gen sind die wesentlichsten inneren Unterschiede im

Zielstreben einer vorstädtischenKleinsiedlung von

früher und von heute.
Im zweiten Bauabschnitt, für den 25 Millionen

und zusätzlich 10 Millionen ausgeschüttet wurden,
und im vergangenen dritten mit 40 Millionen

Darlehnssumme trat eine wesentlich stärkere Be-

rücksichtigung der arbeitsmarktpolitischen Gesichts-
punkte ein· Nicht die Großstädte mit höchften Er-

werbslosenziffern sind für nebenberufliche Sied-

lung die geeigneten Plätze, sondern solche Stand-
orte des innerdeutschen Arbeitsmarktes, die nach
Behebung der zeitlichen konjunkturellen Krise
nach menschlichem Ermessen nebenberufliche Ar-

beitsmöglichkeiten bieten. Rur wo eine boden-

ständige und als krisenfest bekannte Industrie
oder Gewerbe sich erhalten konnte, sind landwirt-

schaftlich unselbständige Kleinbetriebe auf neben-

beruflicher Grundlage neu zu errichten. Mittel-

städte und kleinere Städte, in denen das Acker-

bürgertum nie ganz ausgestorben ist, wurden da-

her in den letzten Bauabschnitten vorgezogen. Die

Dezentralisation der nicht standortgebundenen In-

dustrie und die Wiederauffüllung des Landes mit

den noch fehlenden Wirtschaftsenergien sind Vor-

bedingungen für den weiteren Erfolg der neben-

beruflichen Landsiedlung.
Ferner setzt sich immer mehr die Erkenntnis

durch, daß die landwirtschaftliche Eignung des

auszuwählenden Grund und Bodens für die

Selbsternährung der Familie sowie eine nicht zu

knappe Bemessung der Landzulage die erste und

selbstverständlichsteVorbedingung für einen auf
Bodenertrag abgestellten Haushalt des Siedlers
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ist. Daher verträgt sich bodenspekulative Preis-
politik aus finanziellen kommunalpolitischen Er-

wägungen nicht mit den wirtschaftlichen Notwen-

digkeiten der Vorstadtfiedlung, deren Bodenrente
vom landwirtschaftlichen Ertrag des Grund und

Bodens ausgehen muß.
Die Auswahl der Siedler darf nicht allein von

finanztechnischen Rücksichten für die einmaligen
Aufbauarbeiten ausgehen und nicht nur nach
ihren bauhandwerklichen Fähigkeiten vorgenom-
men werden. Dieses Auswahlprinzip führte be-
reits zu einer unberechtigten Begünstigung von

Baufacharbeitern bei den meisten Vorstadtsiedlun-
gen. Schwierigkeiten der Finanzierung und der

Durchführungsarbeiten müssen mit Vorbedacht in

den Kan genommen werden gegenüber der grö-
ßeren Aufgabe, die Verbreiterung der überall

knappen Arbeitsgelegenheiten auch für andere

notleidende Berufsstände durch die Einführung
von Kurzarbeit auf der Grundlage der Selbst-
ernährung auf eigener Scholle zu fördern. Die

Krisenfeftigkeit des industriellen und gewerblichen
Arbeiterstandes muß durch die Bodenverbunden-

heit des deutschen Menschen hergestellt werden.
Die Nichtlinien für die vorstädtischeKleinsied-

lung werden zwar für den bevorstehenden Ab-

schnitt mit geringen Abweichungen bestehen blei-

ben. In Ausführungsanweisungen wird jedoch
der neue Geist zum Ausdruck gebracht werden.

Vor allem wird aber die zweckentsprechende Aus-

wahl der Träger die Durchführung der Maßnahme
im aufbauenden Geiste des nationalsozialistischen
Staates sichern.

Wiederaufbau der deutschen Familie
Nach den Berechnungen des Statistischen Reichs-

amts ist das Deutsche Volk bei seiner heutigen
Geburtziffer nicht mehr imstande, sich aus eigener
Kraft zu erhalten, sondern bei 15 Geburten auf
1000 der Bevölkerung fehlen uns schon etwa 30

an Gebärleistungen der deutschen Frauen, um den

Volksbeftand in der Zukunft zu sichern. Nur die

ländlichen Gemeinden haben noch einen geringen
Geburtenüberschuß der aber nicht mehr ausreicht,
um den Verlust in den deutschen Städten zu er-

setzen. Wir stehen damit vor einer grundsätzlichen
Wende der Zeit. Unser Volk geht unweigerlich
einer starken Veralterung und Vergreisung ent-

gegen.

Neichsinnenminister Dr. Frick beleuchtete in

seinem Vortrag über Bevölkerungs- und Rasse-
fragen in der ersten Sitzung des Sachverständigen-
beirats im Reichsinnenminifterium diese Tat-

sachen. Er kündigte gesetzlicheMaßnahmen an zur

Aenderung der in bedrohlicher Entwicklung begrif-
fenen Bevölkerungs- und Nassefragen. Die Fol-
gen einer übertriebenen Fürsorge für Minder-

wertige und Asoziale haben zu einer ungesunden
Steigerung der Lasten geführt. Es wird daher
ein Gesetzentwurf zur Verhütung erbkranken

Nachwuchses vorgelegt werden. Auch in der steuer-
lichen Tendenz sind Wandlungen vorgesehen, da-

mit die kinderreichen Familien nicht durch eine

ungünstige technische Behandlung schlechter ge-

stellt sind, als diejenigen, die sich nur selber zu

erhalten haben. Auch die sonstigen vorhandenen
gesetzlichen Bestimmungen werden auf ihre fami-
lienfeindliche Wirksamkeit hin nachgeprüft. Die

Erhaltung der erbgesunden deutschen Bauernfami-
lien und die Verwurzelung beften deutschen Blu-
tes mit bestem deutschen Grund und Boden soll
besonders gepflegt werden. Eine durchdringende
Aufklärung über Erbgefundheitspflege und Nas-
senkunde muß in die Erziehung der Jugend und
des gesamten Volkes eingebaut werden. Fami-
lien- und Naffenkunde müfsen so gepflegt werden,
daß das Blühen der Familie als ein höheres Gut

erfcheint, als Reichtum und Bequemlichkeit Wir

müssen wieder den Mut haben, unseren Volks-

körper nach seinem Erbwert zu gliedern.
Dr. F. N.

Besprechungen
Peter Martin Lamp el:

raden. Erkundungsfahrten in die Arbeits-

lager.« Günther-Wolff-Verlag, Plauen
(Vgtld.) 1933, Preis 2,50 NM.

Als dieses Buch vor Jahresfrist im Rohwohlt-
Verlage erschien, war es die erste, liebevoll breite

Erkundung der jungen Volksbewegung des Ar-

beitsdienstes. Wenn es heute, da diese Bewegung
unter der Obhut der neuen Staatsführung in feste
Formen geleitet wird, als Volksausgabe neu er-

scheint, so muß das Werk in alter Form neue

Wertung bestehen.
«

Die ganze Breite des neuen Arbeitslebens liegt
in dem Buche vor uns: gelagert im Bober-

Haus in Schlefien, in Neukirchen in Sachsen, im

Uchter-Moor, im Walchumer Schlot im Ems-

»Packt an! Kame- land; —

g e l ebt im Erwachen des neuen Geistes
der Werkgesinnung, des Dienstes an der Gemein-

schaft; b e l ebt durch die eifrige Erörterung über
die vielen, noch offenen Fragen, wie: richtige Aus-

wahl und Schulung des Lagerführertypus, zweck-
mäßige psychologische Behandlung der Dienstwilli-
gen, Beschaffung eines geeigneten Arbeitsfeldes.

Eine reiche Auswahl von Einzelmei-
n u n g e n legt der Verfasser über diese und zahl-
reiche andere Fragen vor, jedoch ohne Mei-

nungsordnung, ohne Meinungsfüh-
rung. Der Bericht wird sachlich rezeptiv, noch
nicht persönlich produktiv gegeben.

Vor einem Jahre noch erfüllte ein solcher Be-
richt seinen Zweck. Als der Verfasser der »Ne-
volte im Erziehungshaus«, dessen idealistifch im-
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pulfives Temperament sich ständig auf der Kippe
radikaler Gefinnungen bewegte, damals mit dem

Bericht über sein Arbeitsdiensterlebnis zum
rechtsradikalen Lager fich bekannte, mochte die ob-

jektive Haltung seines Berichts wohl am ehesten
geeignet sein, bei den überraschten alten Freun-
den Vertrauen zu erwecken. Es mochte mit dazu
dienen, gesunde Wurzelkraft aus sandigem Boden

eitler marxiftischer Verfprechungen in das frucht-
bare Erdreich nationalen Tatwillens zu verpflan-
zen,· wenn da zwischen den Zeilen zu lefen stand:
Der Arbeitsdienst ist die beste Ju-

g e n d f ü rso r g e ! Geht hin und seht: sie revol-

tieren nicht, sie arbeiten und sind begeistert, der

Gemeinschaft zu dienen.

Heute aber, da wir wiffen, was wir wollen, da

es nur mehr darauf ankommt, den Willen auf
kürzeftem Wege in Tat umzusetzen, heute genügt
es nicht, über die lebendigsten Willenskräfte des

Volkes »ohne Verschönerung und Verniedlichung«
zu sprechen. Heute ist es nicht mehr nötig, Pa-
trouillengänger einer Bewegung zu sein, die be-

reits in voller Front im Angriff steht. Heute
heißt es: Antreten! in der Gemeinschaft, und in

ihr beharren!
Für eine Neuauflage des vorliegenden Buches

will das sagen: daß sein sachlicher Gehalt zufam-
mengepreßt und ausgewertet werden müßte. Mit

voller Kraft der Ueberzeugtheit hätte u. a. die

Eignung des Arbeitsdienftes zur

Siedlerfchulung, die Eroberung der

Scholle als Dienstlohn und ihr wehr-
haftes Besitzen als Gemeinschafts-
e n t g e lt hineinredigiert werden müsfenl

Damit soll das Verdienst solcher »Kundschaft«
nicht gemindert werden. —- Auch künftig soll der

Neporter das Volk da suchen, wo es in junger
Tüchtigkeit zu finden ist: im Gemeindienst durch
Arbeit.

Aber er soll diefen neuen Geist »ni cht nur

schildern, sondern gestalten: Mit all

der blutvollen Kraft, die in der Objektivi-
tät einer festbewußten Gesinnung
liegt. Daß er die Schläfrigen und Säumigen
wecke, und die Wachen in der Wachfamkeit be-

stärke! N.

Peter Martin Lampel: »Siedeln? Mensch —-

wie sieht das aus? — Fahrten in Siedlungen
und Siedlerschulen.« Nüdiger-Verlag, Ber-

lin 1933.

Lampel, dem es gegeben ist, die Nöte junger
Seelen zu erhorchen und zu erfragen, ist auf sei-
nen Fahrten durch die Arbeitslager immer wie-

der der bangen Frage begegnet: »Was nachher?,
Was weiter?«

Mit der Antwort: »Siedeln« ist noch keine

Klarheit geschaffen, denn: »Wie sieht das aus?«,
und »Was verlangt das von uns?« —

Also zieht L. aufs neue aus, den Kameraden
den Weg durch Kundschaft zu bereiten, Kundfchaft,

die »zur Klärung beitragen, nichts beschönigen,
innere Bereitfchaft wecken, Entschlossenheit packen«
soll.

Ein klares Ziel und ein gerader Weg!
Schon der Umfang des Buches zeigt den Vorteil

gegenüber dem oben befprochenen an: Er ist um

dreiviertel geringer, entlastet von unterhaltsamen
Kuriosa und unfruchtbaren Erörterungen von

Nebenfragen.
Das zur Orientierung Nötige ift in ausreichen-

der Fülle behandelt: und zwar ein jedes Thema
in einem Kapitel, was die Auskunft ein-

d e u t i g macht.

Eindeutig bis zur Nücksichtslosigkeit,mit der

die »Nasenbank-Jdeale« siedlungsfüchtiger No-

mantiker —- zerstört werden. Bei den »unheim-
lichen« Möglichkeiten des Siedlungsgedankens
zum Pofitiven wie zum Negativen kann zu fol-
cher Nücksichtslofigkeitin Nat und Tat nicht dring-
lich genug gemahnt werden: Schwächliche Skepfis
würde nur zu unfruchtbarer Vielfalt und schließ-

lich zur Vorherrfchaft negativer Elemente führen.

L. holt sich nach orientierender Einsicht in die

Praxis der Siedlung und Siedlerschulung, grund-
sätzlicheAuskunft da, wo er sie am eheften
unparteiifch findet: Bei der Forschung und

der gemeinnützigen Betreuung des Siedlungs-

wefens (der Gesellschaft zur Förderung der in-

neren Kolonisation und der Deutschen Siedlungs-
bank).

Folgende realpolitische Erkenntnis gewinnt in

der Gefamtdiskuffion abschließend Geltung: Die

Altsiedlung war infolge der Willkür der

früheren Siedlungspolitik untragbar gewor-

den, die Neusiedlung aber wird lebens-

fähig sein!

Bisher konnte nicht von einer großzügigen
Siedlungsaktion, sondern lediglich von einer

»Tro ftsiedlung« die Rede fein, »einem
Brocken, mit dem der Großgrundbesitz das Volk

abspeifte, damit das Naubtier eine Weile frißt

und den Schuldigen nicht anfällt«. Eine plan-
mäßige Durchführung wurde gehemmt, damit

zwischendurch Pfufcher und Steckenpferdreiter den

großen Gedanken durch verfehlte Praxis ins Un-

mögliche oder in eine Agrar-Nevolution überführ-
ten. Jetzt —- wir können das Futurum des Bu-

ches ins Präfens überfetzen
—- fetzt statt ro-

mantisch revolutionärer, einheit-
lich organische Entwicklung ein. Die

nächstfaßbaren Möglichkeiten werden

ergriffen und vorbereitet: »n e b e n b e r u f l i ch e

Kleinsiedlung anftelle verfehlter Groß-

zügigkeit«. An ihr foll praktisch der Sinn fiir
eine nach und nach großzügigere Lösung der in-

neren Kolonisation im Volke geschult werden·

Hier und im Arbeitsdienst soll, an ersten Schwie-
rigkeiten erprobt, in natürlicher Auslese der Men-

fchentypus heranwachsen, der den großen national-
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politischen Gedanken der Siedlung durchzuführen
vermag: Erst nach einer Auslese der Exi-
st e n z st a r k e n werden auch die Triebkräfte im

Volke stärker werden, wird die Fähigkeit wachsen.
Siedlungsromantik in brutale Wirklichkeit umzu-

setzen.
Mit einer solchen »Auslese der Tüchtigen«.

durch Vermittlung gemeinnütziger Siedlungs-
träger, betreut von einer kühnen Staatsführung,
vermag die Siedlung »als einzige
Maßnahme der Gegenwart sozialen
und wirtschaftlichen Aufstieg, Siche-
rung und Neuaufbau des deutschen
Ostens« zu schaffen.

Friedrich Wilhelm H e i nz: »Kameraden der

Arbeit. Deutsche Arbeitslager: Stand, Auf-
gabe und Zukunft.« Frundsberg-Verlag G. m.

b. H.. Berlin 1933.
Das Buch ist vor der Uebernahme der Regie-

rungsgewalt durch die nationalsozialistische Bewe-

gung vollendet. Der Verfasser, ehedem Schrift-
leiter des »Stahlhelm«. ist für die Auffassung und

Auswahl der Formen des Arbeitsdienstes und des

Dienstpflichtgedankens noch allzu ausschließlich
von den Vorarbeiten des Stahlhelm und des

Jungdeutschen Ordens geleitet; der Plan H i e r l s,

der heute verwirklicht wird, ko m mt darüber zu

kurz
Gleichwohl ist, wie Arbeitsminister Seldte

im Vorwort sagt, »Sinn und Zweck des Buches zu

bejahen, gleichgültig, welche Stellungnahme der

Verfasser im einzelnen einnimmt«

Der straffe Aufbau des Inhalts und die Le-

bendigkeit der Bildbeigabe sind gewiß geeig-
net, den Gedanken des Arbeitsdien-

stes zu verbreiten und zu vertiefen.
Der Arbeitsdienst »aus deutscher Not, als

deutsche Möglichkeit, als deutsche Aufgabe« ist mit
Elan begriffen. Die Angriffe der Gegner sind in

bester Abwehr durch Darstellung der Praxis ab-

geschlagen. Das nationalpädagogische
Ziel des Arbeitsdienstes ist mit lebendigem
Ethos erfaßt: »Es geht darum, den heranwachsen-
den Jahrgängen unter 25 Jahren, denen das Le-

ben mit dem Schulabschluß schon beendet scheint,
und die nur noch vegetierend hassen, vegetierend
lieben, vegetierend versumpfen: das Erlebnis der

Eingliederung, des Dienstes, das Erlebnis der Ge-

meinschaft und der Zucht, das Erlebnis eines ge-

ordneten und auf ein klares und sichtbares Ziel
gerichteten Daseins zu vermitteln: daß Deutsch-
lands Jugend dienen lernt, gehorchen lernt, opfern
lernt, aber auch dereinst einmal herrschen lernt.«

Als Terrain für den Arbeitsdienst
ist die Siedlung genügend in den Vorder-

grund gerückt und an dem Beispiel der Siedlung
Neukirchen, die als erste vom Arbeitsdienst des

Jungdeutschen Ordens in Verbindung mit der

staatlichen Landessiedlungs- und Wohnunggsfür-

sorgegesellschaft »Sächsisches Heim« durchgeführt
wurde, im Erfolg veranschaulicht.

Die filmmäßig lebendigen Bildbeigaben veran-

schaulichen den Weg vom trostlosen Wohnungs-
elend der Großstadt, aus der gefährlichen Muße
der Arbeitslosigkeit, über die wehrsportfreudige
Gesinnung und Erziehung durch den Arbeits-

dienst, zur Entlohnung durch den Besitz eigener
Scholle, zur Begründung neuer Burgen im Osten.
Das Buch schließtmit dem erhebenden Ausklang
in Bildern — Wogende Felder, schwere Hocken,
feste Hütten —: »von der Maaß bis an die Memel,
von der Etsch bis an den Belt« — ein gesundes
Volk auf eigener Scholle durch Arbeitsdienst und

Siedlung! N.

»Deutsrhe Siedlung« —- Jdee und Wirklichkeit —.

Einblick — Ueberblikk — Ausblick. Von Dr.
rer. pol. G. A. Küppers-Sonnenberg. Berlin
1933. Verlag »Die Grundstücks-Warte«, Ber-

lin-Charlottenburg 2. 132 Seiten. NM 4,80.
Der Verfasser unternimmt unter dem obigen

Titel den Versuch einer Gesamtdarstellung des

deutschen Siedlungswesens in allen seinen For-
men und Spielarten. Die chaotische Fülle von

Plänen und Problemstellungen materieller und

kultureller Art um die deutsche Siedlung, die sich
wiederum in der sachlich gegebenen Aufspaltung
in den 3 Problemkreisen der st ädtisch en Sied-

lung, der ländlich en Siedlung und der Sied-

lung als Mittelding zwischen Stadt
u n d L a nd überschneidenzhat in der Nachkriegs-
zeit zu einem Durch- und Gegeneinander im

Siedlungswillen und Siedlungsziel geführt. Der

Verfasser betont mit Recht, daß für eine Verein-

heitlichung der Siedlung eine theoretisch wie

praktisch gleich brauchbare Festlegung des Sied-

lungsbegriffes von Nöten ist. Der festliegende
Siedlungsbegriff bildet zunächst die Grundlage für
eine Vereinheitlichung der Siedlungsbewegung
und Siedlungsorganisation. Die vom Verfasser
gegebene begrifsliche Definition der Siedlung als

»Verbindung, vor allem Nückverbindung der

Menschen mit dem Boden in einer der übersteiger-
ten Großstadtentwicklungentgegengesetzten neuen

Landkultur, organisches Glied einer auf harmoni-
scher Wechselwirkung zwischen Stadt und Land

beruhenden Stadt-Landkultur« (S. 43) erscheint
uns zu allgemein. Der Verdienst des Dr. K. bei

seinem Versuch liegt dagegen in Teil 11 und 111,
in denen er eine umfassende Aufstellung über die
Arten und Spielarten der in Deutschland auf-
tretenden Siedlung gibt· Der Verfasser kommt

zu 5 systematischen Einteilungsprinzipien des

Siedlungswesens und zwar:
. nach der Lage,
. nach der Größe,

nach der Funktion,
. nach der Struktur,
. nach der Idee.muss-»Ok-
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Als zweckdienlichftes Klassifikationsschema fiir
die einzelnen Typen der Siedlung schlägt der Ver-

fasser folgende Einteilung vor:

1. Wirtschaftsfiedlungen (bislang »ländliche«
Siedlungen) ;

2. Wohnsiedlungen (bislang ,,ftädtifche«Sied-

lungen);
3. Rotfiedlungen (bislang »Kleinsiedlungen«)

und Ergänzungssiedlungen (bislang »Ne-
benerwerbssiedlungen«) ;

4. Kulturelle Siedlungen (bislang »roman-

tische«Siedlungen);
5. Parzellenfiedlung;
6. Nutzgartensiedlung;
7. Kleingartensiedlung

Es dürfte für den Fachmann wie Laien gleich
interessant sein, ·aus der bloßen Aufzählung zu

entnehmen, was alles an wirtschaftlichen, sozialen
und kulturellen Bewegungen und Bestrebungen
in der Rachkriegszeit unter dem Titel »Siedlung«
firmiert hat.

Insoweit dürfte die Arbeit des Herrn K. Fach-
leuten wie sonstigen Interessenten empfehlenswer-
tes Material vermitteln E.

Die private Stadtrandsiedlung, untersucht am

Berliner Beispiel. Bearbeitet im Deutschen
Archiv für Siedlungswesen, Berlin. Berlin
1933. Verlag »Die Grundstücks-Warte«, Ber-

lin-Charlottenburg 2. 80 Seiten m. Plänen
und Abbildungen Preis RM 6,00.

Die Schrift verwendet in übersichtlicher Weise
die bisherigen wertvollen Ergebnisse der vor-

städtischen Kleinsiedlung und Stadtrandsiedlung
in Groß-Berlin und den angrenzenden Land-

kreisen. Sie beschäftigt sich insbesondere mit den

wichtigen Fragen der Bodenbeschaffung, des Par-
zellierungsvorganges und der öffentlichen Anfor-
derungen als Voraussetzungen für eine erfolg-
reiche Kleinfiedlung am Stadtrand. Die Ge-

lände-Erschließung und die baulichen Verhältnisse
dieses überaus vielgestaltigen Siedlungsgebiets
find ebenfalls eingehend untersucht. Von beson-
derem Wert für die Praxis ist im übrigen die

Zusammenstellung einiger wesentlicher Gesichts-
punkte für die zukünftige Behandlung der

Groß-Berliner Stadtrandsiedlung. Die anschau-
liche Schrift kann allen beteiligten Stellen nur

empfohlen werden. v. Sch.

»Zwei Abhandlungen über Siedlung und Ver-

kehr,« Band 4 der Materialiensammlung der

Forschungsstelle für Siedlungs- und Woh-
nungswesen an der Universität Münster i. W.,
herausgegeben von o. ö. Universitätsprofesfor
Dr. W. F. Brutk, Münster 1932, Wirt-

schafts- und sozialwissenschaftlicher Verlag
E. V., Iohannisstr. 9. 156 Seiten, Preis
RM 4,—.
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Die enge Verknüpftheit aller Verkehrsfragen
mit dem Siedlungswesen wird den interessierten
Kreisen wieder einmal durch zwei Abhandlungen
aus der obengenannten Materialiensammlung
deutlich vor Augen geführt. Es handelt sich um

eine Arbeit von Dr. Josef Schröder: »Hagen als

Städtebaubild«, und eine weitere von Dr. Iofef
Schröder: »Die Wirtschaftlichkeit der Straßenbah-
nen des Rheinisch-Weftphälischen Industrie-
bezirks.« Während die erste Arbeit ein Ge-

famtbild der ftädtebaulichen und wirtschaft-
lichen Entwicklung einer rasch aufgeblühten
Jndustriestadt gibt, behandelt Dr. Iosef Schrö-
der einen Einzelzweig kommunaler Wirtschafts-
betätigung, und zwar den Straßenbahnbetrieb.
Der augenblickliche Stand in der Entwicklung
des Siedlungs- und Wohnungswesens hat eine

Reihe neuer Probleme entstehen lassen, zu
deren Lösung die Einfchaltung des Verkehrs-
wefens unbedingt erforderlich ist. Ich erinnere

hier nur an die Notwendigkeit, zwecks Schaffung
billigster Kleinwohnungem bis an den äußersten
Rand der Städte herauszugehen, was die Forde-
rung nach billigen Verkehrsmitteln von der Wohn-
zur Arbeitsstätte mit sich bringt. Auf der ande-

ren Seite hat der Rückgang der Beschäftigung,
die Wirtschaftlichkeit von Verkehrsunternehmen
vielfach in Frage gestellt. Alle diese Probleme
werden neben vielen anderen in den beiden oben-

genannten Schriften eingehend und kritisch unter-

sucht, und an Hand von Schaubildern dargestellt
Das Studium dieser interessanten Arbeiten ift
sehr zu empfehlen. Dr. M.

Kolonialgebiete des rheinifchsweftfälifchen
Industriereviers, deutsche Jnlandskolonien.

In der Materialiensammlung der Forschungs-
ftelle für Siedlungs- und Wohnungswesen an

der Universität Münster i. W. gibt deren Leiter,
Professor Dr. W. F. B r u ck das als Band 7-8 im

Wirtschaftlichen und Sozialwirtfchaftlichen Verlag
e. V. Münster i. W. erscheinende Heft »Kolonial-
gebiete des rheinisch-westfälischen Industrie-
reviers« heraus. Die Veröffentlichung foll nach
dem Vorwort des Herausgebers der Herausftel-
lung eines wirtschaftspolitischen Programms und

zwar des umfangreichsten Arbeitsbeschafsungspro-
gramms des Rordwestens in Verbindung mit

einem Siedlungsprogramm dienen. Das Heft
enthält einen einleitenden Aufsatz von Professor
Bruck felbst, dessen Thema fich mit dem Titel der

Veröffentlichung deckt. Profeffor Bruck kann für
sich in Anspruch nehmen, schon frühzeitig, nämlich
erftmals im Februar 1925, das Problem von

Deutschlands weltwirtfchaftlicher Stellung in der

veränderten internationalen Arbeitsteilung auf-
geworfen zu haben, und er hat seitdem nach sei-
nen eigenen Worten die Leitgedanken feiner da-

maligen Ausführungen mit einer gewissen Hart-
näckigkeit wiederholt. Nationale Impulse, eine



in praktische Gestaltungen umgewandelte soziale
Tendenz und die mit beiden zusammenhängende
Jndustrialisierung der Neuländer haben der

Weltpolitik und der Weltwirtschaft neue Bahnen
gewiesen Es beginnt ein neues Zeitalter der

Menschheitsgeschichte, welches die frühere rein

wirtschaftliche Ausdrucksweise des abendländischen

Kapitalismus, nämlich der Export-Jndustrialis-
mus, zu einem gewissen Ende führt. So kommt

auch die Aufnahmefähigkeit der Welt für deutsche
prortprodukte zum Stillstand, und für das seiner
Kolonien beraubte Deutschland erhebt sich das

Problem der Unterbringung der durch den ver-

minderten Exportindustrialismus freigewordenen
Menschen. Die Lösung dieses Problems kann und

muß in einer möglichsten Jntensivierung des Bin-

nenmarktes bestehen. Bloße Siedlung, bloße

Schaffung landwirtschaftlicher Produktion ohne
Berücksichtigung des Absatzes und Schaffung der

dafür zweckmäßigenOrganisationen ist Wahnsinn
oder Verbrechen. Die Absatzorganisation muß bei

der Frage nach den zweckmäßigenSiedlungsfor-
men und nach der Gingliederung der Siedlung in

den Rahmen der Gesamtwirtschaft die entschei-
dende Rolle spielen. — Von diesem Gedanken aus-

gehend, behandelt Professor Bruck das aktuelle

Problem des deutschen Nordwestens, und gibt im

Zusammenhang mit diesem Problem zugleich einen

Tätigkeitsbericht der Forschungsstelle für Sied-

lungs- und Wohnungswesen.
Es folgen Einzelabhandlungen von Stadtbau-

rat a. D. Dr. ing. Richter über »Der freie Platz
für die Siedlung in Westfalen«, von Landeskul-

turdirektor König über »Die Umlegung und ihre
volkswirtschaftliche Bedeutung«, eine Einzelunter-
suchung von Dr. Elshoff über »Die Landeskulti-

vierung und Siedlung der Nachkriegszeit im

Landkreise Ahaus«, und eine weitere Einzel-
untersuchung von Domänenrat Kreuz über »Die
landeskulturellen und wasserwirtschaftlichen An-

lagen des Herzogs von Croy in Dülmen«.

Der dritte und vierte Abschnitt des Buches sind
dem Gmsland gewidmet, und zwar behandelt der

dritte Abschnitt in Arbeiten von Regierungsrat
Dr. Mangels, von Oberegierungs- und Baurat

Bock und von Syndikus Dr. Lübbers die Fragen
des Ausbaues des Dortmund-Gms-Kanals unter

dem Gesichtspunkt des Arbeitsmarktproblems, des

technischenund des volkswirtschaftlichen Problems.
Der vierte Teil behandelt das Gmsland als Kolo-

nialland des deutschen Westens in Aufsätzen von

Regierungspräsident Dr. Sonnenschein, Regie-

rungs- und Kulturrat Kornhardt, Siedlungs-
direktor Dr. Schulte und Handelskammersyndikus
Dr. Lübbers.

Das Buch, das keine erschöpfendeDarstellung,
sondern eine Materialsammlung bringen will,

enthält viele wertvolle Anregungen, die auch über
die behandelten Ginzelthemen hinaus grundsatz-
liche Bedeutung besitzen.

»Der Weg zu uns selbs .« Eine Ganzheitslehre
der Lebens-, Wohn- und Stadt-Bau-Kultur.
Band: Wohnkultur als modernes Problem.
Von Richard Sch arff. Verlag der Meyer-
schen Hofbuchhandlung (Max Staercke), Det-

mold.

Wenn heute an eine Wertung dessen gegangen

wird, was moderne Zielsetzung letzter Jahrzehnte
dem Bauwesen gebracht hat, so wird eins nicht
vergessen werden dürfen: der Stand unseres heuti-
gen Architekturschaffens ist weniger ein Produkt
der Technik als das einer bestimmt gerichteten
Geistigkeit, die die Beziehungen des Lebens fast
bis zur letzten Grenze vom Raturhaften löste. Seit

langem ift der Mikrokosmos der Familie vertikal

in ein Ginzelmenschentum zerspalten, dessen Dasein
durch einschneidende Zäsuren horizontal in die

Funktionsgruppen Arbeit, Unterhaltung und

Ruhe zerteilt wird. Die unausbleibliche Folge
dieser psychischen Zerrissenheit ist eine gesteigerte
Gmpfindlichkeit, deren Befriedigung technischem
Snobismus ein willkommenes Feld der Tätig-
keit bot.

Zu der kulturellen Zerrüttung des modernen

Menschen tritt eine ungeheure Beanspruchung
durch die zermürbenden Ginflüsse städtischer Tech-
nifierung Wenn in Berlin täglich 150 000 Liter

Abgase von Autos und 20 000 Meterzentner Flug-
asche die Luft durchsetzen, so ist die selbstverständ-
liche Reaktion zur Kompensation dieser wider-

natürlichen Lebensbedingungen eine betonte For-
derung nach hygienischen Maßnahmen. Damit

verbraucht sich ein großer Teil moderner Architek-
turbestrebungen in den Aufgaben, dem durch ver-

sehlte Wirtschaftsformen mißhandelten Menschen
das zu ersetzen, was er an Ratürlichkeit der Le-

bensform aufzugeben gezwungen wird. Das Be-

dürfnis nach Licht, Luft, Ruhe, Absonderung und

Reinigungsmöglichkeit ist weit über das Normale

gewachsen. Gewiß ist Rücksicht hierauf für den

Körper und die rücksichtslos ausgeschrotteten
Sinnesorgane notwendig. Der moderne Wohn-
bau kämpft und arbeitet aber damit ausschließlich
für die Erhaltung und Vervollständigung des auf
Mechanisierung gerichteten Lebensstandarts. Woh-
nung bedeutet heute nicht mehr Umschließung
einer Familie und ihrer gesamten Lebensfunktio-
nen, sondern nur noch Stätte für die notwendige
Gntspannung Ihr wird das zur Voraussetzung
gegeben, was am ehesten der Umgestaltung bedarf.

Die Rationalisierung des Wohnungsbaus hat
zudem wie überall zu einer Steigerung der fixen
Betriebskosten geführt, die auch durch einen Ver-

zicht auf Wohnansprüche nicht gemildert werden
kann. Hierzu kommt ein berechnendes Streben

nach äußerem Effekt, das die Wohnung ebenfalls
von ihrer funktionellen Beziehung zum Menschen
gelöst hat und den modernen Bau zu einer Ne-

klameangelegenheit und zu einem Instrument tech-
nischen Virtuosentums erniedrigt.
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Das Ende dieser Entwicklung dürfte heute er-

reicht sein. Führt neue Wirtschaft zu einem ge-

schlosfeneren, umweltverwurzelten Leben, tritt vor

allem Binnensiedlung an Stelle der Auswanderer-

siedlung und der weiteren Aufschwemmung der

Großstädte, in denen der Mensch verzweifelt um

die letzten nötigsten Reste naturhaften Lebens

kämpfen muß, so werden wiedergewonnene Be-

ziehungen der Wohnung neue Aufgaben und eine

selbstverständlichere Gestaltung geben.
Diese Gedankengänge bilden das Wertvollste der

vorliegenden Schrift, die als Ausschnitt aus einer

größeren Arbeit den modernen Wohnbau und

seine Verflechtung mit anderen kulturellen Er-

scheinungsformen untersucht. Da die Gesamt-
arbeit aus dem Zerfall menschlicher Interessen,
Willens- und Empfindungsäußerungen einen

Weg zu einer natürlichen Vereinheitlichung weisen
will, wäre ihr eine natürlichere Sprache zu wün-

fchen. Daß diese fehlt, mindert den Eindruck des

Inhalts. Dr. W.

Rudolf Dittmer: Die Ueberwachung der Bau-

genossenschafts-Finanzen. Ein Wegweiser für
die schriftliche Berichterstattung des Vorstan-
des an den Aufsichtsrat. Mit 16 Muster-
formularen. Selbstverlag des Verfassers:
Stettin, Grabower Str. 11.

Für die baugenossenschaftliche Praxis ift hier
ein Werk erschienen, das durch seine sachliche und

gedrungene Darstellung wertvolle Nichtlinien und

Anleitungen für die Organe der Baugenossen-
schaften bringt. Auf 42 Seiten bewältigt der

Verfasser einen reichen Stoff, der besonders wert-

voll durch Vorschläge für zweckmäßige Formulare
und durch die Musterbeispiele gestaltet wird.

Die Ergebnisse der letzten Jahre haben gezeigt,
daß die Ueberwachungstätigkeit des Aufsichtrats
vertieft und von der mehr oder weniger formalen
Prüfung auf die materielle übergegangen werden

muß. Die Vermögenslage, Zahlungsbereitschaft
und Wirtschaftlichkeit müssen in bestimmten Zeit-
abständen Gegenstand der Ueberprüfung durch den

Aufsichtsrat sein, um Erkrankungen im wirtschaft-
lichen Kreislan des Unternehmens rechtzeitig zu
erkennen und vorbeugend eingreifen zu können.

Es bestehen keine Zweifel, daß zu diesen Unter-

suchungen mündliche Berichte des Vorstandes an

den Aufsichtsrat nicht ausreichen, sondern Zwischen-
bilanzen, Aufstellungen und Berechnungen vom

Vorstand gefertigt und dem Aufsichtsrat zu feinen
Prüfungen an Hand gegeben werden müssen.
Welche Unterlagen notwendig sind, wie sie zweck-
mäßig aufgestellt und vom Aufsichtsrat durch-
gearbeitet werden müssen, bringt der Verfasser
in anschaulicher und allgemein verständlicher
Weise zum Ausdruck.

Das Werk bringt viel Neues und manches Alte

in zufammenhängender, als neu erscheinender Auf-
fassung. Es ist allen Baugenossenschaften, aber

auch Wohnungsunternehmen anderer Rechtsform
beftenszu empfehlen. Pr.

Der Präcisplattenbau. Von Dr. Jng. S che i b e,

Hamburg. Gerold-Verlag, Pößneck.

Eingekleidet in einen lebendig geschriebenen
Teil zur Belehrung des Bauherren über allge-
meine Baufragen, werden die Vorzüge der vom

Verfasser patentierten Präcisplattenbauweise er-

läutert, für die er Licenz und eiserne Formen zur

Herstellung der Präcisplatten verleiht. In zahl-
reichen Entwürfen jeder Art vom ländlichen
Wochenendhaus bis zur phantasievollen ftädti-
schen Messestadt werden Beifpiele in Wort und
Bild gegeben, daneben bauwisfenschaftliche Pro-
bleme aller Art mit teilweife dichterischer Frei-
heit behandelt. Den Fachmann interessieren die

Merkmale des Systems. Es handelt fich um eine

mörtellose Verbindung der großformatigen Bims-

platten durch Nundeisen, die in Steindurchbohrun-
gen der Platten eingezogen und zwischen einer

durchgehenden eisernen Fuß- und Kopfschwelle
feft verspannt werden. Fenster und Türen wer-

den durch Prosileisenrahmen in den konftruktiven
Aufbau der Wand einbezogen. Es ist klar, daß
die Wirtschaftlichkeit dieser Bauweise von den Be-

zugsquellen des wärmetechnischhochwertigen Bau-

stoffes stark abhängt. Auch darf bei einer Kritik

nicht verschwiegen werden, daß alle auf mechani-
scher Verbindung von Eisen und Leichtbeton be-

ruhenden Bauweisen zu unangenehmen Nifsebil-
dungen neigen, die eine bessere Wärmehaltung
des Grundstoffes völlig aufheben können. Auch
Wanddurchfeuchtungen dünnschaliger Außenwände
sind je nach dem Klima und der Wetterlage in

Verbindung mit dem Nisseproblem noch nicht be-

hoben. Die Praxis wird daher erft entscheiden
müssen, ob es diesem neuen Präcisplattenbau
glücken wird, diese besonderen Schwächen des all-

gemeinen Systems zu überwinden. W.

Eingegangene Bücher
Bodenresorm und Landwirtschaft. 2. Auflage.

Herausgegeben von Adolf Damschke, Verlag Nei-
mar Hobbing, Berlin.

Bau-Notizbuch für Eigenheime.
Herausgegeben von Architekt Karlwalter Hillger,

SIEaMuwZirkVerlag1G. m. b. H., Berlin, Preis
4 .1

Jahrbuch 1933 für Mietrecht und Wohnungswesen.
Herausgegeben vom Vorstand des Landesverban-
des Preußen im Neichsbund Deutscher Mieter
e. V.

Der Ausbau des österreichischenSiedlungswerkes.
Herausgegeben vom Oesterreichischen Kurato-
rium für Wirtschaftlichkett Verlag Julius
Springer, Wien, Preis NM 5,—.
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Die Revision der Negiebetriebe.
Herausgegeben von Dr. Carl Bernhard see-
Heraeus und Dr. Harold Nasch, Carl Heymanns
Verla .

Johann Heeinrichvon Thünen zum 150. Geburtstage.
Herausgegeben von Wilhelm Seedorf und Hans-
Jürgen Seraphim, Carl Hinstorffs Verlag, Ro-

stock, Preis NM 7,50.
Kaninkhenzucht. ·

Herausgegeben von Carl Gall, Wien.

Verlag, Wien.

Arbeitsbeschaffung.
· . »

Eine Gemeinschaftsarbeit von Dr. Heinrich Dra-

ger, Dr. Hans Lambrecht, Dr. Fritz Reuter usw-,
Verlag Neimar Hobbing, Preis NM 2,—.

Scholle-

Auswahl und Schulung.
Herausgegeben vom Neichskuratorium für Wirt-

schaftlichkeit. Beuth-Verlag, Preis NM 0,65.

Kleinbauerngehöfte.
Herausgegeben von der Reichsforschungsgesell-
schaft für Wirtschaftlichkeit im Bau- und Woh-
nungswesen, Preis NM 7,50.

Die private Stadtrandsiedlung.
Herausgegeben vom Deutschen Archiv für Sied-

lungswesen. Verlag »Die Grundstücks-LBarte«,
Berlin-Charlottenburg 2. Preis RM 6.00.

Zurück zum Agrarstaat?
Herausgegeben von Fr. Burgdörfer, Kurt Vo-

winckel-Verlag, Berlin-Grunewald, Pr. NM 4,80.

Gesetze, Verordnungen und Erlafse

Mohnungswefen

Gesetz über die Zulassungssrist in

Auswertungssachen.
Nach dem Reichsgesetz über die Fälligkeit und

Verzinsung der Aufwertungshypotheken vom 12. Juni
1933 kann der Eigentümer des belasteten Grundstücks
oder persönliche Schuldner, dem bereits eine Zah-
lungsfrist bewilligt war, bis zum 31. 7. 1933 die Be-

willigung einer weiteren Zahlungsfrist beantragen,
wenn die im Fälligkeitsgesetz vom 18. Juli 1930 ·—
NGBL 1 S. 300 — für die Bewilligung der Frist
festgesetzten Voraussetzungen auch gegenwärtig· be-

stehen. Der Antrag ist bis zum 31. Juli 1933 bei der

Aufwertungsstelle einzubringen. Die Fälligkeit kann
bis zum 31. 12. 1934 hinausgeschoben werden.

Förderung des Eigenheimbaues aus den Mitteln

der Neikhsanstalt.

Der Präsident der Neichsantalt für Arbeitsver-

mittlung und Arbeitslosenversi erung hat im Erlaß
vom 19. Juni 1933 —- Gesch.-Z.: »I«113 8131X47111 —

unter Ergänzung der Nundschreiben vom 10. März
193HJund 4. Mai 1933 angeordnet, daß Bauvorhaben
zunachst auszuscheiden sind, die nach dem 31. August
1933 begonnen werden sollen. Als spätester Zeit-
punkt der Bauvollendung ist wie bisher der 31. März
1934 vorgeschrieben

Verfolgung von Mietwucher.
Das Preußische Staatsministerium hat in der all-

gemeinen Verordnung vom 2. 6. 1933 — 1 4107 —

bestimmt, daß Vorkehrungen gegen die Gefahr un-

gerechtfertigter Erhöhungen der Mieten infolge der

steigernden Nachfrage nach Kleinwohnungen getroffen
werden. Die Staatsanwaltschaften sind ersucht,
Strafsachen dieser Art ihre fbesondere Aufmerksamkeit
zuzuwenden und jede Bereicherung durch hohe Mie-

ten auf Kosten der Allgemeinheit zu bekämpfen.

VorstädtiskheKleinfiedlung

Anerkennung der Siedlungsvorhaben als

vorftädtischeKleinsiedlung.
Der Minister für Wirtschaft und Arbeit spricht im

Erlaß vom 8. Mai 1933 —— Nr.·ZA»·1s1 1003 b-6, 5. L.
— sein Bedauern aus, daß die in. letzter Zeit auf
eigene Initiative der Siedlungslustigen entstandenen
Kleinsiedlungsbauten (wilde Siedlungen) nur in
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verhältnismäßig wenigen Fällen als vorstädtische
Kleinsiedlung anerkannt sind.

Der Minister ersucht daher, die nach der Verord-

nung des Reichspräsidenten vom 6. Oktober 1931

(NGBI. l S. 551) Vierter Teil, Kap. ll und der

Verordnung vom 23. Dezember 1931 (NGB·l.1»S.790)
zulässigen Erleichterungen und Vergunstigungen
möglichst weitgehend und überall da zu ge-

währen, wo vorstädtische Kleinsiedlungen ohne Ver-
letzung öffentlicher Interessen errichtet werden kon-

nen, vor allem aber auch aus eigener Initiative von

den Ihnen zustehenden Befugnissen nachdrücklichstGe-

brauch zu machen.
Der Erlaß enthält alsdann noch weitere Bestim-

mungen, die die früheren Bestimmungen über die

Anerkennung ergänzen.

d DcketrErlaß ist im MBlWiA 1933 S. 237 abge-
ru .

Wirtschaft

Abwicklung von Bausparverträgen.

Nach der Durchführungs- und Ergänzungsverord-
nung über die vereinfachte Abwicklung von Bauspar-
verträgen vom 9. Juni 1933 (RGBl. I 372) sind die

Sparer bei Anordnung der vereinfachten Abwicklung
von der Zahlung weiterer Beiträge auch insoweit be-

freit, soweit Sparbeiträge und Verwaltungskosten-

Feikträge
bei Anordnung der Abwicklung rückständig

in .

Bei der vorranglosen Befriedigung aller Bausparer
(§ 1 Absatz 2 Satz 4 der Notverordnung) bewendet
es auch, wenn ein Bausparvertrag anfechtbar oder

nichtxe ist. Einen anderen Anspruch gegen die Bau-
sporkasse, als daß ihm sein Bausparguthaben so, wie
es jeweils- die flüssigen Mittel zulassen, zurückgezahlt
werde 1 Absatz 2 Satz 3 der Notverordnung), hat
ein Bausparer nicht; mit diesem Anspruch kann er

nicht ausrechnen

Treuhänder der Arbeit.

»
Nach der Durchführungsverordnung zum Gesetz

uber die Treuhänder der Arbeit vom 13. Juni 1933,
NGBL I S. 368, regeln die Treuhänder in den ihn-en
nach der Verordnung zugewiesenen Wirtschafts-
gebieten gemäß § 2 Abs. 1 des Gesetzes die Bedin-
gungen für den Abschluß von Arbeitsverträgen

Die Treuhänder sind für die Regelung auch dann
zuständig, wenn sich ihr Geltungsbereich nur un-

wesentlich über den Zuständigkeitsbezirkhinaus er-

streckt. In den übrigen Fallen bestimmt der Reichs-
arbeitsminister den zuständigen Treuhänder·
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Nachrichten des Bau- und Siedlungswefens
Mohnungswirtskhaft

Die Bauwirtschaft Mitte 1933.

Nach den Feststellungen des Instituts für Konjunk-
turforschung ergibt si fiir die Lage der Bauwirt-
schaft folgendes Bild:

Jm März fdiefes Jahres hat die Beschäftigung zum
erstenmal seit 1927 den Vorjahrsstand wieder über-

schritten. Der Baustoffverbrauch ist ebenfalls gestie-
gen. Der Absatz der Zementfabriken war in den Mo-
naten Januar bis Mai 19Z höher als im Borjahr,
der Absatz von Branntkalk an das Baugewerbe war

in den Monaten Januar bis März (neuere Zahlen
liegen nicht vor) um 37"- höher als vor einem

Jahr. Auch der Abruf von Baueisen liegt über Vor-
1ahrsstand. Die Betriebe der Mauerziegel-Jndustrie
waren im April um mehr als ein Drittel besser aus-

genutzt als im Jahre 1932. Mit dieser Belebung des
Absatzes ist seit der Jahreswende der Rückgang der
Baustoffe, die den Vorkriegsftand wieder annähernd
erreicht haben, zum Stillstand gekommen (Jndex-
ziffer der Baustoffpreise Mai 1933: 103,5; 1913: 100.

1—)Jndexziffer
der Baukosten Mai 1933: 115,4; 1913:

..()0 .

Jn den einzelnen Zweigen hat sich die Belebung je-
doch nicht gleichmäßig durchgesetzt. Am stärksten ist
die Wohnungsbautätigkeit gestiegen, während der

iljffettitlicheHochbau weiterhin vollkommen darnieder-
ieg .

Der Wohnungsbau. Jnoden Groß- und Mittel-
städten sind in den Monaten Januar bis April die

Baubeginne von Wohnungen um 30"-» über den Vor-
jahrsstand gestiegen. Die Fertigstellung von Woh-
nungen übertraf den Stand der gleichen Monate des
Jahres 1932 um 235»-s5. Zwar blieb der Zugang neuer

Wohnungen noch um 9Z hinter dem Vorjahr zurück;
dagegen hat sich der Zugang umgebauter Wohnungen
auf mehr als das Doppelte erhöht. Da sich nun die

Voraussetzungen für eine selbsttätige Belebung im

Wohnungsbau weder von der Angebots- noch von der

Nachfragefeite her grundsätzlich geändert haben. ist
die Belebung zum überwiegenden Teil auf die Maß-
nahmen der Regierung zurückzuführen Hierbei han-
delt es fich gegenwärtig vor allem um drei neben-
einander herlaufende Aktionen.

1. Die Maßnahmen zur Förderung der Haus-
instandsetzung und der Umbauten haben sowohl dem

eigentlichen Baugewerbe als auch den Bauneben-
gewerben zusätzliche Aufträge in Höhe von rund 350
Millionen gebracht. Die Zuschüsse für die Umbauten
haben zu einem ständigen Anwachsen der Umbauten,
vor allem in den Großstädten geführt. Der Anteil
der Umbauten am Wohnungszugang, der Mitte 1930

knapp ZZ betrug, ist bis April 1933 auf fast die

Hälfte des gesamten Wohnungszuganges gestiegen.
2. Nachdem zu Beginn der Bausaison die noch aus

dem Vorjahr übernommenen unvollendeten Rand-

siedlungen beendet worden"sind, dürfte nunmehr ein

großer Teil der aus dem neuen 50-Millionen-Fonds
zu errichtenden Randsiedlungen in Angriff genom-
men sein.

3. Die Gigenheimbauaktion des Reichs befindet sich
mitten in der Durchführung Durch Gewährung
niedrig verzinslicher Kleinhypotheken an nachgeord-
neter Stelle wird die Beschaffung der restlichen Bau-

summe erleichtert und so der Eigenheimbau gefördert.
Die unächst ausgetretenen Schwierigkeiten, die viel-

fach Fehlendeerste Hypothek zu beschaffen, haben sich
durch die Bereitstellung von Kleinhypotheken durch
einzelne Versicherungsinstitute und Bodenkreditanstal-

ten erheblich vermindert. Mitte Juni waren aus

dein 20 Millionen-Fonds bereits rund 5900 Geneh-
migungen über rund 10,2 Mill. RM ausgesprochen.

.

Neben der öffentlich geförderten Bautätigkeit zeigen
sich neuerdings auch wieder erste Ansätze zu einer
privaten Bautätigkeit Eine Reihe bisher zurück-
gestellter Bauvorhaben wird nunmehr in Angriff
genommen. Dies gilt vor allem für die »selbstfinan-
zierte« Bautatigkeit in den Kleinstädten und auf
dem Lande. vDer gesamte Wohnungsbau im Jahre
1233 — soweit er sich gegenwärtig übersehen läßt —

durfte etwazur Hälfte aus Bauten bestehen, die durch
staatliche Forderung unterstützt oder überhaupt erst
möglich gemacht werden; die andere Hälfte entfällt
auf Bauten, die ausschließlich auf privatem Weg
finanziert werden.

Zunahme der Bauproduktion. Der Gesamtwert der

baugewerblichen Bruttoproduktion dürfte sich —- so-
weit gegenwärtig erkennbar — in der Größenordnung
von 3 bis 3,5 Milliarden RM bewegen und damit
den Vorjahrsftand um mehr als die Hälfte über-
schreiten. Dabei hat sich das Schwergewicht der Bau-
tätigkeit im Zusammenhang mit der Arbeitsbeschaf-
fung mehr und mehr zum Tiefbau hin verlagert. Der
Produktionswert des Tiefbaues für das Jahr 1933

kann nach dem Stand von Mitte Juni auf eine
Großenordnung von rund 2 Milliarden RM geschätzt
werden, also etwa doppelt so viel wie im Vorjahr·
Auf den Tiefbau, auf den in früheren Jahren weni-

ger als ein Drittel der gesamten Bauproduktion ent-

fiel. dürften im laufenden Jahr rund zwei Drittel

entfallen. Auch wenn der Hochbau noch weitere An-

regungen erhält, wird vorerft das Schwergewicht der

Bauleistung beim Tiefbau verharren. Denn im

Hochbau — sei es gewerblicher, öffentlicher oder Woh-
nungsbau — sind die Aufgaben, die unter Um-

gehung des darniederliegenden freien Kapitalmarktes
durchgeführt werden können, geringer als beim Tief-
bau. Vor allem für den gewerblichen Bau hat sich
zwischen den Jnvestitionskosten und den Erträgen der

Unternehmer ein tragbares Verhältnis noch nicht ein-

gespielt. Etwas günstiger ist die Lage im Wohnungs-
bau zu beurteilen; er wird aus der im neuen Ar-
beitsbeschaffungsprogramm vorgesehenen Fortsetzung
der Reparaturen und der Siedluna weitere Anregun-
gen schöpfen. Zudem wird die Zunahme der Ehe-
schließungen, die infolge der neueinaeführten Ehe-
standsdarlehen erwartet wird, die Nachfrage nach
Wohnungen steigern.
Für die gesamte Wirtschaft zählte die Statistik der

Krankenkassen Ende Januar 11.49 Millionen. Ende
Mai etwa 13,17 Millionen beschäftigter Arbeitneh-
mer. Nun nimmt die Beschäftigung zwar in jedem
Jahr in den Frühjahrsmonaten zu.

Einigung im Baugewerbe.
Der von den Koinmifsaren beim Reichsverband

der Deutschen Industrie, Dr. v. Lucke und Dir.

Möllers, Ende des vergangenen Monats einge-
setzte Aktionsausfchuß zur Vereinheitlichung der

industriellen Verbände von Bauunternehmungen
hat zwischen den Beteiligten eine freiwillige
Uebereinkunft über eine einheitliche Organisation
erzielt. Danach werden die bisher in vier Fach-
verbänden organisierten Betriebe des Jngenieur-
baues in dem neu zu gründenden »Reichsverband
des Jngenieurbaues und verwandter Unterneh-
mungen G. V.« zufammengefaßtund seine berufs-
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ständige Organisation im Rahmen des Reichs-
standes der Deutschen Industrie eingegliedert.

Zu den Angriffen gegen die Wohnungsfürsorge-

gefellschaft Berlin.

Bei der Wohnungsfürsorgegesellschaft Berlin ist
eine großzügige Untersuchung darüber veranlaßt,
wie die Hauszinssteuermittel durch die Woh-
nungsfürsorgegesellschaft Berlin verwandt wor-

den sind, und ob bei dieser Verteilung unberech-
tigte Bauüberteuerungen und Korruptionsfälle
vorgekommen sind.

Der Beauftragte des Preußischen Staatsmini-

steriums für die preußischenprovinziellen Woh-
nungsfürsorgegesellschaften,Gutzmer, gibt zu diesen
Vorgängen folgende Erklärung ab:

»Die zufällige Namensgleichheit bei der Woh-

nungsfürsorgegesellschaft Berlin und den preußi-
schen provinziellen Heimstätten, die in ihrer
Firma vielfach noch die Bezeichnung ,,Wohnungs-
fürsorgegesellschaft«führen, Veranlaßt mich zu der

Feststellung, daß die Aufgabenbereiche dieser Ge-

sellschaften ganz andere gewesen sind und in Zu-
kunft fein werden, wie die der Wohnungsfürsorge-
gesellschaft Berlin. Die Wohnungsfürsorgegesell-
schaft Berlin ist eine kommunale Hauszinssteuer-
verteilungsstelle der Stadt Berlin. Die Woh-
nungsfürsorgegesellschaften der preußischen Pro-
vinzen sind »Treuhandstellen für das Wohnungs-
und Kleinsiedlungswesen«, bei denen der Sta at

vermöge seiner Beteiligungen am Gesellschafts-
kapital die Führung hat. Während die Woh-
nungsfürsorgegesellschaft Berlin eine Gründung
der Stadt Berlin zur Verteilung der Hauszins-
steuermittel ist, verdanken die preußischenHeim-
stätten ihre Entstehung dem vorrevolutionären

Preußischen Wohnungsgesetz, das dem Willen der

damaligen Regierung zur Schaffung gesunder und

billiger Klein- und Mittelwohnungen Ausdruck

gibt. Diese Gesellschaften, die im Neichsverband
der Wohnungsfürsorgegesellschaften zusammen-
geschlossen sind, sind demnach Organe der st aat-

lichen Wohnungspolitik. Die Wohnungsfür-

sorgegesellschaft Berlin gehört diesem Verbande

nicht an. Wenn die Heimstätten der staatlichen
Wohnungspolitik bisher nicht immer und überall

Eingang verschaffen konnte, so ist dies z. T. dar-
aus zurückzuführen,daß diese Gesellschaften im

Gegensatz zu der Wohnungsfürsorgegesellschaft
Berlin keinen entscheidenden Einfluß auf die Lei-

tung der öffentlichenMittel für den Wohnungs-
bau hatten. Frühere und jetzt beabsichtigte Un-

tersuchungen über die Verwendung der»Haus-

zinssteuermittel durch die Wohnungsfur.sorge-
gesellschaft Berlin berechtigen daher zu keinen

Vergleichsschlüssen gegenuber den
Arbeiten der preußischen Heim-

stättenA

Der neue Vorstand und Verwaltungsrat der Ge-

sellschaft zur Förderung der inneren Kolonifation.
Die Gesellschaft zur Förderung der inneren Ko-

lonisation e. V. (GFK.) hielt vor einigen Tagen
ihre diesjährige Mitgliederversammlung ab und

wählte folgende Vorstandsmitglieder: Reichs-
minister Walter Darrå als Vorsitzender des Vor-

standes und des Verwaltungsrats, Geheimer Re-

gierungsrat Alma-Professor Dr. Max Sering,
Ministerpräsident Granzow, Landeskulturamts-

präsident a. D. Dr. Fechner und Regierungsrat
a. D. Maßmann.

Jn den Verwaltungsrat, der dem Vorstand zur
Beratung in wichtigen Angelegenheiten des Ver-

eins, insbesondere in grundsätzlichen Fragen der

Siedlung zur Seite steht, wurden gewählt: Prä-
sident Boddin, Berlin ; Silvio Broedrich, Jeserich;
Dr. Dietrich, Kiel; Ministerialrat Durst, Berlin ;

Prof. Dr. Ebert, Berlin ; Direktor Hiege, Berlin ;

Staatssekretär Oberst Hierl, Berlin; Reichs-
minister a. D. Freiherr von Gayl, Königsberg;
Neichsminister a. D. von Keudell, Hohenlübichow;
Univ.-Prof. Dr. Lang, Königsberg; Präsident
Meinberg, Berlin; Generaldirektor Dr. Przysz-
kowski, Oppeln; Ministerialdirektor Neichard,
Berlin; Dr. Reinhold, Berlin; Direktor Dr.

Schöpf, Berlin ; Direktor Szagunn, Berlin ; Direk-
tor Uhlemann, Frankfurt-O; Freiherr von Wil-

mowsky, Marienthal bei Eckartsberga; Unin-

Prof. Dr. Zörner, Berlin.

Neue Leitung der landwirtschaftlicheu Siedlung.
Der Referent für Siedlung im Amt für Agrar-

politik bei der Neichsleitung der NSDAP., Herr
Dr. K. Kummer, ist zum Sonderbeauftragten
für Siedlung im Neichsernährungsministerium
ernannt worden.

Neichsftelle für Siedlerberatung.
Als Geschäftsführer der Neichsstelle für Siedler-

beratung sind die Herren Dr. Karl Hartwich und

Dipl.-Landwirt Kann bestellt worden. Die Auf-
gabe der Neichsstelle für Siedlerberatung ist im

wesentlichen die Wekkung und Zusammenfassung
der Siedlerbewegung.

Freijahre für die Siedler.

Stundung der Nückstände — Senkung der

Rentensätze.
Allen mit Hilfe von Reichs- oder Staatskrediten

angesetzten Siedlern werden vom 1. Juli 1933 ab

zwei Freijahre gewährt. Die Rückstände an Ren-

ten, die bis zum 30. Juni 1933 aufgelaufen sind,
werden vorerst gestundet; sie dürfen in Teilzah-
lungen während der beiden Freijahre abgedeckt
werden. Die Freijahre sollen grundsätzlichallen
Siedlern zugute kommen — in Zweifelsfällen
also auch solchen Siedlern, deren Siedlungen nicht
unmittelbar mit Reichs- oder Staatskredit auf-
gebaut worden sind. Schließlichwird vom 1. Juli
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1935 ab die Rente Von 5 auf 4Z ermäßigt wer-

den.

Weitere Fahrpreisermäßigung für West-Oftsiedler.
Die Reichsbahn senkt für alle West-Ostsiedler

und deren Angehörige ihre Fahrpreise um ZZZ 95
und gibt bei gemeinschaftlichen Fahrten von min-

destens 12 Erwachsenen (zwei Kinder von 4—10

Jahren zählen als ein Erwachsener) oder bei Be-

zahlung für 12 Erwachsene Ermäßigungen von

409,-;, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt
sind.

Die Siedler müssen im westelbischen Deutsch-
land, in Schleswig-Holstein oder in den ostelbi-
schen Teilen des Freistaates Sachsen oder der Pro-
vinzen Hannover und Sachsen ihren bisherigen
Wohnsitz haben. Es muß sich um Fahrten zwi-
schen ihrem Wohnsitz und dem ostelbischen Deutsch-
land handeln, die über mindestens 100 Tarifkilo-
meter gehen. Die Siedler müssen 3. Klasse fah-
ren. Zweck der Reise muß die Besichtigung oder

Auswahl von Siedlerstellen, die Rückkehr von der

Besichtigung nach Hause oder der endgültige Um-

zug in die neue Heimat sein. Der Antrag muß
durch die Reichsstelle für Siedlerberatung (Berlin
W 9, Leipziger Platz 17) abgestempelt sein-

Ob auch die Frachtermäßigung für Umzugsgut.
die bisher 25 Z beträgt, ·ab 1. Juli erhöht werden

wird, ist noch nicht entschieden.

Geldmarkt

Deutsche Bau- und Bodenbank Aktiengesellschaft.
Die Bank schließt das Geschäftsjahr 1932 unter

Einrechnung eines Gewinnvortrages von 0,11
Mill. RM wieder mit einem Reingewinn von

2,87 Mill. RM (i· V. 3,72), nachdem, wie es im

Geschäftsbericht heißt, ausreichende, allen erkenn-

baren Risiken Rechnung tragende Abschreibungen
(ausgewiesen sind 0,33 Mill. RM), sowie ange-

messene Rückstellungen vorgenommen worden sind.
Die Gewinn- und Verlustrechnung zeigt als Er-

träge Zinsen 3,66 Mill. RM (i. V. 4,79) und Pro-
visionen 1,47 Mill. RM (i. V. 1,27). Demgegen-
über stehen außer den oben bezifferten Abschrei-
bungen 2,04 Mill. RM Unkosten (i. V. 2,28). Der

Vorstand schlägt vor, aus dem Gewinn 1,71 Mill.

RM zur Verteilung einer Dividende von 525
(57«) zu verwenden.

Nach dem Geschäftsbericht hat sich das Zwischen-
kreditgeschäft im Wohnungsbau auf der Höhe
des Vorjahres gehalten. Abgesehen von Krediten

zur Bevorschussung der Hauszinssteueraufkommen
der Gemeinden, sei die Ablösung der Zwischenkre-
dite im Berichtsjahr befriedigend gewesen· Die

Finanzierungstätigkeit der Bank konnte sich in

der zweiten Hälfte des vergangenen Jahres in-

folge einer leichten Besserung auf dem Gebiet der

Bauwirtschaft entsprechend beleben. Eine gewisse
Befruchtung des Wohnungsmarktes sei ausgegan-

gen von den durch Maßnahmen der Reichsregie-

rung geförderten vorstädtischen Kleinsiedlungen,
den Gebäudeinstandsetzungen,Wohnungsteilungen
sowie den im Rahmen des Arbeitsbeschaffungs-
programms des Reiches durchzuführenden Wasser-
ftraßen-, Landstraßen- und anderen Tiefbauten.
Auf dem treuhänderischen Tätigkeitsgebiet hat die
Bank zu den bisherigen Aufgaben neue Arbeiten

zugewiesen erhalten, die im Zusammenhang stehen
mit den Stützungsmaßnahmen zugunsten von

Baugenossenschaften mit Spareinrichtungen sowie
der durch Reichsmittel ermöglichten Förderung
der vorstädtischen Kleinsiedlung und des Eigen-
heimbaues.

Die Bilanz verzeichnet (in Mill. RM): Kasse
und Bankguthaben 2,41 [1,40), Wechsel und un-

verzinsliche Schatzanweisungen 15,66 (10,79),
Nostroguthaben bei Banken 14,41 (17,93), Lom-
bards gegen börsengäng Wertpapiere 0,30 [2,76),
eigene Wertpapiere 11,28 (12,16), Pfandbr. aus

Auslandsanleihe 20,78 (21,07), dauernde Beteili-

gungen 7,63 (7,87), Zwischenkredite und Schuld-
ner 95,87 (113,46). Schuldner aus Reichsfonds
usw. 63,61 (22.26), Bankgebäude 2,2 (2,4), sonstige
Immobilien 0,70 (0,56). Die Position Wert-
papiere enthält wie im Borjahr 63 000,— RM

eigene Aktien.
Die andere Seite der Bilanz weist aus das Ak-

tienkapital unverändert mit 34,30, Reservefonds
5,35 (4,30), Rückstellungen 2,50 (1,50), Gläubiger
104,00 (122,03), Auslandsanleihe 20,78 (21,07),
Reichsfonds usw. 64,94 (25,24). Avale und Bürg-
schaften verminderten sich auf 2,21 (3,49) Mill.

Reichsmark.
Für das laufende Jahr erwartet die Bank aus

der Belebung der Bauwirtschaft und den Arbeits-

beschaffungsmaßnahmen der Reichsregierung wie-

der eine befriedigende Geschäftstätigkeit

Württembergische Landeskreditanstalt.
Bei dem Unternehmen ergab sich für das Ge-

schäftsjahr 1932, das mit dem 1. April 1932 be-

gann und zwecks Anpassung an das Kalenderjahr
am 31. Dezember beendet wurde. ein Reingewinn
von 150 000,——RM (i. V. 137 885,——RM). Den

Einnahmen an Zinsen und Verwaltungskosten-
beiträgen von 5 060 000,— RM (i. B. 8 232 285,—
RM) und Mieten von 20()(),——RM (2590,-)
stehen Zinsausgaben von 4643 000,—— RM

(7 752 688,—- RM) und Verwaltungskosten von

268 000,——RM (344 302 RM) gegenüber.
Aus dem Geschäftsbericht ist zu entnehmen, daß

die Anstalt im Berichtsjahr über 1 Mill. RM
weitere Darlehnszusagen erteilt und 1,8 Mill.
RM eigene Auszahlungen geleistet hat ; die Rück-

zahlungen der Schuldner werden mit 4,3 Mill.
RM beziffert und die Ausfälle an Kapital und

Zinsen (gegenüber dem Borjahr etwas gestiegen)
mit 36 800,— RM bei einem Gesamtdarlehns-
bestand von 190 Mill. RM. Jnteressant ist der

Hinweis auf die Besitzwechselstatistik der Anstalt,
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wonach die Beleihungsgrenze ihrer Darlehen, die

ihrer Art nach den Hauszinssteuerhypotheken in

anderen Neichsteilen entsprechen, im Durchschnitt
noch innerhalb 55Z des Verkaufserlöses liegt.
Aus den Ueberschüssen hat die Anstalt vorweg

900 000,——RM zurückgestellt,die zur Zinsverbilli-
gung für das Jahr 1933 zugunsten des Neuhaus-

besitzes Verwendung finden sollen. Für linder-

reiche Schuldner der Anstalt werde der Zinssatz
allgemein auf 2Z festgesetzt. Die Anstalt ge-

währte im Berichtsjahr 956 000,——RM Baudar-

lehen zu 408 neuen Wohnungen in 244 Gebäuden

und 131000,— RM Baudarlehen zur Jnstand-

setzung von 188 Wohnungen. Neben dieser Be-

leihungstätigkeit hat die Anstalt neue Aufgaben
bearbeitet, die ihr u. a. im Zusammenhang mit

der durch Reichsmittel ermöglichten Förderung
der vorstädtischenKleinsiedlung und des Eigen-
heimbaues, sowie den Maßnahmen des Reiches für
die Jnstandsetzung von Wohngebäuden übertragen
worden sind. Die Anstalt war in 1932 insge-
samt an 188 Zwangsversteigerungen und 36

Zwangsverwaltungen beteiligt. Grundstückeseien
weder unmittelbar noch mittelbar übernommen

worden.

In der Bilanz erscheint das Eigenkapital un-

verändert (in Mill. RM) mit 60,00. Ferner sind
verzeichnet Reserven 12,00 (i. V. 12,—), Zinsen-
rückstellungen 0,90, Anleihen 121,86 (124,94), Un-

terstützungsfonds für Angestellte 0,61 (—), son-
stige Schulden 0,69 (1,15), noch nicht eingelöste
Zinsscheine 0,28 (—), noch nicht vorgezeigte aus-

geloste Pfandbriefe 0,32 (—), Bürgschaftsver-
pflichtungen 3,27 (3,33). Als Vermögen sind aus-

gewiesen Kasse und Giro 0,70 (0,81), Bankgut-
haben 0,27 (—), Wertpapiere 0,49 (0,53), Dar-

lehen 190,88 (192,80), Zinsenforderungen 3,13
(2-86) und sonstige Forderungen 0,53 (1,20).

Zinssenkung für die Sparkassenhypotheken.
Der Deutsche Sparkassen- und Giroverband hat

die ihm angeschlossenen Sparkassen ersucht, vom

1. Juli ab den Zinssatz für mündelsichere Hypo-
theken und sonstige langfristige Ausleihungen auf
595 zuzüglich 1Xz"»Verwaltungskostenbeitrag her-
abzusetzen· Im Personalkredit soll der Zinssatz
auf Eis-IV einschließlich aller Provisionen er-

mäßigt werden.

Wirtschaftsereignifse und szahlen

Reubildung des Beirats für Bausparkassen.

Der Herr Reichspräsidenthat mit Wirkung vom

1. Juni 1933 an zu Mitgliedern des Beirats für

Bausparkassen ernannt:

1. das Mitglied des Vorstandes der Hannover-
schen Vodenkredit-Bank A.-G. Walter A sto r

in Berlin-Grunewald;
2. den Architekten BDA. Regierungsbaumeister

B ru n i s ch in Karlsruhe;

3. das Vorstandsmitglied der Askania AG. Bau-

sparkasse Polizeimajor a. D. D etle f s en in

Düsseldorf;
4. das Vorstandsmitglied der Süd-Union Bau-

sparkasse AG., Reichsbankrat a. D. J. E i e r -

m ann in Stuttgart;
5. das Vorstandsmitglied der CCN.-Bauspar-

kasse eGmbH., Leonberg (Württ.) Dr. Wal-

ther H elm es in Leonberg (Württ.);
6. den ord. Professor an der Universität Mün-

chen, Geh. Justizrat Dr. jur. W. Kisch in

München ;
7. das Vorstandsmitglied der Deutschen Bau-

und Siedlungsgemeinschaft eGmbH. Rudolf
L e h m a n n in Darmstadt;

8. den Geschäftsführer der Beamten-Bauspar-
kasse, Heimstättengesellschaft der Deutschen
Beamtenschaft mbH. in Berlin, Johannes
L u b a h n , Berlin-Grunewald;

9. den ordentlichen Professor an der Universität

Freiburg i. Br. Dr. Walther M ahlb e rg

in Freiburg i. Br.;
10. das Vorstandsmitglied der Allianz und Stutt-

garter Lebensversicherungsbank AG. Hans
P a rth i e r in Stuttgart;

11. den Versicherungsmathematiker Dr. Eduard

Rose in Berlin-Steglitz;
12. das Vorstandsmitglied der Neuen Deutschen

Kreditanstalt Bausparkasse e. G. m.b. H. in

Hannover Max S chn e i d e r in Hannover;
13. das Vorstandsmitglied der Bausparkasse Ge-

meinschaft der Freunde in Wüstenrot in Lud-

wigsburg (Württ.) Dr. Hermann S chu o n

in Ludwigsburg (Württ.);
14. den Mathematiker, Vertrauensmann der

Kosmos Bausparkasse AG., Stuttgart, Dipl.-
Jngenieur Dr. H. S chütze in Stuttgart ;

15. das Vorstandsmitglied der Bausparkasse
Deutsche Bau-Gemeinschaft AG. Leipzig, Tho-
mas W e i l a n d in Leipzig.

Der Beirat für Bausparkassen besteht aus 20

Mitgliedern, eine Zahl, die jedoch nach den be-

stehenden Vorschriften durch eine Anordnung des

Reichswirtschaftsministers auf 25 erhöht werden

kann ; ernannt sind vorläufig 15 Mitglieder.

Entscheidungen über Bausparkassen.

Senatssitzung des Reichsaussichtsamts für Privat-

versicherung am 6. und 7. Juli 1933:

Folgenden Vausparkassen ist der Geschäfts-
betrieb untersagt worden. Die bestehenden Bau-

sparverträge sollen vereinfacht abgewickelt wer-

den. Die Untersagung des Geschäftsbetriebes
wirkt wie ein Auflösungsbeschlusz. Die Liquida-
tion wird einem vom Reichsaufsichtsamt noch zu

bestimmenden Liquidator übertragen:

1. ,,Aufbau und Verwaltung« G. m. b. H» in Mag-
deburg,
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2. Südbayerische Bausparkasse, gemeinnütziger Eigen-
heim-Bausparerverband e. G. m. b. H., in Wörris-

befeu-
Deutsche Aufbau A.-G. in Giistrow i. Mekkl.

Bei der Krefelder Bausparkasse A.-G. i. Linn.
ist eine vereinsachte Abwicklung der bestehenden
Bausparverträge angeordnet worden. Die Liqui-
dation wird einem noch zu bestellenden Liquidator
übertragen.

Der Bau- und Wirtschaftsgemeinschaft e. G. m.

b. H» Hersfeld, ist die Erlaubnis zum Geschäfts-
betrieb unter Bedingungen erteilt worden.

Der Bausparkasse G.D.B. Gemeinschaft Deut-

scher Bausparer G. m. b. H» Sitz Wiesbaden, in

Darmstadt ist die Erlaubnis zum Geschäftsbetrieb
untersagt worden.

Die Senatsentscheidungen sind noch nicht rechts-
kräftig.

Die Uebertragung des Bestandes der Victoria

Bausparkassc A.-G. in Köln auf die Reichsdeutsche
Bausparkasse A.-G. in Köln ist genehmigt worden.

Von den unter Bedingungen zugelassenen Bau-

sparkassen sind folgende endgültig zugelassen:
1. Reichsdeutsche Bausparkasse A.-G. in Köln;
2. »Heimstatt« G. m. b. H» in Berlin,
3. Bausparkasse Schwarzwald Bauspar- und Entschul-

dungsgesellschaft m. b. H. in Pforzheim.

Die Preisentwicklung
Nach dem Wochenbericht des Instituts für Kon-

junkturforschung Nr. 14 sind die Rohstoffpreise
im Verlauf der Weltwirtschaftskrise an den Welt-

märkten im Durchschnitt um etwa 60 v. H., die

Großhandelspreise an den Binnenmärkten um

etwa 30—40 v. H. gesunken. Dieser Preissturz
hatte gemeinsam mit der Umsatzschrumpfung dazu
geführt, daß die Schulden, die zurzeit hoher Preise
und hoher Erlöse der Betriebe aufgenommen wor-

den waren, immer drückender wurden. Auf die

Tagesordnung der Weltwirtschaftskonferenz war

daher die »Hebung der Preise« als eines der Mit-

tel zur Lösung der Krise gesetzt worden. Inzwi-
schen hat sich — unabhängig Von den Verhand-
lungen auf der Londoner Konferenz —- auf vielen

Märkten eine leichte Preissteigerung durchge-
setzt. Sie ist freilich im Vergleich mit dem voran-

gegangenen Preissturz noch so gering, daß schon
kleine Nückschlägedie beginnende Erholung wieder

zunichte machen können. Andererseits beweisen
die Vorgänge auf den Warenmärkten der Welt,
nicht zuletzt aber auch auf dem deutschen Binnen-

markt, daß die Entwicklung bereits weit genug

fortgeschritten ist, um einer allmählichen Lösung
des Preisproblems Raum zu lassen.

Das vorläufige Ergebnis der Volkszählung vom

16. Juni 1933 im Freistaat Preußen.
Das Preußische Statistische Landesamtgibt das

erste Ergebnis der Volkszählung vom 16. Juni
1933 bekannt. Es bezieht sich auf die sogenannte

ortsanwesende Bevölkerung des Staates, der Pro-
vinzen und der Regierungsbezirke.
Preußen hat danach eine Bevölkerung von

39,96 Millionen gegen 38,24 Millionen bei der
Volkszählung 1925; die Bevölkerung ist also in

acht Jahren um 4,5Z gewachsen. Die stärkste
Zunahme hatten die Regierungsbezirke Osnabrück
(8,9"-4)- Potsdam (8,7 Ez) und Aachen (8,3Z). die
schwächstedie Regierungsbezirke Köslin (0,1,0-,-;)
und Gumbinnen (0,8Z).

Die preußischenSparkassen im Mai.

Die gesamten Einlagen der preußischen Spar-
kassen sind im Mai 1933 um 30,5 Mill. RM ge-
stiegen. Diese Zunahme ist fast ausschließlich
durch die günstige Entwicklung der Giroeinlagen
verursacht, die sich um 21,7 Mill. NM auf 686,5
Mill. NM erhöhten. Bei den Spareinlagen
waren die Nückzahlungen mit 268,4 (im Vor-
monat: 264,8) Mill. NM etwas größer als die

Einzahlungen, welche 266,1 (279,4) Mill. NM

betrugen.

Die Arbeitsmarktlage im Reich.

lJn der Zeit vom 1.——16. Juni 1933 ist in der

Arbeitsmarktlage eine weitere Besserung einge-
treten, die insbesondere gegenüber dem Vorjahr
saisonmäßig beachtlich ist. Die Zahl der von den

Arbeitsämtern erfaßten Arbeitslosen ist in der

ersten Junihälfte um rd. 62 000 gesunken gegen-
über nur 14 000 im Vorjahr; sie beträgt rund

4977 000 und liegt somit seit Ende 1931 zum
ersten Male wieder unter der 5-Millionen-Grenze.
Gegenüber Mitte Juni des Vorjahres hat sie sich
um rd. 592 000 verbessert·

Von Mitte bis Ende Juni ist die Zahl der bei
den Arbeitsämtern gemeldeten Arbeitslosen er-

neut um 121000 auf 4856 000 gesunken. Zu be-
rücksichtigenist dabei, daß unter den Arbeitslosen
auch die Personen mitgezählt werden, die im Ar-

beitsdienst, bei der Hilfspolizei und bei Pflicht-
arbeiten tätig, somit im eigentlichen Sinne nicht
arbeitslos sind, sich aber weiter beim Arbeitsamt
um einen ständigen Arbeitsplatz bemühen.

Die Entwicklung der Jndexzahlen.
Leenshaltung Baustoffe Baukosten

Januar 1933 117,4 103,7 116,8
Februar « 116,9 102,7 116,2
März » 116,6 103,0 115,3
April » 116,6 103,2 115,3
Mai

» 118,2 103,5 115,4
Juni » 118,8 103,4 115,4

Die Baustoffpreise ziehen seit März wieder an.

Infolgedessen ist auch die Abwärtsentwicklung
des Baukostenindex zum Stillstand gekommen.
Der Baukostenindex für Mai weist bereits wieder
eine — wenn auch geringe — Steigerung auf.
Auch der Lebenshaltungsindex ist im Steigen be-

griffen·
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